Bgzirksregierung ' ,
Diisseldorf X
%
‘\x:KLEERICH REGIONALPLAN ‘&'
%VE KREE DS IL ORF g;
) tka’’S __EWP_SF___Sﬁérl@_ﬁ*}i%it_%ﬂ?if‘___'___—__'_J
U E R ﬂ Die Beikarten/Erlauterungskarten
W F DEM und weitere  Informationen  sind
t folgend Int tad
E Z E KE Egierdero %eenzirekrsregigrjrr\r;e ] reSDSU'esseIdorf
\/ E LA E R § einsehbar:
D \ http://www.brd.nrw.de/planen_bauen/
G E |- D E R N ) regionalplan/rpd_e_112014.htm|
- KERK 7 RH:
WAC EUR
£
A GREFW_KRE J—
STALWESEFELD - Nep SEEE
& RSENW”.“( RBU RATH
/ NIEDER KOR £ SCH Rk =
\KR}E
b s = 4 il SOREMSCH
H DEN L|NGENE|D
SZ 2ZDORMUMZE
2D 25 AGENW 2
= v

www.brd.nrw.de


me10183
Schreibmaschinentext

me10183
Schreibmaschinentext

me10183
Schreibmaschinentext
Die Beikarten/Erläuterungskarten
und weitere Informationen sind 
unter folgender Internetadresse
bei der Bezirksregierung Düsseldorf
einsehbar:
http://www.brd.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_e_112014.html

me10183
Schreibmaschinentext





Der rdaumliche Geltungsbereich dieses Regionalplans umfasst das Gebiet der
Kommunen in den Kreisen Kleve, Mettmann, Viersen und dem Rhein-Kreis Neuss
sowie das Gebiet der kreisfreien Stadte Disseldorf, Krefeld, Mdnchengladbach,

Remscheid, Solingen und Wuppertal (Planungsgebiet Disseldorf).
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Die Planungsregion Disseldorf ist ein viel-
schichtiger, dicht besiedelter und intensiv
genutzter Raum in NRW. Sie umfasst die
Kommunen in den Kreisen Kleve, Mettmann,
Viersen und dem Rhein-Kreis Neuss sowie
die kreisfreien Stadte Disseldorf, Krefeld,
Monchengladbach, Remscheid, Solingen und
Wuppertal.

Abb. 1.1.1 Die Region

Die Planungsregion bildet den Nordteil der
Metropolregion Rheinland. Sie liegt im
zentralen Bereich zwischen den Benelux-
landern und dem Ruhrgebiet und wird
eingerahmt durch die benachbarten Ver-
waltungseinheiten Regionalverband Ruhr
und Regierungsbezirk Muinster im Norden
bzw. Nordosten, den Regierungsbezirk
Arnsberg im Osten, den Regierungsbezirk
Kéln im Suden und vom Kénigreich der
Niederlande im Westen. Die Planungsregion
teilt sich dabei mit dem Konigreich der
Niederlande eine gemeinsame Grenze von
138 Kilometern Lange.

Abb. 1.1.2 GroRraumige Lage
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Niederrheinisches

e Tiefland

N

Naturrdumlich lassen sich die drei ,GroR-
.’; — : regionen” niederrheinisches Tiefland, nieder-
[ el ] rheinische Bucht und Stderbergland unter-
— scheiden (vgl. Meynen und Schmithisen,

—— p— 1960). Industrialisierung und Urbanisierung
UISBURG SSEN @ haben die Rheinschiene sehr stark Uber-
- formt, so dass kulturlandschaftlich ein Teil-
raum Rheinschiene zu den drei genannten
Groliregionen erganzt wird (siehe Kapitel 2.2).
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Abb. 1.1.3 Naturrdumliche Grof3regionen
Stiderbergland

Niederrheinische m"
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“‘\\‘ S Die Siedlungsstrukturen der Kommunen in
“‘,_/\__\} ._‘ ‘__,\ der Planungsregion sind sehr unterschiedlich
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A 'Ffiﬁ' R R hochverdichteten metropolitanen GroRstadte
C: * 'J\\ "'[_\,‘ mit ihrem pragenden Einfluss auf das oft
\,}.._ 'y . - :/;i '_:,' ebenfalls dicht besiedelte Umland. Auf der
| 4 4 ‘r i f) e anderen Seite zéhlen auch gering verdichtete,
T - landlich gepragte Kommunen zur Planungs-
,/ & ’\:" region, in denen die landwirtschaftliche und
\\-. i l—\‘ die forstwirtschaftliche Bodennutzung weiter-
o . Jo NP hin von sehr groRer Bedeutung ist.
\ A . *rk;
‘,\H h':-l L Abb. 1.1.4 Kennwerte zur Siedlungsstruktur
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Die Region zahlt zu den wirtschaftsstarksten Regionen in Deutschland. Das Land NRW
erwirtschaftete 2012 mit 582,1 Mrd. € rund 22 % des Deutschen Bruttoinlandsprodukts
(BIP) und liegt damit deutlich an der Spitze aller 16 Bundeslander. Die Planungsregion
erwirtschaftet hiervon einen Anteil von 20 % (Statistische Amter der Lander 2012). Dabei
wird in der Planungsregion ein BIP pro Einwohner erreicht, das deutlich Gber dem Landes-
schnitt liegt.

11%

18%3@

3.600 km? 3,2 MIO Menschen
34.100 km? 17,8 MIO Menschen
FLACHENANTEIL BEVOLKERUNGSANTEIL

Wirtschaftsaktivitaten im Waren- und Dienstleistungsbereich und im Gewerbe- und
Industriebereich sind international vernetzt, wobei viele exportstarke Unternehmen in der
Region ihren Sitz haben und die Wertschépfung sowohl vor Ort als auch im globalen
Kontext stattfindet. Zudem gibt es einen breiten Branchenmix mit modernen und innova-
tiven Unternehmen, die vielfach mittelstandisch gepragt sind. Im Zusammenhang mit
raumgreifenden Nutzungen zdhlt zu dem Branchenmix aber auch die Rohstoffindustrie,
deren wirtschaftlichen Akteure von dem sehr gut ausgebauten und dicht geknlpften
Infrastrukturnetz profitieren. Auch die Landwirtschaft spielt mit ihrer verbrauchernahen
Produktion von Rohstoffen, Nahrungs- und Futtermitteln sowie ihrer Bedeutung fir den
Erhalt der Kulturlandschaft eine grolRe Rolle fiir den Regionalplan Disseldorf.

fc:
890 /2 520/

WIRTSCHAFTSANTEIL EINWOHNERDICHTE

20% BIP

Die Region und ihr Plan
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" 1.714.000 Erwerbstatige in der Planungsregion

N 17.000

Y Land- und
N | Forstwirtschaft,
o aad PRIMARSEKTOR Fischerei
)| ]
y V2 ‘
(' "‘“-’I | 365.000 Produzierendes Gewerbe
SEKUNDARSEKTOR

Offentliche und sonstige Dienstleister,
Erziehung und Gesundheit,
Private Haushalte mit Hauspersonal

und Kommunikation

TERTIARSEKTOR
|

anz-, Versicherungs- und
nternehmensdienstleister,
Grundstiicks- und Wohnungswesen

Dienstleistungshereich

1.332.000

,\\118.000
% T

124.000

Abb. 1.1.5 Wirtschaftsstruktur und Erwerbsstruktur

Im Bergischen Stadtedreieck ist gemessen am BIP das verarbeitende Gewerbe der domi-
nierende Wirtschaftsbereich. Wichtige Industrien sind die Metallindustrie, der Maschinen-
bau, die Elektroindustrie und der Fahrzeugbau. Der Kreis Kleve ist durch Unternehmen
des verarbeitenden Gewerbes, des Dienstleistungsbereiches und des Ernahrungsgewerbes
wirtschaftlich gepragt. Fast 50 % aller Erwerbstatigen in der Land- und Forstwirtschaft und
Fischerei der Planungsregion Dusseldorf arbeiten im Kreis Kleve. Im Kreis Viersen sind
Unternehmen aus den Bereichen Chemie, Maschinenbau und der Textil- und Bekleidungs-
industrie formend fur die Wirtschaftsstruktur. Im Kreis Mettmann ist sowohl der tertidre
Sektor (rund 170.000 Erwerbstatige) als auch der sekundére Sektor (rund 65.000 Erwerbs-
tatige) mit Produktionsstatten vor Ort bedeutend fir die Wirtschaftsregion. Die kreis-
freien Stadte und allen voran die Landeshauptstadt Disseldorf sind Zentren des tertidren
Sektors (rund 440.000 Erwerbstatige in der Landeshauptstadt Dusseldorf). Allerdings ist in
allen kreisfreien Stadten auch der sekundare Sektor von grofer Bedeutung, da auch hier
durch die gute internationale Vernetzung und die Export-orientierung ein stabiles Funda-
ment fur die wirtschaftliche Dynamik der Planungsregion geschaffen wird.

Die Region und ihr Plan
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Abb. 1.1.6 Einpendler

Die Planungsregion ist in vielerlei Hinsicht stark vernetzt mit ihren Nachbarn. Pendler
zwischen Wohn-, Arbeits- und Ausbildungsorten und vielfiltige Verbindungen bei den
Freizeit- und Erholungsraumen bilden ein starkes Geflecht tGber die Grenzen der Planungs-
region hinweg. Auch die Natur macht nicht an den Grenzen halt. Starke Verbindungen
bestehen zum Beispiel bei den Vogelschutzgebieten im Naturpark Maas-Schwalm-Nette
oder am unteren Niederrhein. Im Bereich der Bergischen Stadte gibt es wichtige Griinver-
bindungen zu waldreichen Nachbarkommunen in den Regierungsbezirken Arnsberg und
Koln. Eine besondere Wechselwirkung entsteht durch die Nachbarschaft zum Koénigreich
der Niederlande. Hier konnte in der Vergangenheit viel Trennendes berwunden werden
und eine vielfaltige, auf beiden Seiten der Grenzlage profitable Zusammenarbeit entstehen
und wachsen. Nicht zuletzt angesichts der unterschiedlichen Planungssysteme stellen sich
aber auch heute noch in der Praxis oft besondere Herausforderungen bei der grenziber-
schreitenden Abstimmung von Planungsvorhaben heraus.

Die Region und ihr Plan



18

Die wichtigste Vernetzung bildet aber der Rhein, sowohl in die Metropolregion Rheinland
hinein als auch ins Ruhrgebiet. Die Vernetzung zum Ruhrgebiet (zur Planungsregion des
RVR) ist aufgrund vielfaltiger raumstruktureller Verflechtungen (Siedlungsbander, Grin-
zlige, Abgrabungen etc.) sehr ausgeprdgt. Auch spielt der frihere Planungsgebiets-
zuschnitt (GEP99) mit der damaligen Einbeziehung der Ruhrgebietsstadte Duisburg,
Milheim an der Ruhr, Essen, Oberhausen und dem Kreis Wesel eine Rolle.

Die Vielschichtigkeit und die vielfaltigen Raumnutzungsinteressen aufgrund der hohen
Attraktivitat der Region macht es erforderlich, zukinftige Raumnutzungen miteinander in
Einklang zu bringen. Der Regionalplan koordiniert vielfaltige Interessen und zeigt Entwick-
lungskorridore auf. Die Leitvorstellung der Regionalplanung ist eine nachhaltige Raum-
entwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Anspriche an den Raum mit seinen
Okologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, groRrdumig ausge-
wogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhaltnissen in den Teilraumen flhrt. Unter
Einbezug dieser Leitvorstellung verfolgt der Regionalrat im Rahmen der raumordnerischen
Handlungsmoglichkeiten mit dem neuen Regionalplan folgende Perspektiven fir die
raumliche Entwicklung der Region:

e Metropolregion Rheinland

Der Regionalplan Disseldorf unterstitzt die Idee der europdischen Metropolregion
Rheinland. Interkommunale Kooperationen sollen die Metropolfunktionen in der Region
ausbauen.

¢ Nachhaltige Wirtschaft
Der Regionalplan bietet geniigend Flachenreserven fir die Wirtschaftsentwicklung in
allen Branchen. Hiermit sollen vorhandene Arbeitspldtze gesichert und zusatzliche
geschaffen werden. Insbesondere sollen gewerbliche und industrielle Bereiche die
Moglichkeit der Ansiedlungen von Emittenten absichern.

e Demographischer Wandel, Wohnen und starke Zentren
Der Regionalplan sichert die bedarfsgerechte Bereitstellung von Wohnbauflachen und
leistet zugleich einen Beitrag zum Flachensparen. Entwickeln sollen sich kompakte
Siedlungsstrukturen mit belebten Zentren und einer leistungsfahigen Versorgung.

e Energiewende unterstiitzen - Klimawandel mitdenken
Der Regionalplan soll eine kostenglnstige, sichere und umweltvertragliche Energie-

versorgung beférdern. Zudem sind die Erfordernisse des Klimaschutzes und der Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels als Querschnittsaufgaben mit einzubeziehen.

Die Region und ihr Plan



o Verkehrsfluss ermoglichen

Die rdaumlichen Voraussetzungen flr eine vertragliche Abwicklung des Verkehrs-
geschehens sollen gesichert werden. Hier gilt es entsprechende Raume freizuhalten.

Freirdume belassen

Vor allem aufgrund der hohen Siedlungsdichte misst der Regionalplan dem Freiraum-
schutz und der Freiraumqualitdt eine besondere Bedeutung bei. Eine schonende Inan-
spruchnahme des Freiraums durch andere Nutzungen wie bspw. dem Rohstoffabbau
oder dem Infrastrukturausbau sollen vor allem die Funktionen der Landwirtschaft, der
Wasserversorgung und der Natur und Landschaft sichern.

Mit Blick auf das ,,5 ha Ziel“ die Siedlungsentwicklung beobachten

Mit der schonenden Inanspruchnahme des Freiraums soll darauf hingewirkt werden,
dass in Nordrhein-Westfalen das tagliche Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflache
bis zum Jahr 2020 auf 5 ha reduziert wird. Das Siedlungsmonitoring der Bezirksregie-
rung Dusseldorf — Der blick — leistet einen_raumordnerischen Beitrag zur
Erreichung dieses Zieles. Dabei werden auch Brachflachen mit einbezogen, um das Ziel
der Verringerung der Flacheninanspruchnahme zu unterstitzen. Das Siedlungsmoni-
toring ist kontinuierlich im Hinblick auf die Einhaltung des ,5 ha Ziels” weiter zu ent-
wickeln.

Kulturlandschaft einbeziehen
Der Regionalplan thematisiert regionale Kulturlandschaft in pragnanten Teilrdumen.

Der Regionalrat verbindet damit den Wunsch ein starkeres regionales Bewusstsein zu
schaffen.

Die Region und ihr Plan
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Der Regionalplan Dusseldorf ist ein rdumlich und sachlich flachendeckendes Planwerk fir
das gesamte Planungsgebiet Disseldorf. Ausschlaggebend fiir die Entscheidung, ein ent-
sprechendes Gesamtwerk zu erstellen, war insbesondere die Uberzeugung, dass unter-
schiedliche Teilraume des Planungsgebietes nicht isoliert betrachtet werden sollten, denn es
gibt vielfaltige Wechselbeziehungen zwischen den Teilrdumen und (relativ) homogene
Teilrdume waren je nach Thematik auch sehr unterschiedlich abzugrenzen. Hinzu kommt,
dass auch Einzelthemen immer in engem Zusammenhang mit einer variierenden Anzahl
anderer Themen zu sehen sind, so dass auch thematische Teilplane nicht anzustreben
waren. Insoweit wird auch am bewahrten Konzept des Vorlduferplans GEP99 festgehalten,
der ebenfalls das gesamte damalige Planungsgebiet und alle Themen abdeckte.

Der Erstellung des Planwerks gingen sehr aufwdndige und breite Beteiligungsschritte
voraus. Als erste Meilensteine fur diesen offenen Prozess hatte der Regionalrat dabei ein
Startschuss-Papier als Diskussionsgrundlage in die Region getragen und in einer Auftakt-
veranstaltung gemeinsam mit wichtigen regionalen Akteuren Uber Strategien einer zu-
kinftigen Regionalentwicklung und Gber die Fortschreibung des Regionalplans diskutiert.
Im Nachgang fanden dann sogenannte erste ,Planergesprache” mit Vertretern von Kreisen
und Kommunen, sowie Verbdnden und Kammern statt. Darauf aufbauend wurden in
,Runden Tischen” und Arbeitsgesprachen Themen aus den Planergespradchen vertiefend
behandelt.

Insbesondere auf dieser Grundlage wurden Leitlinienvorschlage fir die Regionalplanfort-
schreibung erarbeitet. Diese sind vom Regionalrat zunachst nur als Arbeitsentwurf
beschlossen worden, denn danach hatten erst einmal die Trager 6ffentlicher Belange bzw.
Verfahrensbeteiligten (Behdrden, Kammern, Verbande) sowie die Offentlichkeit die Mog-
lichkeit, zu den Leitlinien Anregungen vorzutragen. Erst danach wurden die Uberarbeiteten
Leitlinien vom Regionalrat im Juni 2012 mit breiter Mehrheit beschlossen und dienten
nachfolgend als eine grobe Richtschnur fir die Erstellung des ersten Entwurfs des Regional-
plans.

Der daraus resultierende Regionalplan enthdlt textliche und graphische Darstellungen. Die
graphischen Darstellungen haben dabei auch bereits aus sich heraus Regelungsgehalt, der
sich aus der Legende und der zugehdrigen Definition der Planzeicheninhalte und -merk-
male (Kapitel 8.1) in Verbindung mit dem Raumordnungsgesetz (ROG) ergibt (z.B. der
Definition von Vorranggebieten in § 8 Abs. 7 ROG).

Der Regionalplan ist so aufgebaut, dass Doppelungen zum Landesentwicklungsplan mog-
lichst vermieden werden, denn soweit Bindungswirkungen im Hinblick auf Vorgaben des
Regionalplans bestehen, gelten diese fiir die Adressaten ohnehin auch bereits aufgrund
des Landesentwicklungsplans. Hierbei wurde im Ubrigen bereits wahrend das Planverfah-
rens insoweit von der Grundstruktur her nicht mehr auf den LEP von 1995 abgestellt,
sondern auf den neuen LEP, dessen erster Entwurf im Juni 2013 erschien.

Der Plangeber des Regionalplans geht von dem Szenario aus, dass der neue LEP in der Form
des Entwurfs vom Juni 2013 rechtswirksam werden wird. Fiir Anderungen am LEP-Entwurf
vom Juni 2013 nach dem Zeitpunkt des Erarbeitungsbeschluss gilt, dass auch diese im Zuge
des Aufstellungsverfahrens flr den neuen Regionalplan aufgegriffen und entsprechend dem
oben Gesagten gepriift werden. Dies kann bedeuten, dass Anderungen am Regionalplan-
entwurf vorgenommen werden missen, um eine Ubereinstimmung mit den zukinftigen
Festlegungen im neuen LEP zu erreichen. Ndhere Informationen zu diesen und anderen
rechtlichen Fragestellungen finden sich im Kapitel 6 des Regionalplans.

Allgemeine Angaben zum Planwerk und zum Verfahren
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In den nachstehenden Zielen, Grundsatzen und Erlduterungen werden zum Teil Begriffe
verwendet, die einer Definition bedirfen. Soweit dies nur eine Stelle des Plans betrifft,
erfolgt dies in den zugehorigen Erlauterungen.

Einige Begriffe werden jeden in mehreren Kapiteln und/oder Unterkapiteln des Regional-
plans verwendet. Diese werden daher zur Vermeidung von Wiederholungen hier an
zentraler Stelle definiert, so dass in den nachfolgenden Erlduterungen zu den einzelnen
Vorgaben auf diese Begriffsdefinitionen verwiesen werden kann.

e AuRenbereich

Der AulRenbereich setzt sich zusammen aus den Flachen, die nicht im Geltungsbereich
eines qualifizierten Bebauungsplans liegen und die auch nicht zu einem im Zusam-
menhang bebauten Ortsteil (,unbeplanter Innenbereich”) gehdren. Insgesamt sind die
Begriffe ,Aulenbereich”, ,qualifizierter Bebauungsplan” und ,im Zusammenhang
bebauter Ortsteil” im Sinne des BauGB zu verstehen.

e Brachflachen

Brachflachen sind Flachen, die ehemals wirtschaftlich fir Gewerbe (ohne Land- und
Forstwirtschaft), Industrie, Bergbau, Wohnen und/oder Verkehr genutzt wurden, aber
derzeit keine auf Dauer angelegte Nutzung aufweisen und die zugleich noch als ehe-
mals entsprechend genutzte Flachen erkennbar sind (auch Uber Bodenqualitaten oder
-belastungen — z.B. in Folge der Beseitigung von Bodenschichten, Versiegelungen,
Umlagerungen, Aufschittungen, stofflichen Einwirkungen). Bereiche, die sich noch in
oder vor einer in Genehmigungs- oder Zulassungsverfahren bereits geregelten Rekulti-
vierungsphase befinden, sind jedoch — ungeachtet ihrer etwaigen nicht dauerhaft sta-
tischen Nutzung — keine Brachen.

e Bauliicken

Baullicken sind entsprechend der Rahmenvorgaben des landesweiten Monitorings
Flachen bis zu einer GroRe von 2.000 m?, auf denen ein Planungsrecht nach § 30/§ 34
BauGB fir mindestens eine Wohneinheit besteht. Baullicken, die auf Brachflachen
bestehen, werden bei der Bedarfsberechnung fiir Wohnen als Baullicken und nicht als
Brachflachen in die Bilanzierung einbezogen.

e Ortsteil
Ein Ortsteil ist jeder Bebauungskomplex im Gebiet einer Gemeinde, der nach der Zahl
der vorhandenen Bauten ein gewisses Gewicht besitzt und Ausdruck einer organischen

Siedlungsstruktur ist. Andere Bebauungskomplexe, die die genannten Bedingungen
nicht erftllen, sind Splittersiedlungen.

Begriffsdefinitionen
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Leitbild

Leitbilder sind richtungsweisende und handlungsleitende (meist bildhafte) Vorstellungen
Uber machbare und wiinschbare Zukiinfte, die als Orientierungsrahmen flr Akteure in
der Region dienen und motivierend und koordinierend wirken sollen. Sie grenzen sich
zu den Vorgaben des Regionalplans (s.u.) insoweit ab, dass diese in weiteren Planungs-
prozessen einbezogen werden kénnen, aber nicht wie Vorgaben zu berlcksichtigen
oder zu beachten sind.

Militarische Konversionsflachen

Militérische Konversionsflachen sind in der Vergangenheit militdrisch genutzte Flachen,
die einem Verdnderungsprozess unterliegen und seit der Aufgabe der militarischen
Nutzung nicht a) lber einen Zeitraum von rund 20 Jahren einen durch Menschen
unverédnderten Zustand oder b) eine auf Dauer angelegte nicht-militdrische Nutzung
aufweisen (siehe dazu die Empfehlung der Clearingstelle EEG vom 01. Juli 2010 (2010/2)
zur Thematik Konversionsflachen; Clearingstelle EEG, 2010: S. 32). Unberihrt davon
bleibt die Frage, ob Konversionsflachen bereits Uberplant werden kénnen, wenn die
militarische Nutzung noch besteht, aber seitens der militdrischen Nutzer die Aufgabe
der militarischen Nutzung angekindigt wurde.

Planungsgebiet Dusseldorf (zugleich ,,Geltungsbereich des Regionalplans®)

Das Gebiet der Kommunen in den Kreisen Kleve, Mettmann, Viersen und dem Rhein-
Kreis Neuss sowie das Gebiet der kreisfreien Stadte DuUsseldorf, Krefeld, Mdnchen-
gladbach, Remscheid, Solingen und Wuppertal (alternativ mogliche Bezeichnungen:
Planungsraum Dusseldorf, Planungsregion Disseldorf).

Vorgaben des Regionalplans

Der Begriff ,Vorgaben des Regionalplans” umfasst die Ziele und Grundsatze des Regional-
plans gemalk § 3 ROG in Form textlicher und graphischer Darstellungen.

Ziele werden dabei in den einzelnen thematischen Kapiteln mit ,,Z“ und Grundsdtze
mit ,,G“ abgekirzt — jeweils plus Nummer (siehe auch das Abklrzungsverzeichnis).
Vorgaben der Raumordnung

Der Begriff ,Vorgaben der Raumordnung” umfasst die Ziele, Grundsdtze und sonstigen

Erfordernisse gemalk § 3 ROG auf den Ebenen der Raumordnung des Bundes, des Landes
und der Region.

Begriffsdefinitionen
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Die Versorgung der Bevolkerung und der Wirtschaft mit infrastrukturellen
Leistungen soll in der Region auf der Grundlage der Regionalen Raumstruktur und
der zentralen Orte gem. Beikarte 2A — Regionale Raumstruktur und Zentrale Orte -
nach dem Grundsatz der dezentralen Konzentration gesichert werden. Den raum-
lichen Erfordernissen der zentralortlichen Gliederung soll bei raumbedeutsamen
Planungen und MaRnahmen Rechnung getragen werden.

Die metropolitanen Funktionen der Landeshauptstadt Diisseldorf sollen in
Zusammenarbeit mit den Nachbarkommunen entwickelt werden.

Erlauterungen
1 Fur das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung ist die Gliederung des Raumes in
Zentrale Orte ein raumlicher Orientierungsrahmen. Es liefert in den Handlungsfeldern
Siedlung, Verkehr, Versorgung und Wirtschaft MaRstdbe, an denen sich raumwirksame
Entscheidungen ausrichten sollen. Die Einstufung ist aus dem geltenden Landesentwick-
lungsplan Ubernommen. Fur die raumwirksamen Fachplanungen stellen Zentrale Orte in
erster Linie einen Orientierungsrahmen und ein Angebot zum effektiven Mitteleinsatz dar.
Das zentralortliche System bietet aber ebenfalls fir unternehmerische Standort- und
Investitionsentscheidungen eine wichtige Orientierungshilfe. Im RPD sind Zielsetzungen
zur Siedlungsstruktur anhand der zentralen Orte formuliert (Bedarfsberechnung/Zentral-
ortlich bedeutsame Allgemeinen Siedlungsbereiche — ZASB). Die Entwicklung der Sied-
lungsstruktur ist somit auf dieses zentralortliche System ausgerichtet worden. Dabei gibt
die Beikarte 3B — Zentralortlich bedeutsame Allgemeine Siedlungs-bereiche — zu den ZASB
Hinweise darauf, dass es auch innerhalb der Gemeinden eine Gliederung der Zentralort-
lichkeit gibt. So haben Stddte mit oberzentralen Funktionen auch mittel- oder grund-
zentrale Aufgaben. Die Pulsare in der Beikarte 3B — Zentralortlich bedeutsame Allgemeine
Siedlungsbereiche — zeigen, wo sich Cluster von grundzentralértlichen Einrichtungen
ausgebildet haben.

Die Landeshauptstadt DUsseldorf ist nicht nur die bevolkerungsreichste, sondern auch
die wirtschaftsstarkste, diversifizierteste und global am intensivsten verflochtene Stadt im
Planungsgebiet. Sie hat eine ausgepragte Dominanz im politisch-administrativen, wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturell-wissenschaftlichen Bereich im Verhéltnis zu anderen
Zentren der Region. Der Zugang zur Welt, zum Wissen, zu Markten ist nirgendwo in der
Region geballter moglich als in der Landeshauptstadt. Metropolitane Funktionen ricken
eher weltstadtische Aspekte und die damit verbundenen Entwicklungs- und Wachs-
tumsimpulse in den Vordergrund. Die Stadt DUsseldorf ist aber aufgrund ihrer bestehen-
den flachenmaRigen GrolRe eingeschrankt in ihrer raumlichen Entwicklung. Die mit den
metropolitanen Funktionen verbundenen Wachstumsimpulse (unter anderem Wohnbau-
landversorgung, Wirtschaftsflaichenentwicklung, Kulturangebot, Hochschulen, Verkehrs-
ausbau) kénnen in Zusammenarbeit mit den anderen Kommunen der Region gemeinsam
genutzt und ausgebaut werden.

Zentrale Orte in der Region
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Den rdumlichen Erfordernissen der Kulturlandschaft soll bei raumbedeut-
samen Planungen und MaBBnahmen Rechnung getragen werden. Hierbei sind vor
allem die Kulturlandschaftsbereiche nach Beikarte 2B — Regionale Kulturland-
schaften, Kulturlandschaftsbereiche — und die kulturlandschaftlichen Leitbilder in
den Erlduterungen 3-6 zugrunde zu legen.

Regionale Siedlungsmuster und -formen sollen in ihrer Eigenart und Typik
sowie an ihren Riandern und Ubergingen zum Freiraum erhalten und weiterent-
wickelt werden.

Die kulturlandschaftlichen strukturellen und funktionalen Raumbeziige und
ErschlieBungsstrukturen, inshesondere der Denkmaler und Denkmalbereiche in
ihrem Wirkungsraum, sowie die zugrunde liegenden Nutzungsmuster sollen wegen
ihres historischen Zeugniswerts gesichert werden. Neue bauliche Uberpriagungen
sollen hinsichtlich Lage, Art und Gestaltung auf die besonderen landschaftlichen
und kulturellen Werte eingehen.

Die Kulturlandschaften der Region und ihre Denkmaler sind vielfiltig und
insbesondere per Fahrrad durch Freizeit- und Tourismusangebote erschlossen.
Diese besondere Form der Aneignung und Vermittlung des Wertes von Kulturland-
schaft soll ausgebaut werden.

Die im Boden befindlichen Strukturen, die auf zeitliche Schichten kulturland-
schaftlicher Entwicklung hinweisen, bestehen aus palaontologischen, geoarchdo-
logischen und archdologischen Relikten. Aufgrund der historischen Raumnutzung
sind sie ubiquitdr zu vermuten. Den raumlichen Erfordernissen dieses kulturland-
schaftlichen Aspektes soll bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen
Rechnung getragen werden.

Erlauterungen

Die Kulturlandschaft der Planungsregion Disseldorf ist dem Zwiespalt zwischen Erhalt
des traditionellen Raumgefiiges und dem Erhalt der Wirtschaftlichkeit dieser hocheffizien-
ten Stadtlandschaft mit seinem andauernden Urbanisierungsdruck ausgesetzt. Deshalb
gilt auch in dieser Region, dass das Konstante in der Kulturlandschaftsentwicklung ihr
Wandel ist. Kulturlandschaft ist kein Endprodukt einer planerischen Entscheidung,
sondern immer temporares Abbild eines Entwicklungsprozesses. Auch wenn sich dieses
Abbild kontinuierlich weiterentwickelt, ist es das, was in einer Region Image und Heimat
ausmacht. Dieses Abbild formt sich meist in unterschiedlichen (zeitlichen) Schichten im
Raum. Deshalb sind keine Ziele Uber raumliche Zustidnde, sondern inhaltliche AnstoRe in
Form von Grundsatzen und Leitbildern bildhaft formuliert. Diese zielen auf Uberdrtliche
Belange der Kulturlandschaft ab, welche in den weiteren Fach- und Bauleitplanungen
einbezogen werden sollen.

Die Region des RPD — im nordlichen Rheinland gelegen — ist kulturlandschaftlich mit
seiner Ausdehnung vom Niederrhein bis zum Bergischen vielfaltig. Das bergisch Schroffe
unterscheidet sich eindeutig von ruhigen niederrheinischen Landschaften. Das metro-
polenhafte an der dynamischen Rheinschiene liegt benachbart zu sehr konstanten, land-
lich gepragten Gegenden. Diese Kulturlandschaften sind das Ergebnis eines langen Kulti-
vierungsprozesses, in dem der Rhein immer die wichtigste Rolle gespielt hat. Industriali-

Kulturlandschaft im nordlichen Rheinland — lebendiges Erbe ...
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sierung und Urbanisierung haben in der Rheinschiene zu einer sehr starken Uberformung
der naturraumlichen GroRregionen (siehe Kap.1.2) gefihrt. Unter Zusammenfassung von
kleineren im LEP-Entwurf vom Juni 2013 unterschiedenen Kulturlandschaften am Nieder-
rhein kdnnen in der Region des RPD vier regionale Kulturlandschaften identifiziert werden.

Flusslandschaft
Niederrhein

Diisseldorfer Rheinschiene

Abb. 2.2.1 Kulturlandschaften

e Bergisches Land

e Rheinische Ackerlandschaft
e Disseldorfer Rheinschiene
e Flusslandschaft Niederrhein

Alle vier Kulturlandschaften sind vom Kern aus gedacht und Uberlagern sich soweit, dass
grolRere Grenzsaume entstehen. Die vier Kulturlandschaften verfligen Uber ein grofRRes
landes- und regional bedeutsames kulturlandschaftliches Inventar. In der Beikarte 2B
— Regionale Kulturlandschaften, Kulturlandschaftsbereiche — sind regionale Kulturland-
schaftsbereiche hervorgehoben, die besonders pragend fir die einzelnen Teilregionen
sind. Diese regionalen Kulturlandschaftsbereiche sind zum einen aus dem Ansatz der
historischen Kulturlandschaft (vgl. LVR 2013) und zum anderen aus physischen raumlichen
Komponenten, wie Walder, Flisse, landschaftliche Morphologie und dem Siedlungsgefiige
herausgearbeitet worden. Hierbei dhneln sich Kulturlandschaftsbereiche. Diese Ahnlich-
keiten spiegeln sich in den finf Typen der regionalen Kulturlandschaftsbereiche wieder.

Kulturlandschaft im nérdlichen Rheinland — lebendiges Erbe ...



Die Bruchlandschaften sind Niederungsbereiche, die mit verschiedenen Kultivierungs-
malknahmen besonders fur die Landwirtschaft nutzbar gemacht wurden. Durch Systeme
von Entwdsserungsgraben entstanden aus moorig-nassen Standorten Feuchtstandorte fur
eine Grinlandbewirtschaftung.

Die Waldlandschaften sind Bereiche, in denen die Forstwirtschaft die landschaftsbild-
pragende Rolle einnimmt. Auffillig sind groRere Waldgebiete entlang der niederlandischen
Grenze und im bergischen Land.

Die Flusslandschaften sind die Bereiche, in denen die Fliekgewdasser mit ihren Auen pra-
gend flr die Landschaftsentwicklung und die Landnutzung sind und waren. Rhein, Niers,
Wupper, Erft, Schwalm und Nette und viele andere Flisse und Badche sind ausschlagge-
bend fir die Kultivierung der Landschaft der RPD. Die drei Kulturlandschaften Bergisches
Land, die Dusseldorfer Rheinschiene und die Flusslandschaft Niederrhein sind durch ihre
jeweils ganz eigene Gewasser- und Auennutzung gepragt.

Die Ackerlandschaften sind durch weite Sichtbeziehungen und der ackerbaulichen
Nutzung geprdgt. Meist sind die Bereiche flurbereinigt und die dortigen Produktions-
bedingungen werden von der Landwirtschaft als optimal wahrgenommen. Der landwirt-
schaftliche Kultivierungsansatz mit seinen verdnderten und in der Vergangenheit intensiver
gewordenen Produktionsweisen ist pragend fur diese Bereiche.

Die Stadtlandschaften sind die Bereiche, die iiberwiegend eine bauliche physische Uber-
pragung in den vergangenen Jahrhunderten erhalten haben.

Kulturlandschaftliches Inventar verdichtet sich aber nicht nur in Kulturlandschafts-
bereichen, sondern kommt haufig auch punkt- oder linienhaft in der Landschaft vor. Die
Beikarte 2C zeigt entsprechende kulturhistorische Orte und linienhafte Strukturen auf. In
der Uberlagerung mit den hervorgehobenen Kulturlandschaftsbereichen erkennt man,
dass diese singuldren Punkte und Linien sich meist in einem entsprechenden Kontext
eines Kulturlandschaftsbereiches wiederfinden. Alle Linien und Punkte kénnen unter
KuLaDig (Internetportal fur kulturlandschaftliches Inventar — http://www.KulLaDig.de/) ndher
recherchiert werden. Der Hinweis in der Karte bedeutet an dieser Stelle, dass hier mit
einem historischen Kulturlandschaftsinventar zu rechnen ist.

Die Erlduterungen 3 — 6 gehen auf die vier Kulturlandschaften mit ihren Besonderheiten
ein. Die schlagwortartig formulierten Leitbilder sollen entsprechend des Grundsatzes G2
mit in nachgeordnete Planungen einbezogen werden.

¢ | zuG1 Bergisches Land

Das Bergische Land ist eine Berg- und Tallandschaft, die mit der Wasserkraft zur Wiege
der Industrie wurde. Landschaftlich ist es durch die zum Teil waldreichen Taler und Hohen,
die Wupper und ihre zahlreichen Nebenbache, das Schwarzbach- und Angerbachtal und
das Mettmanner Losslehmgebiet mit seiner wellig-hligeligen, offenen Landschaft gepragt.
Holzreichtum, Erz- und Kalkvorkommen und die Nutzung der Wasserkraft haben sehr frih
die Metall- (Werkzeuge, Klingen, Schlissel) und Textilverarbeitung und damit einen wesent-
lichen Teil der Frahindustrialisierung in Europa hervorgebracht. Der Bereich nérdlich von
Wuppertal ist gepragt durch die aufgelassenen Kalksteinbriiche, die die bergische Land-
schaft sehr stark Gberformt haben. Dennoch bleiben immer gréRere und kleinere Bereiche
der urspringlich bauerlich gepragten bergischen Landschaft erkennbar, so dass die beiden

Kulturlandschaft im nordlichen Rheinland — lebendiges Erbe ...
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Wesensmerkmale der sowohl industrialisierten als auch bauerlich geprégten Landschaft
ablesbar sind.

Neben diesen gewachsenen und sich nach wie vor im Wandel befindlichen Strukturen ist
dieser Raum vor allem aufgrund seines prahistorischen Fundes des so genannten Nean-
dertalers bekannt. Eine Menge historischer Stadtkerne sowie die frihindustriellen Orte
und Strukturen pragen das Bauliche der Teilregion. Vor allem verkehrstechnische Bauten
wie die Mlngstener Briicke oder die Wuppertaler Schwebebahn gehéren zum kulturland-
schaftlichen Inventar. Insgesamt sind die Errungenschaften der Eisenbahnen im gesamten
Teilraum mit vielen historischen Strecken der Industrialisierung immer wieder erkennbar.
Siedlungsstrukturell ist das Siedlungsband an der Wupper mit seiner Nahe zum bewalde-
ten Freiraum ebenso interessant, wie die Bebauung der Hohen im sidlichen Bereich des
bergischen Stadtedreiecks. Insgesamt ist die Siedlungsstruktur im Vergleich zur Rhein-
schiene wesentlich starker mit den Freirdumen vernetzt und durchdrungen, so dass von
fast allen Siedlungsbereichen eine sehr gute, fulldufige Erreichbarkeit des Freiraumes
gegeben ist.

LEITBILD 1:
Bergisches Land — Freiraumqualitat ausbauen — Industriekultur
nutzen:

e Bergisches Griin entlang der Wupper
ausbauen

Die Wupper ist der zentrale Fluss fur die drei
bergischen GroRstadte. Die Uferzonen der
Wupper sollen durch MaRnahmen zur Ver-
besserung der Zugadnglichkeit in Verbindung
mit einer erhéhten Wasserqualitat intensiver
genutzt werden konnen. Die Wupper soll
weiter als wichtige Biotopvernetzung auch
im Stadtband ausgestaltet werden.

e Bergische Waldterrassen vernetzen die Rheinschiene mit dem Bergischen Land

Die Bergischen Waldterrassen sollten weiter zur Naherholung der Einwohner der
Rheinschiene und fir eine Verbundstarkung fur Natur und Landschaft vernetzt werden.
Hierbei soll vor allem das Wald-Offenlandverhaltnis immer in den Blick genommen
werden. Das Bild der typischen bergischen Kulturlandschaft soll durch einen ausgewo-
genen Mix von Waldflachen und offenen Landschaftsraumen entwickelt werden. Vor
allem die nur noch wenig erlebbaren Heidelandschaften auf den bergischen Terrassen
sollten wieder in ihrer spezifischen Landschaftsqualitdt erlebbar gemacht werden.

o Bergischer Trassenverbund kulturlandschaftlich gestalten
Das Bergische kann sich als Landschaftlicher Erlebnisraum mittels guten Fahrrad-

streckennetzes weiter qualifizieren. Die vielen industriekulturellen Schienentrassen
kdnnen in einer sinnvollen Zwischennutzung hierfiir genutzt werden.

Kulturlandschaft im nordlichen Rheinland — lebendiges Erbe ...



e Bergisch Pepita: Regionale Siedlungs- und Baukultur weiterentwickeln

An vielen historischen Orten ist regionale Baukultur mit Fachwerk in Verbindung mit
Schiefer und griinen Fensterladen oder mit grinderzeitlichen Arbeiterquartieren und
Villenvierteln deutlich sichtbar. Hinzu kommt, dass die Siedlungsstruktur des Bergi-
schen kleinteilig, vernetzt und vielfach originell ist. Die Landschaft bietet keinen Raum
fir grolBe Monostrukturen und setzt bis heute groRflachigen Siedlungs- und Gewerbe-
flichen enge Grenzen. Ergebnis ist ,Bergisch Pepita” die typische kleinteilige Durch-
mischung von Wohnen und Arbeiten sowie starke Verzahnung von Landschaft und
Stadt. Zukinftige Bau- und Siedlungskultur sollte diese Merkmale weiterentwickeln.

e Schliissel, Klingen, Werkzeuge — Friihindustrielle Erfindungen der Region weiter-
entwickeln und vermarkten

In der vorgenannten Siedlungsstruktur a la Bergisch Pepita arbeiten viele Unter-
nehmen in kleinen Einheiten und zeichnen sich vor allem durch Erfindungsgeist aus.
Dieses kleinteilige industriekulturelle Erbe gilt es weiter erlebbar zu machen und weiter
zu entwickeln.

4 | zu G1 Rheinische Ackerlandschaft

Die landwirtschaftliche Nutzung guter Ackerboden und die Revierthematik des Tagebaus
entwickelt sich weiter in Richtung sldliches Rheinland. Sie bilden einen Zusammenhang
mit den stdlich liegenden Kulturlandschaften des Regierungsbezirks Koéln. Daneben bilden
die intensiven Urbanisierungsprozesse der letzten 50 Jahre zwischen den drei groRen
Stadten Monchengladbach, Krefeld und Dusseldorf eine groRe Bandbreite suburbaner
Siedlungsformen. Zwischenstadt in Verbindung mit einer sehr produktiven Agrarwirtschaft
erzeugt das Bild einer verstadterten Ackerterrasse. Zudem bestehen intensive wirtschaft-
liche und geschichtliche Bezlige innerhalb der Textilbranche in dieser Teilregion. Wichtige
naturrdumliche Bereiche sind die Erftauen und die Knechtstedener Klosterlandschaft am
alten Rhein. Beide heben sich deutlich von den stark ackerbaulich gepragten Landschaften
mit ihren weiten Sichtbeziehungen ab.

LEITBILD 2:
Ackerterrassen und Energielandschaft gestalten — Naturelemente
nutzen:

e Aus Zwischenstadt wird Stadtland
schaft

Die verstddterte Ackerterrasse ist in der Ver-
gangenheit vor allem durch die starke Subur-
banisierung in die ackerbauliche Landschaft
hinein entstanden. Siedlungsteppiche wech-
seln sich ab mit der Weite von ackerbau-
lichen Ribenfeldern. Neue Siedlungen sollten
in ihrer Gestaltung vor allem die Landschaft
starker einbeziehen.

Kulturlandschaft im nordlichen Rheinland — lebendiges Erbe ...
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e Grune Verbiinde auf den Ackerterrassen

Uber die Ausweisung von Schutzgebieten kann in den groRflachigen fruchtbaren
Ackerlandschaften kein Biotopverbund aufgebaut werden. Deshalb kommt in Ergan-
zung zur Erftaue und zu den begrinten Siedlungsrandern, allen weiteren Saumbioto-
pen — beispielsweise Hecken, Geholzreihen, Feldrainen, Ackerstreifen, Blihstreifen und
Wegrandern — eine besondere Bedeutung fir die Biotopvernetzung und die Férderung
der Agrobiodiversitat als Lebens- oder Rickzugsraum fir Tiere und Pflanzen zu.

e Energielandschaften entlang der nérdlichen Tagebaukante

Zuklnftig soll die Gestaltung der Tagebauhinterlassenschaften fir die Menschen einen
grinen lebenswerten Freiraum eréffnen. Neben wirtschaftlichen Entwicklungen (Con-
tainerterminal, Gewerbegebietsentwicklungen) ist es eine der kulturlandschaftlichen
Herausforderungen, die Energielandschaften der Windkraft hierbei einzubinden und
zu gestalten. Der Freiraumverbund zwischen den beiden Flisse Erft und Niers kann mit
einer Freiraumachse entlang des nordlichen Tagebaus gestarkt werden.

¢ Nordkanal — blaugriine Verbindung zwischen Rhein und Niers ausbauen

Die Bedeutung des Nordkanals im kulturlandschaftlichen Sinne ist schon innerhalb der
EUROGA deutlich erkannt und thematisiert worden. Dies sollte weiter gedacht werden
auch im Sinne einer 6kologischen Vernetzung entlang des Gewassers zwischen Niers
und Rhein.

e Griine Inseln vernetzen

Die Ackerlandschaft ist das Pragende der Teilregion. In ihr liegen ,grine Inseln” wie
beispielsweise die Knechtstedener Klosterlandschaft, die Museumsinsel Hombroich
oder das Dycker Landchen. Solche Inseln gilt es in Zukunft weiter zu vernetzen.

° | zu G1 Flusslandschaft Niederrhein

Die Teilregion Flusslandschaft Niederrhein ist die Landschaft der Flisse Rhein, Niers,
Maas, Schwalm und Nette. Wichtige historische Entwicklungen wie die Romerbesiedlung
oder Siedlungsentwicklungen der Niederlander und Franken stehen immer im engen
Zusammenhang mit den Flissen und dem Wasser am Niederrhein. Und diese historischen
Entwicklungen machten den Niederrhein auch zu einer Grenzregion, die sie bis heute
darstellt. Der Limes und die niederlandische-deutsche Grenze seit 1815 sind pragend fir
die Landschaft. Aufgrund der fast ubiquitdren Kies- und Sandlagerstétten in der Ndhe zum
Rhein ist aus der Flusslandschaft in einigen Bereichen eine Seenlandschaft entstanden.

Die Landschaft und das Siedlungsgeflige sind gepragt von Einzelhtfen, Bauernschaften
und Kirchdoérfern, Burgen und Schléssern und Mihlen. Sie stehen inmitten der Acker-
flachen, auf den Uferwéllen und mitten im Grin, welches vielfach mit Hecken, Weiden-
und Baumreihen gegliedert ist.

Im Vergleich zu den anderen Teilregionen gibt es viele kultivierte Bruchniederungen. Das

Flache der vielfach landwirtschaftlich gepragten Landschaft ermoglicht oft Silhouetten-
bilder von niederrheinischen Dorfern mit ihren Kirchturm- und Burgspitzen. Die Gesamt-
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schau dieser Elemente gibt dieser von Offenheit gepragten Landschaft einen parkahn-
lichen Charakter.

Allein weite Teile des Grenzbereiches zu den Niederlanden sind grofkflachig bewaldet. Die
Grenzen spielten bei vielen gesellschaftspolitischen Konflikten am Niederrhein eine wich-
tige Rolle. Zeugnisse vom romischen Limes Gber mittelalterliche Landwehren und neuzeit-
licheren Festungen mit dazugehorigem Wasserwegeausbau (Fossa Eugeniana, Nordkanal)
bis hin zum Zweiten Weltkrieg (Westwall, Kampfgebiete im Hoch- und Reichswald) sind
deren kulturlandschaftliche Spuren.

LEITBILD 3:

Niederrhein — die griine Flusslandschaft:

e Grune Parklandschaft Niederrhein
weiter vernetzen

Die Landschaft des Niederrheins hat weite
Teile parkdhnlichen Charakters. Grine Wie-
senlandschaften sollen als wichtigster Bau-
stein der Parklandschaft Niederrhein ver-
netzt und entwickelt werden. Die Flisse,
Bache und Graben eignen sich auch fir die
Vernetzungen von niederrheinischen Struk-
turen.

Bruchlandschaften griin halten

Bruchgebiete sind grolkflachige Feuchtwiesengebiete oder Waldgebiete mit Bruch- und
Sumpfwaldern, in denen der besondere Gebietscharakter durch das Element Wasser
erlebbar wird, bspw. in Form von Stillgewassern und wassergefillten Graben sowie
anhand des Bewuchses und der Bodenstruktur erkennbar nasser Bereiche. Die Bruch-
gebiete blieben bis auf einzelne Hofe oder Kleinstsiedlungen in der Regel siedlungsfrei.
Typischerweise reihen sich die Ortschaften an ihren Rédndern im Ubergangsbereich zu
den angrenzenden hoéher gelegenen, fruchtbareren Gebieten wie eine Perlenschnur
aneinander. Als unverkennbares Element des Niederrheins sollen sie dkologisch ent-
wickelt oder bei einer Besiedlung entsprechend gestaltet werden.

Grenzregion weiter verbinden

Der Niederrhein findet seine , Anziehungskraft des Fremden” immer wieder an der
Grenze zu den Niederlanden. Auch wenn es sicher mehr kulturlandschaftliche Gemein-
samkeiten entlang der Grenze gibt als Unterschiede, so machen die Brlcken in die
Niederlande immer wieder den heimatlichen Reiz am Niederrhein aus, den es aus-
zubauen gilt.

Rheinlandschaft — Dynamischer Rhein

Als landschaftspragende Elemente besitzen die letzten noch bestehenden naturnahen
Rheinschlingen, Mdander und Auegewasser neben ihrer 6kologischen Bedeutung auch
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einen hohen kulturellen Wert und sollten fur die Gestaltung der unteren Rheinland-
schaft genutzt werden.

6 | zu G1 Diisseldorfer Rheinschiene

Der Rhein ist reich an Zeugnissen der Kulturlandschaftsgeschichte mit seinen siedlungs-
raumlichen und landschaftspragenden Merkmalen. Hierzu zadhlen auch die historisch
gewachsenen Siedlungskerne entlang des Rheins mit ihrem Bezug zur Wasserlage.
Geschichte ist hier erlebbar. Die Kulturlandschaft Dusseldorfer Rheinschiene ist wie eine
Schnur entlang des Rheins mit vielen verschiedenen siedlungsraumlichen oder naturland-
schaftlichen Perlen. Im flussnahen Landschaftsbild dominiert zwar der Rhein mit seiner
Aue, jedoch sind die flussnahen Bereiche und die Nieder- und Mittelterrasse rechts und
links des Rheins durch eine starke Besiedlung gekennzeichnet. Dieses nahezu geschlossene
Siedlungs-, Gewerbe- und Industrieband ist durchzogen und flankiert von einem leis-
tungsstarken Verkehrssystem. Diese intensiven Uberprdgungen haben die urspriinglich
bauerlich gepragte Kulturlandschaft in einen sehr dicht besiedelten, intensiv genutzten
Wirtschaftsraum umgewandelt. In diesem Band blitzen standig Perlen kulturhistorisch
bedeutsamer Bauten aber auch landschaftlich wertvoller Parks, Garten und Auenland-
landschaften auf. Die vielen Rheinschlingen, die Windungen alter Rheinverlaufe sind
immer wieder Orte des Rheins, die stindig wiederkehren und erkennbar sind (siehe
Beikarten 2B — Regionale Kulturlandschaften, Kulturlandschaftsbereiche — und 2C
— Kulturlandschaftsbereiche, kulturhistorische Orte und linienhafte Strukturen). In den
Rheinauen sind die urspriinglichen Auenwalder grofitenteils verschwunden. Sie wurden
durch Acker, Griinland und Pappelpflanzungen ersetzt. Zum Teil wird dieser Bereich heute
noch infolge des hohen Grundwasserstandes und der periodischen Uberschwemmungen
als Dauergrinland genutzt.

LEITBILD 4:

Vater Rhein hat viele Perlen:
e Rheinlandschaft — Dynamischer Rhein

Der Rhein ist Lebensader des rheinischen
Lebens. Hier kénnen Radwegenetze weiter
verknlpft, Rheinpromenaden weitergebaut
und die Rheinschifffahrt gestarkt werden.
Behutsame  Freizeiteinrichtungen, Bade-
schiffe und vielleicht auch neue Wohn-
formen am Wasser kdnnen Ausdruck fur
rheinische Lebensfreunde und Innovation
am Rhein sein.

e Rheinauen weiter vernetzen
Landschaftspragende Elemente der Rheinschlingen und Windungen aus der Vergan-

genheit konnen fir die Gestaltung der Rheinlandschaft genutzt werden. Die Rhein-
bdgen, Rheinschlingen und Kéampen sollen in der Landschaft hervorgehoben werden.
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In dem Siedlungsband der Rheinschiene bietet der Rhein ein vergleichsweise hohes
Vernetzungspotential fiir den Biotopverbund. Dieser sollte weiter ausgebaut werden.

¢ Rheinvertraglich Wasserlagen weiter entwickeln

Dem Siedlungsdruck am Rhein sollte in unmittelbarer Flussndhe nur Raum einrdumt
werden, wenn Hochwasser, Okologie und vertragliche Freizeitnutzungen dies zulassen

| zu G2 Regionaltypische Einzelhdfe, Hofgruppen, Weiler, Dorfer, Stadte kdnnen
Siedlungsmuster darstellen.
8 | zu G3 Raumliche Muster sind besonders haufig bei Adelssitzen und Kléstern zu
erkennen. Sie haben oft ein raumwirksames System von ehemals abhdngigen Hofen,
Muhlen und Dorfern, von Teichen, Graben und Stauwehren, Waldern, Wegen und Alleen
hinterlassen.
o | zu G5  Der Schwerpunkt der im Fachbeitrag des LVR-Amts fir Bodendenkmalpflege
im Rheinland definierten archéologischen Bereiche liegt auf Erwartungsrdumen bzw.
Prognoseflachen, die nach wissenschaftlichen Kriterien erarbeitet wurden (vgl. LVR 2013).
Die einzelnen archaologischen Bereiche haben spezifische Auspragungen, wie z.B. romische
Siedlungskammern oder urgeschichtliche Siedlungs- und Nutzungsgunstraume. Daher
sind Uberschneidungen von archiologischen Bereichen gegeben. Die Darstellung von
archadologischen Bereichen im Fachbeitrag bedeutet nicht, dass es in den Ubrigen Raumen
keine Bodendenkmaler gibt.
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Klimaschutz und Klimaanpassung

Den raumlichen Erfordernissen des Klimawandels soll bei raumbedeutsamen
Planungen und MaBnahmen Rechnung getragen werden, sowohl durch MaBnah-
men, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpas-
sung an den Klimawandel dienen.

Erlauterungen
! MaRnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken sind MaRnahmen zur Begrenzung
der Treibhausgasemissionen (z.B. Energieeinsparungsmallnahmen, MaBnahmen zur Stei-
gerung der Energieeffizienz oder der Ausbau regenerativer Energien) oder zur Bindung
von Treibhausgasen (z.B. Aufforstungen oder der Erhalt von Mooren). Diese sind auch als
Klimaschutzmafnahmen zu bezeichnen.

2 Klimaanpassungsmaflnahmen sind hingegen Malknahmen, die den Prozess des Klima-
wandels in der Regel weder positiv noch negativ beeinflussen, aber mit denen z.B. Sied-
lungsstrukturen oder Freiflachennutzungen so angepasst werden, dass sie mit dem zu
erwartenden kinftigen Klima besser vereinbar sind (z.B. die Vermeidung von Infrastruktur-
einrichtungen in zunehmend Uberschwemmungsgefahrdeten Bereichen oder die Opti-
mierung von Bellftungsschneisen in zunehmend hitzegefahrdeten Bereichen). Im Einzel-
fall kdnnen KlimaanpassungsmafRnahmen aber auch zugleich KlimaschutzmalRnahmen sein
(z.B. Anpflanzungen, die sowohl lokal zur Kaltluftentstehung beitragen, als auch Treibhaus-
gase binden).

Hinzuweisen ist ferner darauf, dass der Regionalplan neben dieser allgemeinen Grund-
satzvorgabe auch weitere Vorgaben in anderen Kapiteln (z.B. Energie) enthalt, die als ein
Begriindungselement auch auf die Thematik des Klimawandels zurlckzufiihren sind.

Klimadkologische Ausgleichsraume

Zur Erhaltung und Verbesserung luft- und klimahygienischer Verhdltnisse
soll die Funktionsfahigkeit raumbedeutsamer klimadkologischer Ausgleichsraume
gesichert werden. Dabei sollen in Ventilationsschneisen weitere Einengungen bzw.
Verriegelungen verhindert werden. In Luftaustauschgebieten sollen Bauleit- und
Landschaftspldne so gedndert oder beibehalten werden, dass sie im Ergebnis dazu
beitragen, dass Bodenbedeckungen bzw. Bodennutzungen beibehalten oder so
gedndert werden, dass sich Verbesserungen fiir den Luftaustausch ergeben. Insbe-
sondere sollen in den Luftaustauschgebieten keine Barrierewirkungen zu den
Siedlungsbereichen entstehen, die den Wirkungsraum darstellen.

Erlauterungen
Klimaokologische Ausgleichsfunktionen sind gegeben, wenn eine Wechselwirkung

zwischen Siedlungs- bzw. Belastungsgebiet (Wirkungsraum) und dem Ausgleichsraum
besteht. Klimatkologische Funktionen sind wirksam, wenn einerseits der Schadstoffgehalt
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der belasteten Luft im Verdichtungsgebiet bzw. Siedlungsbereich abgebaut wird (Luft-
hygiene) und andererseits aufgrund der ventilierenden Wirkung Schwiilebelastungen
gemindert werden (Klimahygiene). Unabhangig von lokalen und regionalen Windsyste-
men sind geschlossene Waldgebiete fir beide Wirkungen positiv zu bewerten. Raum-
bedeutsame Ausgleichsrdume sind dabei insbesondere solche, die erhebliche Bedeutung
fur Siedlungsraume gemal Regionalplan haben.

Beeintrachtigende Nutzungen und insbesondere Emissionsquellen im Luv der Sied-
lungsbereiche (der windzugewandten Seite entsprechend der Hauptwindrichtungen)
mindern die Wirksamkeit klimaokologischer Ausgleichsraume.

3 Fur klimadkologische Ausgleichsrdaume spielen deshalb die Windverhaltnisse bzw. die
Haufigkeit der austauscharmen Strahlungswetterlagen eine wichtige Rolle.

Klimaokologische Ausgleichsraume werden hinsichtlich ihrer Hauptfunktionen unter-

schieden in Ventilationsschneisen, Luftaustauschgebiete und bioklimatisch wertvolle
Rdaume.
® Ventilationsschneisen sind bevorzugte Bahnen der Frischluftzufuhr in die Siedlungs-
bereiche. Die Frischluftzufuhr aus Luftaustauschgebieten erfolgt durch lokale und zum Teil
regionale Zirkulationssysteme, wie thermisch bedingte Flurwinde oder reliefbedingte
Hangab- und Bergwinde; die Ventilationswirkung ist aber auch durch groRraumige Wind-
felder bei Ubereinstimmung der Windrichtung mit der Ventilationsschneise gegeben.
Ventilationsschneisen kdnnen unbebaute Tdler oder Hange — wobei die Seitentdler und
Flussniederungen zur Kaltluftproduktion beitragen —, aber auch zusammenhdngende,
weitgehend hindernisfreie, d.h. auch waldfreie Flachen mit linearer Struktur sein. Der
Wirkungsgrad hangt von der DurchllUftungsmoglichkeit und der Ndhe zum Belastungs-
raum ab. Den Wirkungsgrad der Ventilationsschneisen kdnnen Verriegelungen und Ein-
engungen erheblich mindern. In besonderem MaRe nachteilig sind Emissionsquellen in
Ventilationsschneisen — vor allem in Héhen, in denen Kalt- und Frischluft nachweisbar
sind. Diese emittierten Schadstoffe vermischen sich nur wenig mit der Umgebungsluft
und fihren talabwarts zu erhdhten Immissionsbelastungen. Flusslaufe und sie begleitende
Freiflachen haben den Charakter von Ventilationsschneisen. Klimaokologische Bedeutung
haben ferner linienhaft strukturierte bis in die Stadtzentren hineinragende Griinziige oder
Freiraume.
5 Die Uferfronten, insbesondere die ufernahen Siedlungsrander, sollten moglichst offen
gehalten werden, um den Absaugeffekt durch die freiflachenbedingte Strémung moglichst
weit in die bebauten Bereiche wirken zu lassen. Besondere Bedeutung haben mit FlieR-
gewassern im Zusammenhang stehende Ventilationsschneisen insofern, dass ggf. vorhan-
dene Flurwinde und reliefbedingt erzeugte lokale Windsysteme nicht schon am Rande
dicht besiedelter Rdume abgebremst werden, sondern auch diese Raume erreichen
kdnnen.

Waldgebiete haben sowohl eine glinstige als auch eine unglnstige klimatische Wir-
kung: Einerseits hat der Wald eine Bedeutung als Frischluftproduzent aufgrund der Filter

wirkung flr Luftverunreinigungen, andererseits kann er bei schwachwindigen und aus-
tauscharmen Wetterlagen den Transport der Frischluft in die gerade bei solchen Wetter-
lagen stark belasteten Verdichtungsgebiete behindern. Deshalb sollten in Ventilations-
schneisen keine Aufforstungen erfolgen.
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8 Luftaustauschgebiete im Sinne dieser Vorgabe sind Raume aullerhalb Belastungs-

raume, in denen in lufthygienischer Sicht vergleichsweise unbelastete Luft vorhanden ist
bzw. wo der Schadstoffanteil belasteter Luft verringert wird. Die Wirksamkeit von Luftaus-
tauschgebieten wird vorzugsweise bei wolkenarmer Witterung und schwachen Luftdruck-
gegensatzen (Winden) deutlich. Nur wahrend solcher Situation kénnen lokale und auch
regionale Zirkulationssysteme durch thermische Unterschiede zwischen Siedlungsbereich
bzw. Belastungsraum und Freifliche oder durch reliefreiche Oberflachengestaltung
entstehen. Voraussetzungen sind ausreichend groRe, kaltluftproduzierende Flachen. Das
sind vorwiegend landwirtschaftliche Flachen, insbesondere Grinland. Walder liefern
keinen nennenswerten Beitrag zur Kaltlufterzeugung. Bei allgemeinen lebhaften Winden
— vorausgesetzt, es besteht eine entsprechende Strémungsrichtung — findet selbstver-
sténdlich auch (und vor allem) ein Transport von Luft aus dem Luftaustauschgebiet in den
Ballungsraum statt. Luftaustauschgebiete sind auch als bioklimatisch wertvoll (verringerte
Schwilebelastung) einzustufen, da die hier bei Strahlungswetterlagen in der Nacht auf-
tretenden niedrigen Temperaturen in angrenzenden Wirkungsrdumen fir abnehmende
Warmebelastung sorgen.

Die Kaltluftproduktion eines Luftaustauschgebietes ist abhangig von seiner flachen-
maRkigen Ausdehnung und der Beschaffenheit des Erdbodens insbesondere hinsichtlich
Vegetationsart sowie -menge. Werden diese vegetationsbestandenen Gebiete durch
Besiedlung (in bebauten Flachen findet nur wenig Verdunstung statt) oder andere Nut-
zungen wesentlich reduziert, verringert sich die Kaltluftmenge; im Extremfall kénnen
dadurch sogar Flurwindsysteme zusammenbrechen. Daher wird in Satz 2 eine Vorgabe an
Planungsvorhaben (insb. Bauleitplanung und Landschaftsplanung) vorgesehen, die daflr
sorgen sollen, dass die Bodenbedeckungen bzw. Bodennutzungen beibehalten oder so
gedndert werden, dass sich Verbesserungen fur den Luftaustausch ergeben. Kleinere
Kaltluftgebiete vermogen zumeist nicht zur Verbesserung der Belastungssituation im
Siedlungsbereich beizutragen, da ihr klimatisches Regenerationspotential zu gering ist.
lhre klimaverbessernde Wirkung beschrankt sich auf die Flache selbst und ihre unmittel-
bare Umgebung.

10 Der Freiflachensicherungsgrad, d.h. vereinfacht ausgedrickt der klimabezogene Grad
der Bedeutung einer Flache flr einen oder mehrere Wirkungsrdaume, soll die Grundlage
fir die Festlegung von Luftaustauschgebieten und Ventilationsschneisen darstellen. Der
Freiflachensicherungsgrad hangt von den Kaltluftbedingungen auf der Freiflache (Mog-
lichkeit der Bildung und Bewegung) und den Durchliftungsverhaltnissen ab, die auf der
Freiflaiche und den ihr zugeordneten Siedlungsbereichen als Wirkungsrdume herrschen.
GroRere Gebiete mit hohem Freiflachensicherungsgrad haben die Funktionen von Haupt-
luftaustauschgebieten und bei bandartigen Strukturen zusatzlich die von Hauptventilations-
schneisen.

1 Fur den Erhalt klimadkologischer Ausgleichsraume spielt insbesondere die Land-
schafts- und Bauleitplanung eine entscheidende Rolle. An sie richtet sich daher auch der
entsprechende Grundsatz in erster Linie und zielt dabei auf raumbedeutsame klimatische
Auswirkungen (insbesondere solcher von Uberortlicher Bedeutung z.B. weil durch Vor-
haben substantielle Auswirkungen in mehreren Kommunen zu erwarten oder grolere
Teile von ASB-Bereichen in einer Kommune betroffen waren).

12 pie genaue Lage und aktuelle Bedeutung der Rdume ldsst sich aber in der Regel nur

auf einer sehr kleinteiligen Ebene unterhalb der Region ermitteln und kann sich z.B. durch
zwischenzeitliche Nutzungsdnderungen auch laufend andern. Auf eine kartographische
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Abgrenzung klimadkologischer Ausgleichsrdume wird daher an dieser Stelle verzichtet.
Die entsprechende Thematik soll einzelfallbezogen auf nachfolgenden Verfahrensstufen
unter Berlcksichtigung der kleinraumigen Verhaltnisse (z.B. Kommunengrenzen Uber-
schreitende Frischluftbahnen) abgearbeitet werden — wobei darauf hinzuweisen ist, das
auch kleinflachige Verdnderungen groBere und/oder Gberértliche Auswirkungen haben
konnen. Der Berlcksichtigung und dem Erhalt zusammenhangender Freiraumsysteme in
entsprechend relevanten Bereichen kommt in diesem Zusammenhang eine besondere
Bedeutung zu.

13 Bei Bedarf gibt aber die ehemalige Erlduterungskarte Klima des GEP99 einen ersten
Eindruck der Situation. Die darin eingetragenen klimaokologischen Ausgleichsraume
waren mittels eines digitalen Gelandeklimamodells ermittelt worden. Diese Erlduterungs-
karte des GEP99 kann bei der Regionalplanungsbehorde Disseldorf eingesehen werden.
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Siedlungsbereiche entwickeln,
Freiraum schUtzen

Die Kommunen haben bei der Bauleitplanung zu gewahrleisten, dass die Sied-
lungsentwicklung innerhalb des Siedlungsraumes stattfindet. Dies gilt nicht fiir die
Bauleitplanung fiir Wohnen und Gewerbe in den zeichnerisch nicht als Siedlungs-
raum dargestellten Ortsteilen. Hier ist die stadtebauliche Entwicklung auf den Bedarf
der ortsansassigen Bevélkerung und Betriebe auszurichten (Eigenentwicklung).

In den in der Beikarte 3A — Sondierung fiir eine zukiinftige Siedlungsentwick-
lung — dargestellten Sondierungsbereichen (Sondierungsbereiche fiir den Siedlungs-
raum) sind raumbedeutsame Planungen und MaBBnahmen ausgeschlossen, die mit
einer GIB- oder ASB-Nutzung nicht vereinbar sind.

Erlauterungen
1 Der Siedlungsraum besteht aus den zeichnerisch dargestellten Bereichen, die in der
Legende unter ,1. Siedlungsraum® aufgefihrt sind. Im Sinne einer nachhaltigen Raum-
entwicklung wird durch die Konzentration der Siedlungsentwicklung auf den Siedlungs-
raum eine Entwicklung gewahrleistet, die zur langfristigen Auslastung der Infrastruktur
beitragt, Verkehr vermeidet und zusammenhdngenden Freiraum sichert. Von dieser
Konzentration auf den Siedlungsraum sind die Entwicklungen in den nicht als Siedlungs-
bereich dargestellten Ortsteilen ausgenommen. Hier kdnnen Bauflachen und Baugebiete
bauleitplanerisch dargestellt werden, die sich am Bedarf der in diesen Ortsteilen ansassi-
gen Bevolkerung (natlrliche Bevolkerungsentwicklung) orientieren. Der Wohnraumbedarf
der ortsansassigen Bevolkerung wird damit gewahrleistet (Eigenentwicklung). In dem
MaRe, wie diese Ortsteile auch Standorte landwirtschaftlicher Betriebe sind, sollen bei
der Eigenentwicklung auch die Entwicklungsmoglichkeiten existenzfahiger landwirtschaft-
licher Betriebe berlcksichtigt werden (vgl. Kap. 4.5.1). Alle dariber hinaus gehenden
bauleitplanerischen Flachenentwicklungen, die den Flachenbedarf von zuziehenden
Einwohnern decken sollen, missen innerhalb der Siedlungsbereiche erfolgen. Die Erwei-
terung bestehender gewerblicher Betriebe in den nicht als Siedlungsraum dargestellten
Ortsteilen am vorhandenen Standort ist moglich, soweit nicht andere raumordnerische
Vorgaben am Standort entgegenstehen. Bandartige bauliche Entwicklungen entlang von
Verkehrswegen sind ebenso wie die Entstehung, Verfestigung und Erweiterung von Streu-
und Splittersiedlungen im Freiraum entsprechend LEP-Entwurf vom Juni 2013, Ziel 6.1-4
zu vermeiden. Uber die dargestellten Freiraumbereiche hinaus gibt es auch innerhalb der
dargestellten Siedlungsbereiche kleinteilige Flachen, die Freiraumfunktionen wahrnehmen
oder ergdnzen konnen. Deren Entwicklung ist Aufgabe der Bauleitplanung oder der Land-
schaftsplanung.

2 Die Umwandlung der Sondierungsbereiche in ASB oder GIB erfordert eine Regional-
plananderung. Im Kreis Kleve sind die Bereiche des Gewerbeflachenpools als Sondie-
rungsbereiche gesichert, die aktuell nicht mehr als GIB dargestellt sind. Hiermit soll die
Moglichkeit ihrer erneuten Darstellung im Regionalplan flir den Fall der Rickabwicklung
des Gewerbeflachenpools (Vorgaben im Kapitel 3.3) gewahrleistet bleiben.

Festlegungen fir den gesamten Siedlungsraum
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Verantwortungsvolle
Flacheninanspruchnahme

Die kommunale Baulandentwicklung muss bedarfsgerecht erfolgen.

Um die landesplanerischen Ziele ,Vorrang der Innenentwicklung” und der
»Fldchensparsamen Siedlungsentwicklung” im Planungsgebiet zu verwirklichen,
muss die kommunale Baulandentwicklung nach folgenden zeitlichen und raum-
lichen Kriterien durchgefiihrt werden:

Innen- vor AuBBenentwicklung:

Innenpotentiale befinden sich innerhalb der Siedlungsbereiche. Zu diesen In-
nenpotentialen zihlen geeignete Brachflachen, Bauliicken und im Bebauungs-
plan als Baugebiete gesicherte Flachenreserven, die bereits erschlossen sind.
AuBenpotentiale sind alle bauleitplanerisch gesicherten Flachenreserven, die
nicht Innenpotentiale sind. Innenpotentiale sind vor Auenpotentiale zu entwi-
ckeln. Wenn die Innenpotentiale in den Kommunen nicht ausreichen, eine be-
darfsgerechte lokale Siedlungsentwicklung zu gewadhrleisten, sind AuBen-
potentiale fiir die Siedlungsentwicklung zu nutzen.

Bietet diese Option ebenfalls nicht geniigend Reserven, kénnen Siedlungs-
potentiale (im Regionalplan dargestellte, aber bisher nicht durch den Flachen-
nutzungsplan in Anspruch genommene Siedlungsbereiche) durch Bauleit-
planung entwickelt werden.

Flachentausch:

Ein Flachentausch ist méglich, wenn ein AuBenpotential nicht verfiigbar oder
nicht mehr umsetzbar ist. Ein Flachentausch ist der Verzicht auf die bauleit-
planerische Sicherung von diesen nicht mehr bendtigten Auenpotentialen im
Gegenzug zu einer Neudarstellung einer Bauflache im FNP. Im Ausnahmefall
kann im Rahmen des Flachentausches auch die Umwandlung eines Innenpoten-
tiales zu einer Freifldche erfolgen, wenn es zur klimaékologischen Verbesserung
beitriagt oder andere zwingende naturschutzfachliche Griinde fiir die Offen-
haltung der Flache vorliegen.

Flachenriicknahme:

Bestehen in den Bauleitplanen Reserven fiir eine Siedlungsentwicklung, die den
Bedarf deutlich (siehe Tabelle 3.1.2.2 Kommunen mit **Kennzeichnung) liber-
steigen, sind Reserven durch Bauleitplaninderung nicht mehr als Bauflachen
oder -gebiete in Bauleitplanen darzustellen und somit dem Freiraum zuzufiihren.
Hierzu sind solche AuBenpotentiale, die am Rande der Siedlungsbereiche im
Ubergang zum Freiraum liegen ebenso wie den Eigenbedarf iibersteigende
Flachenreserven in den nicht dargestellten Ortsteilen heranzuziehen. Aus-
nahmsweise lassen sich auch Innenpotentiale zu einer Freifliche umwandeln,
wenn es zur klimadkologischen Verbesserung beitragt oder andere zwingende
naturschutzfachliche Griinde fiir die Offenhaltung der Flache vorliegen. Fiir alle
Umplanungen gilt, dass eine Riicknahme nur durchzufiihren ist, wenn keine
Entschadigungsanspriiche nach BauGB ausgelost werden.
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Die im ,Flachenbedarfskonto” ausgewiesenen Fliachenbedarfe kénnen im
Planungszeitraum ohne weitere Bedarfspriifung durch eine Regionalplananderung
umgesetzt werden.

Erforderliche flachenintensive KompensationsmaBnahmen sollen auBerhalb
der Siedlungsbereiche in den Bereichen zum Schutz der Natur, in den Bereichen fiir
den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierten Erholung oder in den Regi-
onalen Griinziigen geplant werden.

Kommunen mit raumbedeutsamen Brachflachen sollen sich friihzeitig mit
den benachbarten Kommunen und der Regionalplanungsbehérde iliber ein Brach-
flaichenkonzept verstiandigen.

Erlauterungen

Die im Regionalplan dargestellten Siedlungsbereiche sind bedarfsgerecht entsprechend

LEP-Entwurf vom Juni 2013, Ziel 6.1-1 dimensioniert. Die Darstellungsgréfien orientieren
sich an den in den beiden folgenden Tabellen aufgefihrten kommunalen Bedarfen. Hier-
mit wird den Kommunen ein bedarfsgerechter Entwicklungsrahmen bereitgestellt. Dieser
deckt die quantitativen und qualitativen Flachenbedlrfnisse unter Beachtung der abseh-
baren Bevolkerungs- und Wirtschaftsentwicklung gemessen fliir den Planungszeitraum ab.
Auf Basis eines Siedlungsmonitorings wird in Zusammenarbeit mit den Kommunen alle
drei Jahre Uberprift, ob gentigend Flachenreserven zur Verfligung stehen, um die weitere
Siedlungstatigkeit fir den Planungszeitraum bedarfsgerecht zu steuern und sicherzu-
stellen. Hierzu werden planerisch gesicherte Flachenreserven auf der einen Seite und der
Bedarf auf der anderen Seite bilanziert. Die Kommunen sind durch Ziel 1 gehalten, durch
Bauleitplanung sicherzustellen, dass genlgend Reserven flr eine bedarfsgerechte Ent-
wicklung vorgehalten werden.
2 Die Berechnung des Bedarfs an Wirtschaftsflaichen erfolgt Uber den sogenannten
»regionalen Handlungsspielraumansatz”. Dies ist eine modifizierte Trendfortschreibung,
welche mit einem Controlling verbunden ist, welches im Rahmen des periodisch wieder-
kehrenden Siedlungsmonitorings durchgefihrt wird. Zugrunde liegende Kriterien sind
Umfang und Qualitdt bestehender Bauflachenreserven, Umfang und Qualitat der Inan-
spruchnahmen gewerblicher Bauflachen in einem Beobachtungszeitraum von 10-Jahren
und Brachflachen. Auf Basis dieser Beurteilungskriterien wird in einer quantitativen und
gualitativen Bilanzierung festgestellt, ob die Region immer noch lber so viele planerisch
gesicherte Flachenreserven verflgt, dass Flachenwiinsche, die in der Vergangenheit
realisiert wurden, auch in Zukunft realisiert werden konnen.

Festlegungen flr den gesamten Siedlungsraum
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Tab. 3.1.2.1 Bedarf und Reserven in den Kommunen der Planungsregion fiir
WIRTSCHAFTSFLACHEN Stand 01.01.2012

davon Reserven

Entwicklungs- in GIBZ (Haten,

48

Kommun Bedarf nach @l %otr?ntiﬁle i« ir:ltizg(ieyés Anmerkunden
ommine ISP (D e cher?e GIitess((:arvge?lsfur q(ta)werbe, Srnge
Gewerbe in ha) *** B;de?;t"seghe
Standorte
Planungsregion 2660 3117
Dusseldorf* 294 225 49 Flachenbedarfskonto: 69 ha |
Krefeld 198 223 133
Ménchengladbach 192 207 45
Remscheid* 111 81 Flachenbedarfskonto: 30 ha
Solingen* 124 86 Flachenbedarfskonto: 38 ha
Wuppertal* 248 165 Flachenbedarfskonto: 83 ha
Kleve, Kreis
Bedburg-Hau 18 1 !
Emmerich am Rhein 44 90 i
Geldern 43 30 !
Goch 34 21
ssum 10 o Im Kreis Kleve gibt es
Kalkar 14 1 keine bilanzrelevanten |
Kerken 6 1 Veranderungen aufgrund
Kevelaer 44 33 der Pilotphase des
Gewerbeflachenpools. |
Kleve 50 94 In den Entwicklungs- |
Kranenburg 12 3 potenzialen befinden |
Rees 16 12 sich 181 ha aus dem |
Rheurdt 4 4 Flachenkonto des Pools.
Straelen 45 28 i
Uedem 20 3 !
Wachtendonk 10 5
_Weeze M A e |
Mettmann, Kreis 453 451
Erkrath 32 32 |
Haan* 50 36 Flachenbedarfskonto: 14 ha
Heiligenhaus 26 41 i
Hilden 48 50 E
Langenfeld (Rhld.)* 62 46 Flachenbedarfskonto: 16 ha |
Mettmann 30 45 i
Monheim am Rhein* 42 16 Flachenbedarfskonto: 26 ha !
Ratingen 75 86 i
Velbert 62 74
Wwalfath 25 27 e |
Rhein-Kreis Neuss 393 560
Dormagen 77 94 12
Grevenbroich 61 97 18 i
Juchen 16 58 18 i
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Kaarst 30 42

Korschenbroich 39 46

Meerbusch 39 44 10
. Neuss 119 164 26
__Rommerskirchen __ 13 16

Briggen 16 28

Grefrath 11 11

Kempen 46 47

Nettetal 30 102 72

Niederkriichten 10 169 150

Schwalmtal 18 27

Tonisvorst 20 50

Viersen 61 103 35
_Willieh %2 0
Summe Planungsregion 2660 3117 (Davon: 568) EITSMENIG [ SES [Pl §

bedarfskonto: 275 ha

* in diesen Kommunen besteht ein nicht gedeckter Bedarf, der in das Flachenbedarfskonto: Tab.3.1.2.3
Flachenbedarfskonto mit StartgréfRen fir Wohnen und Wirtschaftsflachen Stand 01.01.2012 eingebucht
wird.

*** hierin sind aufgenommen die Reserven auf der kommunalen Ebene zum Zeitpunkt 01.01.2012 und die
im Entwurf vorhandenen regionalplanerischen Reserven Stand April 2014

3 Mittels des sogenannten Komponentenmodells wird der zukinftige regionale Woh-

nungsbedarf flr die Kreise und kreisfreien Stadte anhand der Haushaltsvorausberechnung
NRW (ITNRW 2012) in Wohneinheiten berechnet. Der regionale Bedarf wird dann anhand
raumordnerischer Kriterien auf die Kommunen umgelegt. Danach wird anhand eines
Dichtemodells der kommunale Flachenbedarf ermittelt. Eine Stadt oder Gemeinde ver-
flgt dann Uber ausreichende Reserven in den Bauleitplanen und im Regionalplan, wenn
der Bedarf fiir den Planungszeitraum gedeckt werden kann.

Tab. 3.1.2.2 Bedarf und Entwicklungspotentiale in den Kommunen der Planungsregion fiir

WOHNEN
Entwicklungs-
: davon
(gfégg::ieh Reserven fir
Kommune Bedarf in WE . In und Um - Anmerkungen
EIEEIEENE Dusseldorf
Reserven in in WE
WE***)
Planungsregion (gerundet) 108250 112150
i Dusseldorf 32750 20500 Unterdeck in Diisseldorf
! nterdeckung in DUsseldor
i Krefeld* 5800 8150 2100 von rund 12.050 wird durch
' Mdnchengladbach, 6850 6650 IN und UM Diisseldorf
i Remscheid, 1800 1650 ggdeckt._ Rund 3850 WE
Solingen,*&** 3050 4450 350 kénnen in der Stadt Duisburg
verortet werden.
: Wuppertal * 5750 6200 750

Festlegungen flr den gesamten Siedlungsraum
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Kleve, Kreis

i Bedburg-Hau 800 750 ;
{ Emmerich am Rhein, Stadt 1800 1700
i Geldern, Stadt 1900 1550
i Goch, Stadt 1950 2000 !
L Issum 450 500
{ Kalkar, Stadt 600 1300 E
| Kerken 400 500
! Kevelaer, Stadt 1700 1700
| Kleve, Stadt 2600 2750
! Kranenburg 500 550 |
i Rees, Stadt 750 900
' Rheurdt 300 350 i
| Straelen, Stadt 850 900
1 Uedem 450 600
\ Wachtendonk 350 450 i
| Weeze . 600 ! 500 ] i
Mettmann, Kreis 10550 14150
i Erkrath, Stadt 850 1200
! Haan, Stadt 850 1000
! Heiligenhaus, Stadt 650 750
! Hilden, Stadt** 1150 2050 !
{ Langenfeld (Rhid.), Stadt 1400 1900
' Mettmann, Stadt 900 1000 !
é Monheim am Rhein, Stadt* 850 1300 300 i
! Ratingen, Stadt 1800 1850 i
| Velbert, Stadt* 1550 2300 450
| Wwalfrath, Stadt* 0 800 - 00 !
Rhein-Kreis Neuss 17850 21400
i Dormagen, Stadt* 2700 3150 500
Grevenbroich, Stadt 2450 2550
i Jiichen 1050 1150 !
| Kaarst, Stadt 1750 1750
! Korschenbroich, Stadt 1550 1800 250 !
i Meerbusch, Stadt* 2200 4300 2100
i Neuss, Stadt* 5450 6050 400 ;
| Rommerskirchen 650 | 650 |
i Viersen, Kreis 7750 12000
! Briiggen 450 600 !
{ Grefrath 350 650 §
' Kempen, Stadt** 1000 1750
| Nettetal, Stadt** 1000 1950
i Niederkrtichten 300 600
' Schwalmtal 600 750 !
| Tonisvorst, Stadt * 800 1200 250
| Viersen, Stadt*%** 1850 3000 350 !
i Willich, Stadt* 1480 500 - 00
Summe Planungsregion 108150 112150 8200
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* In dieser Kommune sind neben dem kommunalen Bedarf auch zusatzlich Standorte fiir den Bedarf In
und Um Dusseldorf planerisch gesichert. Dieser Bedarf ist aufgrund des Flachenrankings in den einzel-
nen Kommunen festgestellt worden.

** in dieser Kommunen besteht ein kommunaler Flacheniberhang (siehe Ziel 2 zur Flachenriicknahme)

*** hjerin sind die Reserven auf der kommunalen Ebene zum Zeitpunkt 01.01.2012 und die im Entwurf
vorhandenen regionalplanerischen Reserven Stand April 2014 aufgenommen

Bedarfsprifungen bei Wohnen und Gewerbe erfolgen immer flr einen Planungszeit-
raum. Der Fortschreibung des RP fir die Siedlungsbereichsdarstellungen lag ein Planungs-
zeitraum von 20 Jahren zugrunde, beginnend mit dem Erarbeitungsbeschluss. In der
Umsetzung des RP wird fur die Neuaufstellung von FNPs ein Planungszeitraum von in der
Regel 15 Jahren zugrunde gelegt, fir FNP-Anderungen von in der Regel 10 Jahren, begin-
nend mit dem Aufstellungsbeschluss fiir die FNP-Anderung.
> | zuz2 Aufgabe der Kommune ist es, in ausreichendem MalRe Bauland zur Verfugung
zu stellen. Dabei sind auch die landesplanerischen Ziele ,Vorrang der Innenentwicklung”
und der ,Flachensparsamen Siedlungsentwicklung” (LEP-Entwurf vom Juni 2013, Ziele
6.1-6 und 6.1-11) zu beachten. Deshalb sind vorrangig die Innenpotentiale zu nutzen. Bei
der Prufung, wie viel Innenpotentiale noch vorhanden und zu nutzen sind, sollen Bau-
licken bei der Bilanzierung nur zu 50 % als entwicklungsfahige Flachen einbezogen wer-
den. Einzubeziehende geeignete Brachflachen (Definition des Begriffs Brachflache siehe
Kap. 1.3) im Kontext dieses Ziels sind solche, die fir eine neue Nutzung zur Verfligung
stehen, fur diese geplante Nutzung geeignet sind und von den Stadten und Gemeinden
als mindestens langfristig (bis zu 10 Jahren) verfiigbar bewertet werden und innerhalb des
Siedlungsraumes liegen. Die Gewahrleistung der bedarfsgerechten lokalen Siedlungsent-
wicklung ist immer dann gegeben, wenn die einbezogenen Reserven ausreichen, um die
gewerbliche oder wohnbauliche Flachenvorsorge fir den Planungszeitraum in der Kom-
mune sicherzustellen.

Die AuRenpotentiale sollen erst dann durch die Kommunen mobilisiert werden, wenn nur
noch so wenige Innenpotentiale vorhanden sind, dass die gewerbliche oder wohnbauliche
Flachenvorsorge fir den Planungszeitraum in der Kommune nicht mehr sichergestellt
werden kann (Innen- vor AulRenentwicklung).

Im Sinne einer nachhaltigen Nutzung der Ressource Boden sollen die Siedlungspotentiale
(im Regionalplan dargestellte, aber bisher nicht durch den Flachennutzungsplan (FNP) in
Anspruch genommene Siedlungsbereiche) erst dann durch vorbereitende Bauleitplanung
mobilisiert werden, wenn die oben genannten Innen- und Aullenpotentiale soweit ausge-
schopft sind, dass die gewerbliche oder wohnbauliche Flachenvorsorge fir den Planungs-
zeitraum in der Kommune nicht mehr sichergestellt werden kann.

Flachen, die in den Bauleitpldanen fir eine bauliche Entwicklung vorgesehen sind, deren
Umsetzung jedoch nicht erfolgen kann (z.B. fehlendes Eigentimerinteresse, schwierige
ErschlieBung, veranderte kommunalpolitische Zielsetzung) sollen getauscht werden. Im
Zuge der Flachennutzungsplananderung zur Neudarstellung einer neuen Bauflache soll im
gleichen Umfang eine andere Bauflache an anderer Stelle zurlickgenommen werden.
Vorrangig sollen AulRenpotentiale getauscht werden. AulRenpotentiale in den nicht als
Siedlungsraum dargestellten Ortsteilen, sollen dann getauscht werden, wenn sie nicht zur
Deckung des Eigenbedarfes dieser Ortsteile erforderlich sind. Innenpotentiale sollen nur
in Ausnahmefallen herausgetauscht werden, da die Entwicklung der Innenpotentiale
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vorrangig geschehen soll, um dem Ziel Innen- vor AuRenentwicklung Genige zu tun. Flr
alle Umplanungen gilt, dass ein Tausch nur durchzufihren ist, wenn keine Entschadi-
gungsanspriche nach BauGB ausgeldst werden.

Die in der Tabelle markierten Kommunen (**) haben einen deutlichen Flacheniberhang
auf der Ebene der Bauleitplanung. Eine Rickplanung soll vorrangig bisher noch landwirt-
schaftlich oder flr Erholungszwecke genutzte, jedoch im FNP flr eine bauliche Entwick-
lung vorgesehene Flache (AuBenpotential) in Siedlungsrandlage einbeziehen. Hier bieten
sich solche Standorte an, die nicht in der Nahe eines vielfiltigen Angebotes von offent-
lichen und privaten Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen liegen. Zu den moglichen
Tauschpotentialen gehoren auch wohnbauliche FNP-Reserven in den nicht als Siedlungs-
raum dargestellten Ortsteilen, die nicht zur Deckung des Eigenbedarfes der Ortslage
erforderlich sind.

5 | zu z3 Fur die Stadte und Gemeinden, in denen ein Bedarf fur die Entwicklung neuer
Bauflachen fiir Gewerbe oder Wohnen auf Basis der o.g. Bedarfsberechnungsmethode
festgestellt wurde und fir die keine geeignete Flache im Regionalplan dargestellt werden
konnte, ist der Bedarf schriftlich festgehalten worden (,Flachenbedarfskonto”) und kann
zu einem spateren Zeitpunkt durch eine Regionalplandanderung an einem geeigneten
Standort umgesetzt werden. Sie kdnnen nur durch eine Regionalplananderung umgesetzt
werden, aber innerhalb der Regionalplananderung erfolgt keine Bedarfspriifung. Es ist
moglich, Bedarfe einer Stadt oder Gemeinde durch eine interkommunale Zusammen-
arbeit (bspw. durch Gewinn- und Kostenteilung bei der Flachenentwicklung) auRRerhalb
des Stadt- bzw. Gemeindegebiets planerisch umzusetzen, wenn die Kommune zustimmt,
die laut Flachenkonto einen zusatzlichen Bedarf hat.

Tab. 3.1.2.3 Flachenbedarfskonto mit StartgroBen fiir Wohnen und Wirtschaftsflachen
Stand 01.01.2012

Kommune Wohnen Wirtschaftsflachen

| zu G1 Flachenintensive Kompensationsmanahmen sind MalRnahmen, die zu einer

Verringerung der Siedlungsflachenreserven fihren wirden. Solche MaBnahmen sollen im
Freiraum und nur als Ausnahme innerhalb des Siedlungsraumes erfolgen. Solche Aus-
nahmen sind Grin- und Freiflachen, die aus stadtklimatischen Grinden von einer bau-
lichen Entwicklung freigehalten oder als abschlieRende Zasur zum Freiraum hin gestaltet
und entwickelt werden sollen. Mit dieser Regelung wird die vorrangige bauliche Ausnut-
zung von Reserven im bestehenden Siedlungsraum sichergestellt.
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8 | zu G2 Raumbedeutsame Brachflaichen kénnen aufgrund ihres groRen Flachen-

potentials einen Einfluss auf das regionale Gleichgewicht haben. Deshalb soll Gber ein
Brachflachenkonzept eine friihzeitige Abstimmung mit regional und fachlich betroffenen
Akteuren erfolgen. Die Raumbedeutsamkeit ist zuvor im Einzelfall zu prifen. Eine Raum-
bedeutsamkeit liegt auch vor, wenn die auf der Brachflache vorgesehenen Nachnutzungen
(z.B. Wohnbauflachen, Gewerbliche Bauflachen) das der Region zur Verfligung stehende
Mengengerist erheblich beeinflussen. Die Potentiale, die auf diesen besonderen Brachen
bestehen, werden erst als Reservepotential in der Bedarfsberechnung fir neue Bau-
flachen in der Region einbezogen, wenn die kommunalen Planungsziele feststehen.

Konversion

Vor der baulichen Nachnutzung von regional bedeutsamen militarischen
Konversionsflachen sollen Nutzungskonzepte erarbeitet werden.

Die mit einer Nachnutzung entstehenden Infrastruktur- bzw. Infrastrukturfolge-
kosten sollen in den Nutzungskonzepten dargestellt werden. Das Nutzungskonzept
soll eine Entwicklung von Baustufen vorsehen.

Die vorgesehene Nachnutzung soll folgende Kriterien beriicksichtigen:

¢ Die beabsichtigte Nutzung soll mit der Umgebungsnutzung vereinbar sein.

o Die ErschlieBung soll gesichert, insbesondere eine geeignete Anbindung an das
Uberortliche StraBennetz vorhanden sein.

e Die beabsichtigte Nutzung soll mit den raumordnerischen Festlegungen verein-
bar sein.

e Eine etwaige bauliche Nachnutzung soll sich auf den wahrend der militdrischen
Nutzung baulich oder verkehrlich geprigten Bereich (bebaute/versiegelte Fliche,
Gebaude, Infrastruktur) beschranken.

Die Nutzungskonzepte sollen teilregional abgestimmt werden und die spiteren
Nutzungen sollen sich an dem Konzept orientieren.

Erlduterungen

Unter regional bedeutsamen militdrischen Konversionsflachen im Sinne dieser Vorgabe
werden baulich gepragte ehemalige militérische Flachen mit einer GrofRe ab 10 Hektar
verstanden. Die GroRe bzw. Abgrenzung der Flachen ergibt sich aus der Darstellung in den
Flachennutzungsplanen bzw. aus der Ortlichkeit, das heiRt aus der tatsichlich ehemals
militarisch genutzten Fldache. Sind diese nicht identisch, so ist fir die Abgrenzung der
FlachengrolRe vorrangig die tatsdchlich ehemals militérisch genutzte Flache (baulich oder
verkehrlich gepragt) heranzuziehen. In der Bilanz soll nicht mehr Flache baulich genutzt
werden als von der militdrischen Nutzung beansprucht wurde.

2 Der Grundsatz G1 bezieht sich nur auf Konversionsflachen, bei denen die angestrebte
Nutzung eine Regionalplananderung erfordert.
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3 . .
Unter Nutzungskonzepten werden informelle Planungen einer Kommune verstanden,

aus denen die Lage und GroRe der beabsichtigten Nutzung erkennbar ist. Des Weiteren
sind Aussagen zur ErschlieBung bzw. Anbindung des Gebietes, zur zeitlichen Umsetzung
der Planung (ggf. Baustufen) und zur bauleitplanerischen Umsetzung im Entwurf erforder-
lich. Nutzungskonzepte kdnnen zum Beispiel Unterlagen fir eine Flachennutzungsplan-
anderung (im Entwurf) oder Planungen nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sein.

4 Esist Aufgabe der Belegenheitskommunen, ein Nutzungskonzept zu entwickeln und
dieses mit berlhrten Nachbarkommunen und Fachbehorden sowie der Regionalplanungs-
behorde abzustimmen.

®  Wird eine siedlungsbezogene Nachnutzung geplant, so ist eine Bedarfsprifung (ggf. in
regionalem MaRstab) erforderlich.

® Die Geltung der sonstigen Vorgaben der Raumordnung bleibt unberihrt. Hier kdnnen
gef. auch Regionalplandnderungsverfahren erforderlich werden, denen das Nachnutzungs-
konzept zugrunde liegt.
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Nachhaltiges Wachsen in den
Allgemeinen Siedlungsbereichen

Bauland soll vorrangig in den ,zentralortlich bedeutsamen” ASB (ZASB)
(siehe Beikarte 3B — Zentralértlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche) ent-
wickelt werden. Raumwirksame o6ffentliche Finanzmittel sollen in den ,zentralort-
lich bedeutsamen” ASB gebiindelt werden. Insgesamt sollen dort die Schwerpunkte
der stidtebaulichen Entwicklung sein.

In den Kommunen, die iiber Siedlungspotentiale in ASB und iiber wohnbau-
liche FNP-Reserven verfiigen, die an Haltepunkten des schienengebundenen
Offentlichen Personennahverkehrs liegen, soll die Baulandentwicklung an diesen
Haltepunkten (siehe Beikarte 3B — Zentralortlich bedeutsame Allgemeine Sied-
lungsbereiche) genauso vorrangig wie in den ,zentralortlich bedeutsamen” ASB
erfolgen. Anzustreben ist eine moglichst intensive Ausnutzung dieser Siedlungs-
potentiale in ASB und der wohnbaulichen FNP-Reserven, die an Haltepunkten des
schienengebundenen Offentlichen Personennahverkehrs liegen.

Die bauleitplanerische Ausgestaltung der ASB soll so erfolgen, dass die ihnen
zugewiesenen Flachennutzungen (Legende 1a ASB) so zueinander angeordnet sind,
dass die zugewiesenen Flachennutzungen ohne groReren Verkehrsaufwand unter-
einander erreichbar sind (Stadt der kurzen Wege).

Bei der vorbereitenden bauleitplanerischen Entwicklung von Siedlungs-
potentialen fiir Wohnzwecke sollen die Kommunen friihzeitig die Kosten fiir die
Infrastruktur und deren Folgekosten — dem Stand der Planung entsprechend - fiir
die zu entwickelnde Fldche und potentielle Alternativflichen im Innen- und AuBen-
bereich ermitteln, vergleichen und die Kostengesichtspunkte in die planerische
Abwagung einbeziehen.

Die bauleitplanerische Ausgestaltung der ASB, die an Infrastrukturen angren-
zen, die in der Legende (Planzeicheninhalte und -merkmale) unter ,,3. Verkehrsinfra-
struktur” genannt sind, soll so erfolgen, dass Nutzungskonflikte vermieden oder
minimiert werden und die Infrastrukturen in ihrer bestimmungsgemaBen Nutzung
keine Einschrdankungen erfahren.

Erlauterungen

Die Siedlungsentwicklung wird mafRgeblich durch die Art und Weise bestimmt, wie die
Allgemeinen Siedlungsbereiche von den Kommunen umgesetzt werden. Eine nachhaltige
Siedlungsentwicklung wird dann beginstigt, wenn Bauland an solchen Standorten ent-
wickelt wird, an denen

e geringe Infrastruktur(folge)kosten entstehen,

e eine Auslastung bestehender Infrastrukturen erfolgt,

e moglichst wenig bisher baulich ungenutzter Freiraum in Anspruch genommen wird,
e eine fullldufige Zentrennahe,

e cine qualifizierte OPNV-Anbindung besteht und

Allgemeine Siedlungsbereiche



e hohe Dichten flr einen ressourcenschonenden, aber auch einen demographie-
gerechten Stadtebau moglich sind.

Die Umsetzung der genannten Grundsdtze 1-5 und die bedarfsgerechte Entwicklung der
Siedlungspotentiale (siehe Ziele und Grundsatze in Kapitel 3.1.2) ermdglicht eine solche
nachhaltige Siedlungsentwicklung.

Der weitgefasste Begriff der stadtebaulichen Entwicklung soll neben der Baulandent-
wicklung auch die Entwicklung des Siedlungsbestandes beinhalten. Haufig sind in den
zentralortlichen Siedlungsbereichen auch Bestandserneuerungen und Restrukturierungen
notwendig, um die Zentren attraktiv zu gestalten und damit auch deren Funktionen
langfristig sichern zu kénnen.

2 | zuG1 Die ,zentraldrtlich bedeutsamen” Allgemeinen Siedlungsbereiche sind die
Bereiche, die Uber ein vielfdltiges und leistungsfahiges Angebot an offentlichen und
privaten Dienstleistungs- und Versorgungsreinrichtungen (wie z.B. der Bildung, der Kultur,
der Verwaltung, der sozialen und medizinischen Betreuung und des Einzelhandels) verfligen
und denen im Rahmen der zeichnerischen Darstellung vorrangig Siedlungspotentiale
zugewiesen worden sind. Hierdurch wird die Siedlungsentwicklung auf die Bereiche
gelenkt, die Uber die zentralortlichen Funktionen der Kommune verfiigen, was sich mit
den Zielen einer nachhaltigen Raumentwicklung deckt.

8 | zu G2 Wohnbauliche FNP-Reserven sind die Flachen, die im FNP fir Wohnen geplant
sind und in denen noch Umsetzungsmaglichkeiten bestehen. Es kdnnen sowohl Innen- als
auch AuRRenpotentiale sein. Die Zielsetzung Innen- vor AulRenentwicklung im Ziel 3.1.2
bleibt von diesem Grundsatz unberihrt.

4 | zuG3 Eine kleinteilige Ausgestaltung der ASB, in der die Funktionsmischung
gesichert und verstédrkt wird, soll eine verkehrsvermeidende bzw. verkehrsreduzierende
Zuordnung der Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgen und Erholen zueinander sicher-
stellen.

° | zu G4 Fur die Infrastruktur(folge)kostenbetrachtung sollen die Kosten der techni-
schen und der sozialen Infrastruktur ermittelt und verglichen werden. Dies kdnnen bei-
spielsweise Kosten fiir den Stralen- und Leitungsbau und deren Instandhaltung oder
Kosten flir den Bau einer Kindertagesstatte und dessen Unterhaltung, etc. sein. Hierdurch
sollen die Innenpotentiale verstarkt genutzt und gleichzeitig kinftige Brachflachen ver-
mieden werden. Somit soll ein Beitrag zur Verringerung der Neuinanspruchnahmen von
Flachen im Freiraum fir Wohnzwecke geleistet werden und damit zu einer nachhaltigen
Siedlungsentwicklung beigetragen werden.

Die Regionalplanungsbehorde stellt den Gemeinden ein Berechnungswerkzeug zur Verfi-
gung, das eine Uberschlagige Berechnung der Kosten mit gleichzeitiger Beachtung gemein-
despezifischer Besonderheiten ermdglicht.

6 | zuG5 Um sowohl Beeintrdchtigungen auf Seiten der Wohnnutzungen als auch
Nutzungseinschrankungen der raumbedeutsamen Infrastrukturen zu minimieren und
moglichst zu vermeiden und so den langfristigen Erhalt der bestimmungsgemalken Nutz-
barkeit der betroffenen Rdume zu gewahrleisten, soll bei der Planung von Siedlungs-
raumen und Verkehrswegen eine gegenseitige Ricksichtnahme sichergestellt werden.
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Hierzu kann es erforderlich sein, innerhalb von Siedlungsrdumen eine Binnengliederung
vorzunehmen, die negative Einflisse durch benachbarte Verkehrsinfrastrukturbander
minimiert.

/weckgebundene Allgemeine
Siedlungsbereiche

In den Allgemeinen Siedlungsbereichen fiir zweckgebundene Nutzungen
(ASB-Z) sind Planungen fiir Nutzungen, die nicht unter die Zweckbindung fallen,
ausgeschlossen.

w

O NowWm

10.
11.
12.

Jugend JVA, Schuleinrichtungen des Landes NRW, Einrichtungen der Polizei
in Wuppertal

Kliniken in Bedburg-Hau

Bildungs- und Pflegeanstalt in Mettmann

Gesundheit, Pflege und zugehorige Bildungseinrichtungen in beiden Berei-
chen in Wiilfrath

Freizeitpark Wunderland in Kalkar

Spiel- und Erlebnispark Irrland in Kevelaer

Velbert — Freizeitpark Robbeck

Umnutzung bestehender Gebaude zur Zwischenlagerung von Speditions-
giitern im Depot Haldern in Rees

Umnutzung bestehender Bunker fiir nicht stérendes Gewerbe und Ferien-
hauser — Konversionsflache Twisteden in Kevelaer

Militarische Anlagen in Hilden

Militdrische Anlagen in Monchengladbach

Militdrische Anlagen in Kalkar (Siidlicher ASB-Z in Kalkar)

Erlauterungen

Die Allgemeinen Siedlungsbereiche mit Zweckbindung sind flr spezifische Nutzungen
dargestellte Siedlungsbereiche. Aufgrund ihrer rdumlichen Lage, der besonderen Stand-
ortfaktoren oder rechtlicher Vorgaben bleiben sie einer bestimmten baulich gepragten
Nutzung vorbehalten. Es sind Standorte isoliert im Freiraum, die nicht flr eine
Siedlungsentwicklung entsprechend Kapitel 3.2.1 geeignet sind. In allen Fallen liegen
besondere — meist historisch gewachsene — rdumliche Bedingungen, wie zum Beispiel
Konversionen vor. Dies erfordert eine gesonderte Darstellung.
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Einrichtungen fir Erholung, Sport, Freizeit
und Tourismus

Grof3flachige Freizeitanlagen, wie z.B. Erlebnisbader, GroRkinos, GroRveran-
staltungshallen oder Freizeitparks, sollen in den zentral6rtlich bedeutsamen All-
gemeinen Siedlungsbereichen (ZASB) angesiedelt werden.

Die Allgemeinen Siedlungsbereiche fiir zweckgebundene Nutzungen Ferien-
und Freizeitanlagen — (ASB-E) sind nur der Entwicklung von Feriendérfern, Ferien-
und Wochenendhausgebieten sowie Campingpldtzen vorbehalten. Hierzu zdhlen
die ASB-E:

1. Geldern/Walbeck Nord und Walbeck West
2. Goch/Kessel

3. Kalkar /Wisseler See

4. Rees/Reeser Meer

5. Wachtendonk/Blaue Lagune

6. Kranenburg

Erlauterungen
L Die Allgemeinen Siedlungsbereiche sollen entsprechend des Grundsatzes 6.6-1 im LEP-
Entwurf vom Juni 2013 ausgestattet werden. Die baulich gepragten Freizeit- und Erholungs-
anlagen sind entsprechend des Ziels 6.6-2 des LEP-Entwurfs vom Juni 2013 innerhalb der
Allgemeinen Siedlungsbereiche zu planen.

Raumbedeutsame Ferien- und Wochenendgebiete liegen hingegen haufig an land-
schaftlich reizvollen Orten. Sie liegen damit oft isoliert im Freiraum und sind deshalb
gesondert als ASB-E dargestellt. Neuplanungen fur ASB-E flr raumbedeutsamen Ferien-
und Wochenendgebiete missen den Standortanforderung des Ziels 6.6-2 des LEP-Entwurfs
vom Juni 2013 Gentlige tun. Regelungen zu Freizeit- und Erholungsanlagen mit hohem
Freiraumanteil (z.B. Golfplatze) werden im Kapitel 4.2.3 dieses Regionalplanes getroffen.
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Bereiche fur Gewerbe und Industrie (GIB
und ASB-GE)

In den Bereichen fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) kénnen
emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe angesiedelt, in ihrem Bestand
gesichert und erweitert werden. Soweit fiir diese Bereiche Bauleitplane aufgestelit
werden, sind sie als

o gewerbliche Bauflichen im Sinne von § 1 BauNVO,

¢ Industriegebiete im Sinne von § 9 BauNVO oder

o Gewerbegebiete im Sinne von § 8 BauNVO, soweit sie der Unterbringung von
nicht erheblich beldstigenden Gewerbebetrieben dienen, darzustellen bzw. fest-
zusetzen.

e Sonderbauflaichen und Sondergebiete sind zuldssig, soweit deren Zweck-
bestimmung mit den in Satz 2 genannten Bauflichen bzw. Baugebieten ver-
gleichbar ist.

Ausnahmsweise kdnnen auch Gewerbegebiete im Sinne von § 8 BauNVO, die nur
vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich beldstigenden Gewerbe-
betrieben dienen, festgesetzt werden, wenn sie der Gliederung der Baugebiete
zueinander dienen. Im GIB ansiassige emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe
diirfen dabei nicht beeintriachtigt werden. Bestehende Nutzungen und planungs-
rechtlich bereits gesicherte Bauflichen und Baugebiete haben Bestandsschutz. Die
Regelungen zum Bestandsschutz fiir Einzelhandelsvorhaben im Sinne von § 11 Abs.
3 BauNVO erfolgen in Kap. 3.4.

Bauflachen und Baugebiete fiir die Unterbringung von wohnvertraglichen
Gewerbebetrieben sind in den ASB und ASB mit der Zweckbindung Gewerbe (ASB-
GE) unterzubringen. Ausnahmsweise kénnen sie auch in den GIB unter den in Ziel 1
genannten Voraussetzungen und in den zeichnerisch nicht als Siedlungsraum
dargestellten Ortsteilen im Sinne von Kap. 3.1.1. Ziel 1 zur Erweiterung bereits
ansassiger Betriebe geplant werden.

In den ASB mit der Zweckbindung Gewerbe (ASB-GE) sind Wohnbauflachen,
Wohngebiete, gemischte Bauflachen, Dorf-, Misch- und Kerngebiete im Sinne der
BauNVO sowie andere, mit einer gewerblichen Nutzung konkurrierende Nutzungen,
ausgeschlossen. Sonderbauflichen und Sondergebiete sind zuldssig, soweit deren
Zweckbestimmung mit einer gewerblichen Nutzung im Sinne von § 8 BauNVO
vergleichbar ist. Bestehende Nutzungen und bereits bestehende in Satz 1 und 2
genannte Bauflachen und Baugebiete haben Bestandsschutz. Die Regelungen fiir
Einzelhandelsvorhaben im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO erfolgen in Kap. 3.4.

Grenzen GIB und ASB aneinander, dann soll durch Regelungen in der Bau-
leitplanung oder andere geeignete Mallnahmen verhindert werden, dass durch
heranriickende Wohnbebauung oder andere heranriickende schutzbediirftige
Nutzungen bzw. schutzbediirftige Baugebiete der Standort bereits ansdssiger
emittierender Gewerbe- und Industriebetriebe in seiner bisherigen Nutzung in den
GIB gefdhrdet wird oder dass Betriebserweiterungsflaichen und freie Bauflachen
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(Reserven) in den GIB nicht mehr fiir die Erweiterung oder Ansiedlung von emittie-
renden Gewerbebetrieben genutzt werden kdnnen.

Erlauterungen
L Der Trennungsgrundsatz nach § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) erfor-
dert, Baugebiete einander so zuzuordnen, dass schadliche Umwelteinwirkungen auf
schutzbedurftige Nutzungen vermieden werden. Auf Ebene der Regionalplanung wird
dieser Trennungsgrundsatz durch die Unterscheidung der Siedlungsbereiche in GIB und
ASB sowie zweckgebundene GIB und ASB (insbesondere GIB mit Zweckbindung ,Standorte
des kombinierten Giterverkehrs” und ,Standorte fir flachenintensive Vorhaben und
Industrie” sowie ASB mit Zweckbindung ,Gewerbe” (ASB-GE)) umgesetzt.

Emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe sind solche Betriebe, die schédliche
Umwelteinwirkungen auf schutzbedirftige Nutzungen verursachen. In der Bauleitplanung
ist fur ihre Ansiedlung i.d.R. die Festsetzung eines Industriegebietes im Sinne von § 9
Baunutzungsverordnung (BauNVO) oder eines Gewerbegebietes im Sinne von § 8 BauNVO
erforderlich. Viele Emittenten sind genehmigungspflichtig nach dem Bundesimmissions-
schutzgesetz und erfordern bestimmte Abstdnde zu schutzbeddrftigen Gebieten, weil sie
schadliche Umwelteinwirkungen (z.B. Larm-, Schadstoffbelastung) auf schutzbedirftige
Gebiete verursachen konnen oder weil Stoffe verarbeitet werden, von denen bei einem
Betriebsunfall Gefahren flr schutzbedlrftige Gebiete ausgehen konnen. Eine Orientie-
rung bei der Einordnung von emittierenden oder nicht emittierenden Betrieben und
moglicher Abstandserfordernisse bieten das Bundesimmissionsschutzgesetz mit den dazu
gehorigen Anlagen und Verordnungen, der Abstandserlass NRW und die Baunutzungs-
verordnung. Ein Abstandsgebot flr sog. Storfallbetriebe kann sich auch aus Art. 12 der
Seveso Il Richtlinie bzw. nach In-Kraft-Treten der Seveso llI Richtlinie auch aus Artikel 13
der Seveso Il Richtlinie ergeben. Hier ist der Leitfaden der Kommission flr Anlagensicher-
heit ,Empfehlungen fiir Abstinde zwischen Betriebsbereichen nach der Stérfallverordnung
und schutzbediirftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung — KAS 18 in der jeweils
aktuellen Fassung heranzuziehen. ,Storfallbetriebe” sind nach KAS 18 solche Betriebs-
bereiche, von denen schwere Unfille ausgehen konnen (z.B. Explosionen, Brande oder
Stofffreisetzungen, die eine ernste Gefahr fir die menschliche Gesundheit und/oder
Umwelt darstellen wirden).

Schutzbedirftige Nutzungen bzw. schutzbedirftige Gebiete, die Abstdnde zu sog.
Storfallbetrieben erfordern, sind nach dem Leitfaden der Kommission fir Anlagensicher-
heit —KAS 18:

e Baugebiete im Sinne der BauNVO, die dem dauerhaften Aufenthalt von Menschen
dienen (z.B. Wohnbauflachen, Wohngebiete, Misch-, Dorf- und Kerngebiete),

e Sondergebiete bei denen der Wohnanteil oder der Anteil der 6ffentlichen Nutzung
Uberwiegt (z.B. Ferienhausgebiete, Campingplatzgebiete, Einzelhandelsgebiete, Hoch-
schulgebiete, Klinikgebiete),

e bestimmte Gebdude und Anlagen (Anlagen fir soziale, kulturelle, sportliche und
gesundheitliche Zwecke, 6ffentlich genutzte Gebdude und Anlagen mit Publikums-
verkehr),

e wichtige Verkehrswege mit einem hohen Verkehrsaufkommen.
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Bei anderen emittierenden Betrieben (keine Storfallbetriebe) kann die Schutzbedurftigkeit
0.g. Nutzungen geringer sein (z.B. Heranriicken eines Verkehrsweges oder eines Ein-
zelhandelsgebiets an einen Emittenten, der aufgrund von Larmemissionen sich in einem
GIB befindet). Dieses ist im Rahmen der Bauleitplanung zu klaren.

4 Im Bauleitplanverfahren fur die Planung eines Gewerbegebietes im Sinne von § 8
BauNVO in einem GIB, welches nur vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich
beldstigenden Gewerbebetrieben dient, ist durch die Stadt oder Gemeinde darzulegen,
dass das Gewerbegebiet erforderlich ist, um die Entstehung oder Verscharfung eines
Konfliktes zwischen emittierenden Nutzungen im GIB und schutzbedurftigen Gebieten im
Umfeld (z.B. im angrenzenden ASB) im Sinne des Trennungsgrundsatzes zu vermeiden,
und dass vorhandene erheblich beldstigende Betriebe nicht beeintrachtigt werden. Eine
Beeintrachtigung liegt vor, wenn ein ansassiger Betrieb in seiner aktuellen Nutzung einge-
schrankt wird oder wenn Entwicklungsmoglichkeiten (z.B. die Nutzbarkeit von Betriebs-
erweiterungsflachen) eingeschrankt werden.

® Fine Wohnbebauung oder andere schutzbedurftige Nutzung rickt, wie in G1 dar-
gestellt, an einen GIB heran, wenn erstmalig Bauflachen oder Baugebiete dafiir in dem
betroffenen Abstand zum angrenzenden GIB geplant werden und damit die gewerbliche
Entwicklung erstmals oder starker als bisher eingeschrankt wird. Ein Heranrtcken ist auch
gegeben, wenn sich zwar bereits schutzbedirftige Nutzungen in entsprechenden Ab-
stdnden zum Betrieb befinden, jedoch mit der vorgesehenen Planung erstmalig bisher
ungestorte Betriebsablaufe und Grundstlicksbereiche beriihrt werden (z.B. bei groReren
Betriebsgrundstlicken, die bisher nur auf einer Seite von schutzbedurftigen Nutzungen
umgeben sind oder bei der Planung von schutzbedUrftigen Nutzung in der Hauptwind-
richtung) oder sich die Anzahl der betroffenen Personen signifikant erhoht.

Geeignete MalRnahmen um eine Einschrankung des emittierenden Gewerbe durch
heranriickende schutzbedurftige Nutzungen zu vermeiden, kénnen z.B. die Festsetzung
von Gewerbegebieten nach § 8 BauNVO an der Grenze von GIB und ASB sein oder im
Einzelfall die Planung einer Grin- oder Freifldche im angrenzenden ASB.

/weckgebundene Bereiche fur
gewerbliche und industrielle Nutzungen

GIB mit der Zweckbindung Standorte des kombinierten Giiterverkehrs —
Hafennutzungen und hafenaffines Gewerbe sind dargestellt in:

Krefeld-Linn /-Gellep-Stratum,
Diisseldorf-Hafen,
Diisseldorf-Reisholz,
Neuss-Hafen,
Dormagen-Stiirzelberg und
Emmerich.

GIB mit der Zweckbindung Standorte des kombinierten Giiterverkehrs — Einrich-
tungen zum Giiterumschlag und gewerbliche Betriebe im Giiterverkehr sind darge-
stellt in:
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e Wauppertal-Langerfeld,
e Jiichen.

Innerhalb der mit Zweckbindung als Standort des kombinierten Giiterverkehrs
dargestellten Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen mit Zugang zu
einer Wasserstralle und Anbindung an das Schienennetz sind mit Mitteln der
Bauleitplanung Flachen fiir die innergebietliche Anbindung der Einrichtungen fiir
den Giiterumschlag zwischen See- und Landweg an das libergeordnete Schienen-
netz vorzuhalten.

In den Bauleitplanen diirfen neue Wohnbauflichen, gemischte Bauflichen und
Sonderbauflichen oder die darin zuldssigen Baugebiete nur in einem Abstand von
mehr als 300 m von den Grenzen der GIB mit Zweckbindung Standorte des kombi-
nierten Giiterverkehrs — Hafennutzungen und hafenaffines Gewerbe - ausge-
wiesen werden. Ausnahmsweise sind solche Planungen in einem Abstand von
weniger als 300 m moglich, wenn hierdurch kein Abstandserfordernis zu einem
Hafenstandort ausgelost wird.

Nicht umgesetzte Wohnbauflachen, gemischte Bauflichen und Sonderbauflachen
und entsprechende Baugebiete in einem Abstand von weniger als 300 m, die die
Einhaltung eines Abstandes zu einem Standort des kombinierten Giiterverkehrs
— Hafennutzungen und hafenaffines Gewerbe - erfordern, sind zuriickzunehmen,
sofern keine Entschadigungsanspriiche nach BauGB ausgelost werden und die
Riicknahme zu einer Verminderung des Konfliktpotentials zwischen den beiden
Nutzungen fiihrt.

GIB mit der Zweckbindung Standorte fiir flachenintensive Vorhaben und
Industrie sind dargestellt in:

¢ Niederkriichten (Teile des ehem. Flughafen Eimpt),
e Monchengladbach/Viersen (siidlich K8 /westlich L372),
e Grevenbroich/Jiichen (suidlich A46/B59).

Gewerbebetriebe, die eine Grundstiicksflaiche von mehr als 5 ha bzw. 10 ha (GIB- Z
Niederkriichten) im Endausbau bedirfen und erheblich beldstigende Gewerbe-
betriebe, die eine geringere Flache in Anspruch nehmen, kénnen in den GIB mit
der Zweckbindung Standorte fiir flaichenintensive Vorhaben und Industrie ange-
siedelt und erweitert werden. Die GIB sind mittels Bauleitplanung entsprechend zu
parzellieren und in Bauabschnitten zu entwickeln. In dem GIB- Z Mdnchengladbach/
Viersen (stidlich K8/westlich L372) sind wassergefihrdende GroBanlagen nicht
zuldssig.

Die Bauleitplanung hat dafiir Sorge zu tragen, dass in einem Abstand von 500 m zu
den GIB mit Zweckbindung Standorte fiir flichenintensive Vorhaben und Industrie
schutzbediirftige Nutzungen, die ein Abstandserfordernis im Sinne des Abstands-
erlasses NRW ausldsen kénnen, nicht neu geplant werden oder naher heranriicken
konnen. Nicht umgesetzte Wohnbaufliachen, gemischte Bauflichen und Sonderbau-
flichen und entsprechende Baugebiete in einem Abstand von weniger als 500 m,
die einen Abstand zu einem solchen GIB erfordern, sind zuriickzunehmen, sofern
keine Entschadigungsanspriiche nach BauGB ausgeldst werden und die Riicknahme
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zu einer Verminderung des Konfliktpotentials zwischen den beiden Nutzungen
fiihrt.

GIB mit der Zweckbindung Uberregional bedeutsame Standorte fiir eine
gewerbliche und industrielle Entwicklung sind dargestellt in:

Moénchengladbach /Viersen (stidlich K8 /westlich L372),
Krefeld / Meerbusch (Siidlich A44 /westl. L26),
Niederkriichten (Teile des ehem. Flughafen EImpt),
Grevenbroich /Jichen (siidlich A46/B59),
Nettetal-Kaldenkirchen.

In den GIB mit der Zweckbindung Uberregional bedeutsame Standorte kdnnen
emittierende Gewerbebetriebe nach den Regelungen von Kap. 3.3.1 angesiedelt
und erweitert werden, soweit keine andere Zweckbindung nach Kapitel 3.3.2, Ziele
1, 2 oder Zielen 4- 6 vorgesehen ist. Aufgrund ihrer besonderen Standortbe-
dingungen sind sie von besonderer Bedeutung fiir die wirtschaftliche Entwicklung
der angrenzenden Teilrdume. Sie sind von der Belegenheitskommune bzw. der
beteiligten Kommunen auf Basis eines regionalen Gewerbe- und Industrieflichen-
konzeptes abschnittsweise zu entwickeln.

GIB mit der Zweckbindung Kalkabbaugebiete sind dargestellt in:

e Wuppertal-Dornap,
e Wiilfrath-Rohdenhaus.

GIB mit der Zweckbindung Pflanzenvermarktung sind dargestellt in:

e Geldern-Liillingen,
e Straelen-Herongen.

Sonstige zweckgebundene Standorte sind dargestellt in:

o Weeze-Laarbruch (Zweckbindung flughafenaffine Gewerbe-, Industrie-, Dienst-
leistungs- und Logistikbetriebe),

o Kalkar-Appeldorn (Zweckbindung Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte),

e Goch-Hommersum (Zweckbindung Umnutzung bestehender Gebdude des ehem.
Depot zu gewerblichen Zwecken).

Grenzt ein GIB mit Zweckbindung, fiir den in den obigen Zielen keine geson-
derte Regelung zu Abstinden getroffen wird, an einen ASB, dann ist durch Bauleit-
planung oder andere geeignete MaBnahmen zu verhindern, dass durch heran-
riickende Wohnbebauung oder heranriickende andere schutzbediirftige Nutzungen
der Betrieb bereits ansassiger emittierender Gewerbe- und Industriebetriebe in
diesen GIB gefahrdet wird. Es ist durch die Bauleitplanung oder andere geeignete
MaBnahmen auch zu verhindern, dass aufgrund heranriickender schutzbediirftiger
Nutzungen Betriebserweiterungsflachen und freie Bauflachen (Reserven) in diesen
GIB nicht mebhr fiir die Erweiterung oder Ansiedlung von emittierenden Gewerbe-
betrieben genutzt werden kénnen.
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Erlauterungen
1 Als GIB mit der Zweckbindung Standorte des kombinierten Glterverkehrs (Z1) werden
regional bedeutsame Standorte mit einer Grollenordnung von mehr als 10 ha dargestellt,
die mindestens Uber einen Anschluss an das Stralen- und an das Bahnnetz verfiigen,
unabhdngig von der jeweiligen Betreiberstruktur. Sie sind gewerblichen Betrieben im Guter-
verkehr und Einrichtungen zum Glterumschlag vorbehalten. Solche sind insbesondere
Dienstleistungsbetriebe fir den Transport, fir Lagerei, Speditionen und logistische Dienst-
leistungen. Einrichtungen zum Giterumschlag dienen der Verladung, d.h. dem Um-, Auf-,
Ab- oder Entladen von Gitern auf oder von LKW, GUterziigen oder Schiffen mit dem Ziel
der Verlastung.

2 Die GIB mit der Zweckbindung Standorte des kombinierten Guterverkehrs — Hafennut-
zungen und hafenaffines Gewerbe (Z1) sind aufgrund ihres Anschlusses an eine Wasser-
strale und ihrer offentlichen Zuganglichkeit besonders bedeutsame Schnittstellen im
kombinierten Verkehr. Als Hafennutzungen sind solche Nutzungen zu verstehen, die dem
GUterumschlag zwischen See- und Landweg dienen. Hafenaffines Gewerbe sind alle
Betriebe des Dienstleistungsgewerbes im Guterverkehr sowie produzierende Gewerbe-
und Industriebetriebe, die einen funktionalen Zusammenhang mit dem Umschlag oder
dem Betrieb eines Hafens aufweisen.

Die Zweckbindung fir Standorte des kombinierten Guterverkehrs in Z1 gilt auch fur

von der entsprechenden zeichnerischen Darstellung umfasste Teile von Wasserstrallen
(Hafenbecken), Oberflachengewdssern sowie Bahnbetriebsflachen. Es handelt sich hier
um Uberlagernde Darstellungen einer Wasserstralke bzw. eines Oberflachengewadssers
oder einer Bahnbetriebsflache und eines GIB.
4 Der Regionalplan definiert Uber eine zeichnerische Darstellung die Anbindung der
Standorte des kombinierten Guterverkehrs — Hafennutzungen und hafenaffines Gewerbe
(Z1) an das Schienennetz. Die Freihaltung von Flachen flr eine innergebietliche Fortset-
zung dieser Anbindung kann mit Mitteln der Bauleitplanung gewdhrleistet werden.

Hinweise darauf, ob durch die Planung von Wohnbauflachen, gemischten Bauflachen
und Sonderbauflachen oder darin zuldssiger Baugebiete ein Abstandserfordernis nach 71
zu einem Hafenstandort ausgelost wird, sind dem Abstandserlass NRW, dem Bundes-
immissionsschutzgesetz mit seinen Anlagen und Verordnungen und dem Leitfaden der
Kommission fiir Anlagensicherheit ,,Empfehlungen fiir Absténde zwischen Betriebsbereichen
nach der Stérfallverordnung und schutzbediirftigen Gebieten im Rahmen der Bauleit-
planung — KAS 18“ zu entnehmen. Ergdnzend kdnnen hierbei sowie bei der Einschatzung
des Konfliktpotentials ndhere Umstdnde des Einzelfalls insbesondere in Bezug auf die
betriebliche Organisation und die Emissionssituation berlcksichtigt werden. Abstande
konnen beispielsweise unterschritten werden, wenn die GrundstlcksgrofRe und die Lage
der emittierenden Betriebsbereiche ein Heranriicken erlauben.

Als nicht umgesetzt und daher — sofern die Voraussetzungen von Ziel 1 Absatz 5 erfillt
sind — zurickzunehmen sind solche Bauflaichen oder Baugebiete anzusehen, fir die
entweder keine verbindliche Bauleitplanung besteht oder in denen noch keine Bauvor-
haben genehmigt wurden. Eine Ricknahme erfolgt durch ein Bauleitplanverfahren zur
Aufhebung bzw. Anderung der Bauflichen oder Baugebiete fir die schutzbedirftige
Nutzung, welche das Abstandserfordernis auslost.

Festlegungen flr Gewerbe



®  Flachenintensive Vorhaben nach Z2 kénnen z.B. Unternehmen aus der Logistikbranche

sein oder groBe produzierende Unternehmen, die fir eine Ansiedlung einen groRRen
Flachenbedarf haben. Flachenintensiv sind Ansiedlungen, wenn sie mehr als 5 ha an einer
Betriebsstatte bzw. einem Betriebsstandort im Endausbau bedirfen, d.h. Erweiterungs-
flachen werden mit einbezogen. Stark emittierende Industriebetriebe sind vergleichbar
mit den Betrieben die nach Abstandserlass NRW der Klassen |-V zugeordnet sind und
einen Abstand von mindestens 500 m zu schutzwirdigen Nutzungen (z.B. Reine Wohn-
gebiete) erfordern oder Storfallbetriebe, die nach dem Leitfaden der Kommission fir
Anlagensicherheit ,,Empfehlungen fiir Abstinde zwischen Betriebsbereichen nach der
Stérfallverordnung und schutzbediirftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung — KAS
18“ Abstdnde erfordern. Es ist Aufgabe der kommunalen Bauleitplanung, die GIB zu
gliedern und — wenn der Standort geeignet ist —, Teile des GIB bauleitplanerisch zu sichern,
in denen stark emittierende Industriebetriebe mit gréeren Abstandserfordernissen ange-
siedelt werden kénnen.

Hinweise darauf, ob durch die Planung von Bauflachen und Baugebieten fiir schutzbediirf-
tige Nutzungen (z.B. Wohnbaufldchen, gemischten Bauflachen und Sonderbauflachen oder
darin zuldssiger Baugebiete — siehe Erlduterungen zu Kap. 3.3.1) ein Abstandserfordernis
nach Z2 zu einem GIB mit Zweckbindung Standorte fir flachenintensive Vorhaben und
Industrie ausgeldst wird, sind dem Bundesimmissionsschutzgesetz mit den dazu gehorigen
Anlagen und Verordnungen, dem Abstandserlass NRW und der Baunutzungsverordnung
zu entnehmen. Ein Abstandsgebot fir sog. Storfallbetriebe kann sich auch aus Art. 12 der
Seveso Il Richtlinie bzw. nach In-Kraft-Treten der Seveso Il Richtlinie auch aus Artikel 13
der Seveso Il Richtlinie ergeben. Hier ist der Leitfaden der Kommission flr Anlagensicher-
heit ,Empfehlungen fiir Abstinde zwischen Betriebsbereichen nach der Stérfallverordnung
und schutzbediirftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung — KAS 18" in der jeweils
aktuellen Fassung heranzuziehen. ,Stérfallbetriebe” sind nach KAS 18 solche Betriebs-
bereiche, von denen schwere Unfille ausgehen konnen (z.B. Explosionen, Brande oder
Stofffreisetzungen, die eine ernste Gefahr fir die menschliche Gesundheit und/oder
Umwelt darstellen wirden).

Ergdnzend konnen hierbei sowie bei der Einschdtzung des Konfliktpotentials nahere
Umstande des Einzelfalls insbesondere in Bezug auf die betriebliche Organisation und die
Emissionssituation berlcksichtigt werden. Abstande kdnnen beispielsweise unterschritten
werden, wenn die GrundstlcksgrofRe und die Lage der emittierenden Betriebsbereiche
ein Heranrlcken erlauben.

Als nicht umgesetzt, und daher — sofern die Voraussetzungen von Ziel 2 Absatz 3 erfillt
sind — zuriickzunehmen, sind solche Bauflachen oder Baugebiete anzusehen, fir die ent-
weder keine verbindliche Bauleitplanung besteht oder in denen noch keine Bauvorhaben
genehmigt wurden. Eine Ricknahme erfolgt durch ein Bauleitplanverfahren zur Auf-
hebung bzw. Anderung der Bauflichen fir die schutzbedirftige Nutzung, welche das
Abstandserfordernis auslost.

Die in Z6 genannten flughafenaffinen Gewerbe-, Industrie-, Dienstleistungs- und
Logistikbetriebe sind solche Betriebe, die hinsichtlich ihres Transportbedarfs wesentlich
auf einen Flughafen angewiesen sind oder in einer positiven Wechselwirkung hiermit
stehen (z.B. luftfrachtaffine Transportunternehmen, Logistikunternehmen wie Lager- und
Verteilzentren, Hotellerie, Gastronomie, Zulieferer) (vgl. Aring 2005: 3).

Festlegungen flr Gewerbe
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8 Diein 23 genannten besonderen Standortbedingungen beziehen sich z.B. auf das

Flachenpotenzial, die Lage und die Anbindung der zweckgebundenen Standorte. Das
Gewerbeflachenkonzept ist Voraussetzung fur die bauleitplanerische Umsetzung des GIB.
Die Regionalplanungsbehorde, unmittelbar angrenzende Nachbarkommunen und berihrte
Fachbehorden sind bei der Erarbeitung des Gewerbe- und Industrieflichenkonzeptes flr
die Umsetzung des Uberregional bedeutsamen Standortes vor Beginn des offiziellen
Verfahrens zur FNP Anderung nach BauGB zu beteiligen. In dem Gewerbeflachenkonzept
zur Umsetzung eines Uberregional bedeutsamen Standortes nach Z3 sollen das Profil des
Gewerbegebietes (z.B. vorgesehene Branchen), Standortqualititen, die stddtebauliche
Gliederung und die abschnittsweise Realisierung erarbeitet werden. Die Gewerbefldchen-
potenziale, die an den Uberregional bedeutsamen Standorten entstehen, werden der
betroffenen Planungsregion zugeordnet. D.h. sie werden anteilig der Belegenheits-
kommune, sonstigen beteiligten Kommunen und ggf. auch der gesamten Planungsregion
in der Bedarfspriifung angerechnet.

° Fine Wohnbebauung oder andere schutzbedirftige Nutzung rickt nach den Regelungen
des G1 an einen GIB mit Zweckbindung heran, wenn erstmalig Bauflachen dafir in dem
betroffenen Abstand zum angrenzenden GIB geplant werden und damit die gewerbliche
Entwicklung erstmals oder starker als bisher eingeschrankt wird. Ein Heranrlcken ist auch
gegeben, wenn sich zwar bereits schutzbedurftige Nutzungen in entsprechenden Ab-
stdnden zum Betrieb befinden, jedoch mit der vorgesehenen Planung erstmalig bisher
ungestorte Betriebsabldufe und Grundstlicksbereiche beriihrt werden (z.B. bei grofReren
Betriebsgrundstiicken die bisher nur auf einer Seite von schutzbedirftigen Nutzungen
umgeben sind oder bei der Planung von schutzbedurftigen Nutzung in der Hauptwind-
richtung). Geeignete MalRinahmen, um eine Einschrankung des emittierenden Gewerbes
durch heranrickende empfindliche Nutzungen zu vermeiden, kénnen z.B. die Festsetzung
von Gewerbegebieten nach § 8 BauNVO an der Grenze von GIB und ASB sein oder im
Einzelfall die Planung einer Griin- oder Freiflache im angrenzenden ASB.

Virtueller Gewerbeflachenpool fir das
Gebiet des Kreises Kleve

Fiir das Gebiet des Kreises Kleve ist im Rahmen eines Modellprojektes ein
virtueller Gewerbeflachenpool eingerichtet worden, der der regionalplanerischen
Mengensteuerung von Flachen fiir gewerbliche und industrielle Nutzung und dem
interkommunalen Flachenausgleich dient.

Den Stiddten und Gemeinden des Kreises Kleve steht fiir gewerblich-industrielle
Nutzungen im virtuellen Gewerbeflachenpool ein Flichenkonto mit einer Start-
groRe von 193 ha zur Verfiigung. Die Flichen werden im Einzelnen im landesplane-
rischen Vertrag vom 22.09.2010 festgelegt.

Zuvor im Regionalplan (GEP99) dargestellte GIB oder ASB fiir Gewerbe, die in das
Flichenkonto eingebucht werden, sind als Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich
darzustellen und in der Beikarte 3A — Sondierungen fiir eine zukiinftige Siedlungs-
entwicklung — zu kennzeichnen.
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Jede Inanspruchnahme des Flachenkontos ist nur zuldssig, wenn die im landes-
planerischen Vertrag vom 22.09.2010 geregelten Voraussetzungen erfiillt sind. Sie
ist der Regionalplanungsbehérde entsprechend der fiir die landesplanerische
Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung geltenden Regelung
im Landesplanungsgesetz mitzuteilen.

Die Regionalplanungsbehodrde ist verpflichtet, liber Ein- und Ausbuchungen vom
Flachenkonto Buch zu fiihren und hieriiber den Regionalrat sowie die am virtuellen
Gewerbeflachenpool Beteiligten im Rahmen des regelmiBigen Siedlungsmoni-
torings sowie anlassbezogen zu informieren.

Ausgebuchte Flachen miissen an das Siedlungsgefiige angrenzen und der Bestands-
sicherung, dem Ausbau oder der Ansiedlung gewerblicher Betriebe dienen. Dies
gilt insbesondere fiir emittierende Betriebe.

Uberschreitet die Inanspruchnahme zusammenhingender Flichen an einem Stand-
ort die GréBe von 10 ha (auch kumulativ), ist in einem Regionalplananderungs-
verfahren der Standort als Siedlungsbereich darzustellen. Im Ubrigen erfolgt die
Darstellung in Anspruch genommener Flichen im Rahmen der regelmiRigen Uber-
arbeitung des Regionalplans.

Unterschreitet die im Flachenkonto verbleibende Flachenmenge die doppelte
Menge eines durchschnittlichen Jahresverbrauchs an gewerblich-industriellen
Flichen im Kreis Kleve, entscheidet der Regionalrat liber eine Wiederauffiillung
des Flachenkontos. Kriterium hierfiir ist unter anderem die Gewdhrleistung einer
GroBenordnung, die einen Handlungsspielraum fiir weitere 10 Jahre in Abhédngig-
keit von den Ergebnissen des Siedlungsflaichenmonitorings der Regionalplanungs-
behoérde und der Laufzeit dieses Ziels gewahrleistet.

Dieses Ziel der Raumordnung ist auf eine Laufzeit von 5 Jahren befristet. Es gilt bis
zum 27.10.2016. Die Regionalplanungsbehdrde legt dem Regionalrat Ende 2015
einen Evaluierungsbericht vor. Sie gibt hierzu dem Kreis Kleve und den Stidten
und Gemeinden des Kreises die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Der Evaluierungsbericht muss eine Empfehlung dariiber enthalten, ob das Ziel
weitergefiihrt werden soll. Die Regionalplanungsbehdrde berdt den Regionalrat
bei der Entscheidung liber eine maogliche Fortfiihrung des Zieles. Im Falle eines
Auslaufens des befristeten Ziels wird fiir die zeichnerischen Darstellungen die alte
Rechtslage vor Inkrafttreten der 69. Regionalplandnderung des GEP99 wiederher-
gestellt.

Erlauterungen
1 Die Regionalplanungsbehorde, der Kreis Kleve, sowie alle 16 kreisangehdrigen Kom-
munen haben am 22.09.2010 in einem landesplanerischen Vertrag gemaR § 13 ROG und
§§ 54 ff VwVfG Regelungen zur Entwicklung und Realisierung des virtuellen Gewerbe-
flachenpools vereinbart. Der Vertrag kann bei der Regionalplanungsbehorde eingesehen
werden.
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Ziel des Gewerbefldchenpools ist eine interkommunal abgestimmte Mengensteuerung
der Gewerbeflachenentwicklung im Kreis Kleve. Damit verbunden ist die Erwartung, dass
Gewerbeflachen kinftig starker nachfrageorientiert und weniger als bisher als Angebots-
planung realisiert werden sollen. Im gemeinsamen Interesse der wirtschaftlichen Entwick-
lung der Region soll innerhalb des regional verfigbaren MengengerUsts rdumlich und
zeitlich flexibler auf Nachfragen nach Gewerbeflidchen reagiert werden kénnen. Uber die
effiziente Nutzung nachfragegerechter Standorte soll der Pool zu einer nachhaltigen
Reduzierung der Inanspruchnahme neuer, freier Flachen fir Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke beitragen.

Das Modell des virtuellen Gewerbeflachenpools basiert darauf, dass im landesplaneri-
schen Vertrag vom 22.09.2010 im Einzelnen geregelt wird, welche Flachen in den virtuellen
Gewerbeflachenpool von den Kommunen einzubuchen sind und unter welchen Voraus-
setzungen Ausbuchungen moglich sind. Bei Abbuchungen aus diesem Flachenkonto
bedarf es dann keiner weiteren regionalplanerischen Bedarfsprifung, da bereits ein vor-
gezogener, Ubergemeindlicher Flachentausch zu Beginn des Pools erfolgt ist. Der Bedarf
fir die neue Gewerbeflache gilt damit als belegt. Voraussetzung ist allerdings, dass die
Vereinbarungen des landesplanerischen Vertrags eingehalten werden.

Einzubuchen sind zum Startzeitpunkt bisher bauleitplanerisch  nicht entsprechend
dargestellte Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) sowie allgemeine
Siedlungsbereiche (ASB) fir Gewerbe gemall Regionalplan fir den Regierungsbezirk
Dusseldorf (GEP99) und bisher in den Flachennutzungsplanen der Stadte und Gemeinden
des Kreises Kleve dargestellte gewerblich-industriell nutzbare Flachen, fur die noch kein
entsprechender rechtskraftiger Bebauungsplan besteht und die nicht nach § 34 BauGB
bebaubar sind.

Die bisherige zeichnerische Darstellung dieser Flachen im Regionalplan wird aufgehoben
und die Flachen als Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich dargestellt sowie in der
Beikarte 1 ,Sondierungen fir eine zuklnftige Siedlungsentwicklung” gekennzeichnet. Mit
der Einbuchung verpflichten sich die Kommunen, die Bauflachen in den Bauleitpldanen
aufzuheben.

Die GesamtgrofRe des Flachenkontos des virtuellen Gewerbeflachenpools umfasst die
Gesamtflache der zum Startzeitpunkt eingebuchten Darstellungen. Die Kommunen des
Kreises kbnnen es nach In-Kraft-Treten dieses Ziels nutzen, um gewerbliche und industrielle
Flachen bauleitplanerisch zu entwickeln.

3 Abbuchungen bis zu einer Obergrenze von 10 ha dirfen von den beteiligten Kom-
munen erfolgen, wenn die Kommune fir die Flache ein konkretes tatsdchliches Nutzungs-
interesse eines oder mehrerer Investoren darlegt. Die Kommunen sollen durch entspre-
chende Bauleitplanungen eine intensivere Nutzung der Industrie- und Gewerbeflachen
anstreben. Um einer ungeordneten Zersiedelung von Natur- und Freiraum entgegen zu
wirken, ist die Anbindung neuer gewerblich-industrieller Standorte an das Siedlungs-
geflige Voraussetzung. Hiermit wird u.a. dem Ziel Rechnung getragen, nach dem vorrangig
u.a. die Moglichkeit der Arrondierung vorhandener Gewerbe- und Industriestandorte
genutzt werden soll, bevor andere Flachen in Anspruch genommen werden. Eine
leistungsfahige Anbindung an das Uberortliche Verkehrsnetz ist zu gewahrleisten.

Eine Arrondierung ist damit nicht nur an im Regionalplan dargestellten Siedlungsbereichen
(GIB und ASB) moglich, sondern auch ausnahmsweise im Bereich von nicht im Regional-
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plan dargestellten Ortssteilen im Rahmen der bestehenden Ziele der Raumordnung,
soweit dies mit den sonstigen flr diese Ortsteilen geltenden landes- und regionalplaneri-
schen Vorgaben vereinbar ist. Weist die Kommune nach, dass voraussichtlich innerhalb
des folgenden Jahres keine baureifen, aktivierbaren Flachenreserven mehr bestehen
werden, ist eine Abbuchung in der GroRenordnung eines durchschnittlichen jahrlichen
Gewerbeflachenverbrauchs ohne ein konkretes Nutzungsinteresse eines Investors mog-
lich.

Zum Schutz von Natur und Landschaft bleiben Raume, fir die entgegenstehende Ziele
der Raumordnung oder fachrechtliche Unterschutzstellungen bestehen (Restriktions-
raume), fir die Inanspruchnahme des vertraglich vereinbarten beschleunigten Verfahrens
im Sinne der landesplanerischen Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der Raum-
ordnung gemaR Landesplanungsgesetz (LPIG) auRer Betracht. Gewerblich industrielle
Nutzungen koénnen in diesen Rdumen nur in Ausnahmeféllen im Rahmen des gesetzlich
vorgeschriebenen Regelverfahrens gemald LPIG bauleitplanerisch entwickelt werden. Eine
Abbuchung aus dem Flachenkonto erfolgt auch in diesem Fall. Der restriktionsfreie Raum
ist landesplanerisch fir eine gewerbliche Entwicklung geeignet. Es konnen jedoch Restrik-
tionen aufgrund anderer Gesetze und Ziele der Raumordnung bestehen. Die Belange der
Landwirtschaft und des Bodenschutzes (Bodendenkmalpflege, schutzwiirdige Boden, etc.)
sind bei nachfolgenden Planungen und MaRnahmen friihzeitig zu beriicksichtigen.

Die Kommunen sind verpflichtet, landesplanerisch geeignete Gewerbeflachenreserven
wahrend der Projektlaufzeit in das Flachenkonto einzubuchen. Dies sind beispielsweise
Reserven in Bebauungspldnen, die erst nach Erreichen der Frist nach § 42 BauGB ein-
gebucht werden kdnnen.

Die Auswirkungen des virtuellen Gewerbefldchenpools insbesondere auf die Flachen-
inanspruchnahme und die Arbeitsplatzentwicklung werden durch die Regionalplanungs-
behorde im Rahmen eines Monitorings sowie einer Evaluierung tUberprift. Die Regional-
planungsbehorde berichtet den Projektpartnern regelmaRig Uber die Entwicklung des
Flachenkontos. Im Falle einer Kindigung bzw. eines Auslaufens des Modellprojektes ist
eine angemessene Rickabwicklung bzw. Wiederherstellung der GIB- und ASB-Dar-
stellungen durchzufthren.
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Innerhalb der als ASB mit der Zweckbestimmung Gewerbe (ASB-GE) gekenn-
zeichneten Bereiche diirfen Sondergebiete fiir Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3
BauNVO nur dargestellt und festgesetzt werden, wenn diese Vorhaben iiber ein
nicht-zentrenrelevantes Kernsortiment verfiigen. Die Darstellung und Festsetzung
von Kerngebieten innerhalb der ASB-GE ist nicht zulassig.

Die Regelungen des Regionalplanes gelten ebenso fiir vorhabenbezogene
Bebauungsplane fiir Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO, auch wenn die
Festsetzung eines Sondergebietes nicht erfolgt.

Die Darstellung und Festsetzung von Kerngebieten und Sondergebieten fiir
Vorhaben i.S. des § 11 Abs. 3 Nr.1 BauNVO soll nur innerhalb der in der Beikarte
3B - Zentralortlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche — abgebildeten,
zentralortlich bedeutsamen Aligemeinen Siedlungsbereichen erfolgen.

Die Darstellung und Festsetzung von Kerngebieten und Sondergebieten fiir
Vorhaben i.S. des § 11 Abs. 3 BauNVO soll nur dann erfolgen, wenn sichergestellt
ist, dass eine Anbindung an den o6ffentlichen Personennahverkehr besteht. Vor-
haben, die aufgrund des Umfangs ihrer Verkaufsflichen oder der Art ihrer Sorti-
mente ein besonders groles Besucheraufkommen erwarten lassen, sollen nur an
Standorten geplant werden, die an den offentlichen Schienenpersonennah-
verkehr angebunden sind.

Die Kommunen sollen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklungsplanung zur
Starkung der Zentren regionale und kommunale Einzelhandels- und Zentren-
konzepte erarbeiten und fortschreiben. Wesentliches Element dabei ist die
Abgrenzung von zentralen Versorgungsbereichen sowie die Erarbeitung einer
ortsspezifischen Sortimentsliste. Die zentralen Versorgungsbereiche sollen auch im
Flachennutzungsplan dargestellt werden.

Erlauterungen

Flr die Steuerung groRflachiger Einzelhandelsvorhaben ist zunachst der LEP Sachlicher
Teilplan — GroRflachiger Einzelhandel (LEP NRW-EH) malgeblich. Die im Regionalplan flr
die Planungsregion Dusseldorf enthaltenen Ziele und Grundsadtze zur Steuerung grofR-
flachiger Einzelhandelsvorhaben einschlieRlich ihrer Erlauterungen sind eine Ergdnzung
bzw. Konkretisierung der landesplanerischen Regelungen. Der LEP NRW-EH trifft bereits
weitreichende Festlegungen im Hinblick auf die Verortung und Dimensionierung von
Einzelhandelsvorhaben. Die Festlegungen des Regionalplanes gelten im Verbund mit
den landesplanerischen Vorgaben und beziehen sich in ihren Vorgaben genauso wie diese
auf Festlegungen flr Kerngebiete oder Sondergebiete flir Vorhaben i.S. des § 11 Abs. 3
BauNVO.

| zuz1 Das Kernsortiment eines Einzelhandelsvorhabens bezeichnet den Hauptteil
des Warenangebotes, der einem bestimmten Sortimentsbereich zuzuordnen bzw. als
solcher zu klassifizieren ist. Das Kernsortiment bestimmt somit in der Regel auch die Art
des Einzelhandelsvorhabens. Die Bestimmung des Kernsortiments ergibt sich aus der
ortspezifischen Sortimentsliste. Die Festlegungen des LEP NRW-EH fur Vorhaben im ASB
und zum Umgang mit Altstandorten gelten ebenso innerhalb der ASB-GE. Der Regional-
plan enthélt fur diese Bereiche ergdnzende Vorgaben.
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3 | zuz2 Wenn die planungsrechtliche Sicherung oder Neuansiedlung eines groR-

flachigen Einzelhandelsvorhabens im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO im Rahmen einer
vorhabenbezogenen Bebauungsplanung erfolgt, wird der Vorhaben-und ErschlieRungs-
plan gemals § 12 Abs. 3 BauGB Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.
Dabei ist die Gemeinde nicht an die Festsetzungen nach § 9 BauGB oder die in der BauNVO
vorgesehenen Gebietskategorien gebunden. Werden jedoch einzelhandelsrelevante
Festsetzungen getroffen, welche faktisch die Zulassigkeit eines Vorhabens im Sinne des
§ 11 Abs. 3 der BauNVO begriinden, gelten auch fir diese Vorhaben die regionalplaneri-
schen Ziele und Grundsatze.

4 | zuG1 Der Grundsatz G1 bezieht sich nicht auf alle Vorhaben i.S. des § 11 Abs. 3
BauNVO sondern ist nur bei der Darstellung und Festsetzung von Kern- und Sonderge-
bieten zu bericksichtigen, die der Ansiedlung eines Einkaufszentrums i.S. des § 11 Abs. 3
Nr. 1 BauNVO dienen. Bei einem Einkaufszentrum handelt es sich um eine rdumliche
Konzentration einzelner Betriebe verschiedener Art und GrofRe, die durch ein rdumliches
Konzept und durch Kooperation miteinander verbunden in Erscheinung treten und dem-
entsprechend aus der Sicht des Kunden aufeinander bezogen wirken.

> | zu G2 Die Kommune hat bei der Ausweisung neuer Einzelhandelsstandorte zu
Uberprifen, inwieweit eine Anbindung an den OPNV gegeben ist oder zukinftig sicher-
gestellt werden kann. Um die fulllaufige Erreichbarkeit zu gewahrleisten, sollte die Ent-
fernung zum nichsten OPNV-Haltepunkt 700-1.000 Meter nicht (iberschreiten, was einer
Gehzeit von ca. 10 Minuten entspricht.

Der Begriff Schienenpersonennahverkehr umfasst insbesondere die im Nahverkehr ein-
gesetzten Zuggattungen Regionalexpress, Regionalbahn und S-Bahn. Die Mdglichkeiten
zur Anbindung an diese Zuggattungen sind insbesondere fir Vorhaben ab einer Grofe
von 25.000 m? Verkaufsflaiche zu Uberprifen. Stadtbahn, StraRen- und U-Bahn kénnen
dabei in die Betrachtung einbezogen werden, soweit sie auch regionale Verkehrsaufgaben
wahrnehmen.

Indikator fir ein hohes zu erwartendes Besucheraufkommen ist die GroRRe der Verkaufs-

flache. In den Blick zu nehmen ist aber auch die Art des Sortimentes und inwieweit dieses
den Abtransport mittels KFZ erforderlich macht.

GrofRflachiger Einzelhandel
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Freiraumschutz- und -entwicklung

Die Freiraumbereiche (Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche, Wald, Ober-
flachengewadsser) sollen als groBraumiges, libergreifendes regionales Freiraum-
system erhalten und entwickelt werden. Die Bauleitplanung und die Landschafts-
planung sollen die Erhaltung und Entwicklung der Freiraumbereiche auf der
ortlichen Ebene durch entsprechende Darstellungen und Festsetzungen gewahr-
leisten, konkretisieren und erganzen.

In den dargestellten Freiraumbereichen sollen neue raumbedeutsame Pla-
nungen und MaBnahmen, die wegen ihrer spezifischen Zweckbestimmung, Anfor-
derungen oder Auswirkungen nicht innerhalb der dargestellten Siedlungsbereiche
oder der raumlich festgelegten Verkehrsinfrastruktur des Regionalplans umgesetzt
werden kénnen, so durchgefiihrt werden, dass

¢ die Schutzwiirdigkeit der B6den bei der Wahl von Standortalternativen betrachtet
wird und schutzwiirdige Boden nicht beeintrachtigt werden,

¢ neue Bebauungsansitze vermieden werden, deren weitere Entwicklung mit den
dargestellten Freiraumkategorien nicht vereinbar ist,

e Trenn-, Zerschneidungs- und Barrierewirkungen vermieden oder, bei nicht ver-
meidbaren Trenn-, Zerschneidungs- und Barrierewirkungen, minimiert werden.

Der vorstehende Satz ist nicht fiir Planungen und Vorhaben fiir die Errichtung oder
Erweiterung von Wind- und Biomasseanlagen anzuwenden, ohne dass dadurch,
unabhidngig von Regionalplanvorgaben, das etwaige standortliche Erfordernis rela-
tiviert wird, die entsprechenden Belange zu beriicksichtigen.

Soweit Beeintrachtigungen nicht vermieden werden konnen, sollen sie auf das
unumgangliche MaB begrenzt werden.

Bei der Aufstellung von Bauleitplanen fiir raumbedeutsame Vorhaben auBer-
halb der im Regionalplan dargestellten Siedlungsbereiche, die der Umnutzung
zuldssig errichteter erhaltungswiirdiger Bausubstanz oder von erhaltenswerten,
das Bild der Kulturlandschaft pragenden Gebduden iiber das nach § 35 (4) BauGB
zulassige MaRB hinaus dienen, sollen die Kommunen zum Schutz des Freiraums den
zukiinftigen Umfang der baulichen Anlagen und der versiegelten Bereiche auf die
im Bestand gelegenen baulich vorgepragten Flachen ausrichten und Erweiterungen
der baulichen Anlagen nur vorsehen, wenn sie innerhalb der Bestandsflichen
erfolgen und sie langfristig die mit dem raumbedeutsamen Vorhaben verbundenen
Nutzungen gewahrleisten.

Zusammenhdngende Freiraumbander sollen vor Beanspruchungen durch Nut-
zungen, die den Freiraum bzw. die Freiraumfunktionen beeintrachtigen, geschiitzt
werden.

Die Zerschneidung bislang unzerschnittener verkehrsarmer Freirdume soll
vermieden werden. Insbesondere unzerschnittene verkehrsarme Raume oberhalb
einer GroRe von 20 km? sollen nicht durch linienhafte Verkehrsinfrastruktur zer-
schnitten werden.

Regionale Freiraumstruktur
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Bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen sollen die schutzwiirdigen
Boden auch hinsichtlich ihrer Bedeutung fiir den Klimaschutz erhalten werden.

Erlauterungen
L Der Regionalplan ist gem. § 10 BNatSchG bzw. § 15 (2) LG NW Landschaftsrahmenplan.
Die Vorgaben zur Erhaltung und Entwicklung des Freiraums und der Freiraumfunktionen
sind daher insbesondere bei der Umsetzung in der Landschaftsplanung und raumbedeut-
samer Planungen und MalRnahmen von Bedeutung.

2 | zu G1 Die Vorgaben zur Erhaltung des Freiraums als groRraumiges, Ubergreifendes
regionales Freiraumsystem sowie zur Entwicklung seiner Funktionen dienen dazu, die
rdumlichen Voraussetzungen fir die Erhaltung der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des
Freiraums in Bezug auf die im LEP-Entwurf vom Juni 2013, Grundsatz 7.1-2 aufgezéhlten
Nutz-, Schutz-, Erholungs- und Ausgleichsfunktionen sowie die rdumlich-funktionalen
Zusammenhange zwischen den einzelnen Funktionen zu sichern.

Die Vorgaben des Regionalplans dienen somit

e dem Schutz und der Entwicklung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts (als kom-
plexem Wirkungsgeflige aller biotischen und abiotischen Faktoren),

e der Nutzung der natirlichen Lebensgrundlagen (Boden, Wasser, Luft, (lokales) Klima),
z.B. durch Land- und Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft, aber auch fur die landschafts-
orientierte Erholung oder den Erhalt der biologischen Vielfalt und

e dem Erhalt der Regenerationsfahigkeit der naturlichen Lebensgrundlagen.

3 | zu G2 Die Vorgaben in G2 beziehen sich auf Grundsatz 7.1-2 des LEP-Entwurfs vom

Juni 2013, der beinhaltet, dass Freiraum erhalten werden soll, seine Funktionen gesichert

und entwickelt werden sollen und der Erhalt seiner Leistungs- und Funktionsfahigkeit bei

allen raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen zu berlcksichtigen ist. Der Auftrag,
den Freiraum zu erhalten und seine Funktionen zu sichern und zu entwickeln, gilt auch fir
die Freiraumbereiche, die keine herausragenden oder besonderen Funktionen fir Natur
und Landschaft aufweisen und die dementsprechend regionalplanerisch nicht mit beson-
deren Freiraumfunktionen (wie BSN, BSLE) belegt sind. Hier sollen die natirlichen Land-
schaftsfaktoren sowie Pflanzen und Tiere, Landschaftsbild/Erholung, Kultur- und Sach-
glter als Schutzglter im Sinne des § 2 des UVPG sowohl im Rahmen der ausgeibten
Nutzungen als auch bei Nutzungsdanderungen erhalten und gesichert werden.

Bei raumbedeutsamen Planungen und Malknahmen im Freiraum kénnen die in den Land-
schaftspldanen dargestellten Entwicklungsziele als Malistabe flr die Beurteilung der Frei-
raumfunktionen durch die Bauleitplanung und die Fachplanungen herangezogen werden.

Innerhalb dieser Bereiche bieten die bei ggf. zulassigen Vorhaben (u.a. Windenergie-
anlagen, Abgrabungen, Deponien, StralSen) erforderlichen Kompensationsmalinahmen
Ansatzpunkte, die natirlichen Landschaftsfaktoren und Schutzgiter zu erhalten, zu ent-
wickeln und wiederherzustellen. Hierflr sind insbesondere MaRnahmen geeignet, die der
Biotopvernetzung und dem Bodenschutz dienen (Hecken, Windschutzstreifen, Blihstrei-
fen). Dies gilt nicht, sofern die Kompensationsverpflichtungen aus zwingenden natur-
schutzrechtlichen oder naturschutzfachlichen Griinden oder zur Umsetzung multifunktio-
naler KompensationsmaRnahmen an anderer Stelle umgesetzt werden sollen.
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4 | zu G2 Die Vorgabe G2 konkretisiert mit dem 1. Spiegelstrich u.a. den Grundsatz

7.1-5 des LEP-Entwurfs vom Juni 2013 zum Bodenschutz.

Eine Beeintrachtigung schutzwirdiger Boden liegt vor, wenn schutzwirdige Béden nach
der ,Karte der schutzwirdigen Boden 1:50.000“ des Geologischen Dienstes NRW durch
bauliche Nutzungen erstmalig in Anspruch genommen oder durch Auf- oder Abtrag,
Verdichtung oder Verdnderungen des Wasserhaushalts qualitativ verandert werden.
Soweit Beeintrachtigungen nicht vermieden werden kénnen, sollen sie auf das unum-
gangliche Mal} begrenzt werden, z.B. durch die Wahl von Standorten mit Boden geringerer
Schutzwurdigkeit und die Minimierung der in Anspruch genommenen Flachen. Auf der
Ebene der Bauleitplanung kann der Bodenschutz durch Verwendung groRmalistéblicher
Bodenkarten, soweit verflgbar, optimiert und die Inanspruchnahme auf Flachen von
vergleichsweise geringerer Bedeutung fir die Bodenfunktionen gelenkt werden.

5 | zu G2 Die schutzwirdigen Boden sind in der ,Karte der schutzwiirdigen Boden
Nordrhein-Westfalens” (Geologischer Dienst NRW, 2014) ausgewiesen. Als schutzwrdige
Béden werden darin gemall der Systematik des Geologischen Dienstes (Geologischer
Dienst NRW 2012) die Boden der Stufen 3, 4 und 5 (d.h. schutzwrdige, sehr schutzwrdige
und besonders schutzwirdige Boden) in Abhangigkeit vom Grad ihrer Funktionserfillung
(hoch, hoch-sehr hoch, sehr hoch) (siehe Tabelle 4.1.1.1) dargestellt. Zu beachten ist, dass
in der Systematik dieser Bodenfunktionsbewertung die hohe und die sehr hohe Funktions-
erfillung oft als ,besondere” Funktionserfillung zusammengefasst werden; diese ist von
der ,besonderen” Schutzwirdigkeit sorgfaltig zu unterscheiden.

Tab. 4.1.1.1 Stufen der Bodenbewertung (nach Geologischer Dienst NRW, 2012)

Bewertung der Schutz-
wirdigkeit / Darstellung

i Grad der zusammenfassende .

. Stufe X " in der ,Karte der schutz-

i Funktionserfullung Bewertung wiirdigen Boden
1:50.000¢

0 sehr gering

i 1 | gering (nicht dargestellt)

2 mittel

[hoch bis sehr hoch] besondere sehr schutzwirdig
Funktionserfillung

besonders

sehr hoch schutzwirdig

Aus der Bewertungsmethodik fir die ,Karte der schutzwirdigen Béden Nordrhein-
Westfalens” des Geologischen Dienstes (Geologischer Dienst NRW 2012) ergibt sich fir
die Planungsregion ein hoher Flachenanteil schutzwirdiger Boden. Um Bdden starker zu
bericksichtigen, die aus regionaler Sicht eine herausgehobene Bedeutung besitzen, soll
im Sinne des Grundsatzes daher als weiteres differenzierendes Kriterium die Bewertung
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der Naturndhe berlcksichtigt werden, die bei den schutzwirdigen Boden diejenigen
hervorhebt (Naturnahe hoch, sehr hoch), die in eher geringem Umfang durch Nutzungs-
einflisse Uberpragt sind. Die naturnahen sehr und besonders schutzwirdigen Béden sind
in Beikarte 4B — Schutzwirdige Boden — dargestellt.

Insbesondere auf den nachgeordneten Planungsebenen bietet die ebenfalls in den Daten-
grundlagen des Geologischen Dienstes enthaltene Bewertung der einzelnen Boden-
teilfunktionen (Biotopentwicklungspotential, Regelungs- und Pufferfunktion, nattrliche
Bodenfruchtbarkeit) wichtige Anhaltspunkte fiir die Beurteilung planungs-, vorhaben-
bzw. maRnahmenbezogener Auswirkungen und soll entsprechend berlcksichtigt werden.
° | zu G2und G5  Der Begriff der Zerschneidung beinhaltet die Segmentierung des Frei-
raumes durch entgegenstehende Nutzungen. Als Malstab fiir Zerschneidungswirkungen
im Rahmen raumbedeutsamer Planungen und MaRnahmen sollen die Abgrenzungs-
kriterien der unzerschnittenen verkehrsarmen Raume gemals der Fachdefinition herange-
zogen werden:

Als UZVR werden Raume definiert, die nicht durch technogene Elemente, wie StralRen (mit
mehr als 1000 Kfz/24h), Schienenwege, schiffbare Kanile, flachenhafte Bebauung oder
Betriebsflichen mit besonderen Funktionen wie z.B. Verkehrsflugplatze, zerschnitten
werden.

Nutzungstypen mit zerschneidender Wirkung sind solche, die je nach ihrer raumlichen
Verteilung und Intensitdt Ausdruck der Wirkung des Kultureinflusses sind und einen
vergleichsweise hohen Grad einer Veranderung der Landschaft (Hemerobiegrad) kenn-
zeichnen. UZVR sind damit je nach GroRe, Struktur, Nutzung und Nutzungsintensitdt sowie
der Randwirkung und Eindringtiefe von Stérungen, Lebensrdume, deren Okosysteme,
Zoénosen, Populationsstrukturen oder Individuen einer erheblich geringeren Stérung unter-
liegen als dies in Siedlungs- oder Verdichtungsradumen mit einem vergleichbar hoherem
Zerschneidungsgrad der Fall ist.” (http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/uzvr/de
/fachinfo/definition).

Um zerschneidende Wirkungen zu minimieren, soll der Erhalt insbesondere der grofsen
zusammenhangenden unzerschnittenen verkehrsarmen Freirdume gemaR Beikarte 4A
— Unzerschnittene verkehrsarme Raume — berlcksichtigt werden. Bei unvermeidbaren
Zerschneidungen soll darauf geachtet werden, dass mdglichst grofRe Bereiche dieser
Freirdume im Zusammenhang erhalten bleiben. Bei raumbedeutsamen flachenhaften
Vorhaben in diesen Rdumen sollen die groRen unzerschnittenen verkehrsarmen Freirdume
dementsprechend ebenfalls moglichst weitgehend von entsprechenden Beeintrachti-
gungen freigehalten werden.

| zuG2 Die in G2 angesprochenen Trenn- und Barrierewirkungen werden durch
Nutzungen oder durch Infrastruktur hervorgerufen, die den funktionalen Zusammenhang
beziglich der im LEP-Entwurf vom Juni 2013, Grundsatz 7.1-2 genannten Leistungen und
Funktionen bisher miteinander verbundener Bereiche so unterbrechen, dass z.B. Wande-
rungen von Tieren zwischen Teillebensraumen, Luftaustauschprozesse oder die visuelle
Erlebbarkeit einheitlicher Raume beeintrachtigt oder unterbunden werden.
8 | zu G2 Zu den von G2 nicht erfassten Planungen und Vorhaben wird auf die entspre-
chenden Spezialkapitel des Regionalplans verwiesen (Kap. 5.5.1 u. 5.5.3), in denen fir diese
ausgenommenen Planungen vorhabenspezifische Bedingungen formuliert werden, soweit
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diese bereits auf der Ebene der Regionalplanung zweckmaRig sind. Die entsprechende
Nichtanwendung des Grundsatzes G2 bedeutet im Ubrigen nicht, dass entsprechende
Belange auf nachfolgenden Planungs- und Zulassungsebenen nicht entgegenstehen kénnen.
Es kann nur die Vorgabe G2 nicht als zuséatzliche Planungs- oder Zulassungshirde heran-
gezogen werden.

o | zu G3 Die Vorgabe konkretisiert die landesplanerischen Vorgaben zum Schutz der
natirlichen Lebensgrundlagen und zum Freiraumschutz, wonach auRerhalb des Sied-
lungsraumes keine zusatzlichen Flachen fir Siedlungszwecke in Anspruch genommen
werden sollen (LEP-Entwurf vom Juni 2013, Grundsatz 7.1-1) und der Erhalt der Leis-
tungs- und Funktionsfdhigkeit des Freiraums, insbesondere fir die einzelnen Freiraum-
funktionen, bei allen raumbedeutsamen Planungen und Malknahmen zu bericksichtigen
ist (LEP-Entwurf vom Juni 2013, Grundsatz 7.1-2). Die Regelung richtet sich an die Bau-
leitplanung und macht keine Vorgaben flr die Vorhabenzuldssigkeit nach § 35 Abs. 4
BauGB. Gegenstand entsprechender Bauleitplédne fir raumbedeutsame Vorhaben aufRer-
halb der im Regionalplan dargestellten Siedlungsbereiche kdnnen beispielsweise sein.

e die aulerlandwirtschaftliche gewerbliche Umnutzung ehemals landwirtschaftlich
genutzter Gebaude durch Gastronomie- und Beherbergungsbetriebe, durch die diese
Gebdude als pragende Bestandteile historisch gewachsener Kulturlandschaften gesi-
chert werden sollen oder

e die Fortfihrung ehemals landwirtschaftlicher oder gartenbaulicher Nutzungen durch
Gewerbebetriebe, durch die eine Neuinanspruchnahme von Flachen an anderer Stelle
vermieden wird, und die ansonsten als Neuansiedlungen im Freiraum raumordnerisch
nicht zuldssig waren.

10 | zu G4 Freiraumbéander sind bandartige Strukturen geringer Breite (in der Regel
unter 1.000 m), die im Rahmen der historischen Entwicklung des Siedlungsraumes als
naturrdumlich vorgegebene Begrenzungen (z.B. Gewasserlaufe, Gelandekanten) berick-
sichtigt wurden und erhalten geblieben sind sowie solche Bereiche im Freiraum, die
aullerhalb der zeichnerisch nicht dargestellten Ortsteile Wohn- und Gewerbegebiete im
Freiraum untereinander gliedern. Diese Freiraumbander sind haufig die Kerne zusam-
menhdngender Freiraumbereiche mit oft besonderer Bedeutung fir die Biotopvernet-
zung (s. Kap. 4.2.1). Als solche kénnen sie gerade in solchen Teilen des Freiraums zur
okologischen Aufwertung beitragen, die in ihrer Landschaftsstruktur oder in ihrem
Erscheinungsbild beeintrachtigt sind. Sie sollen als Leitstrukturen des regionalen Frei-
raumsystems, als wesentliche Bestandteile des 6kologisch wirksamen Freiraumverbundes
sowie als Griinzasuren und Grinverbindungen auch auRerhalb von Regionalen Griinzigen
(Kap. 4.1.2) erhalten bleiben und im Rahmen der Landschaftsplanung als Ausgangspunkte
zur okologischen Aufwertung des Freiraums bericksichtigt werden.

1 | zu G5 Der Grundsatz konkretisiert den gleichlautenden Grundsatz des LEP-Entwurfs
vom Juni 2013, Grundsatz 7.1-4 samt Erlduterungen, der die besondere landesweite
Bedeutung der fur den Naturschutz besonders wertvollen unzerschnittenen verkehrs-
armen Ridume hervorhebt, die groRer sind als 50 km2. Unzerschnittene verkehrsarme
Rdaume dieser GroRenordnung, die vollstandig oder lberwiegend in der Planungsregion
liegen, kommen in der Planungsregion aufgrund der dichten Besiedlung und verkehrlichen
ErschlieBung nicht vor. Bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen im Freiraum
sollen daher unter Bericksichtigung der raumlichen Verhaltnisse in der Planungsregion
die regional bedeutsamen unzerschnittenen verkehrsarmen Raume mit einer Flachen-
groRe von 20 km? und mehr - bzw. mit einer FlachengroRe von 15 km? und mehr entlang
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der deutsch-niederlandischen Grenze — gemal der Beikarte 4A — Unzerschnittene verkehrs-
arme Raume — bericksichtigt werden.

12 | zuG6 Naturnahe und durch Nutzungen gering Uberpragte Boden, die unter Stau-
oder Grundwassereinfluss oder als Moorbdden entstanden sind, haben eine wichtige
Bedeutung fir den Schutz des Klimas, da in ihnen hohe Anteile an organischer Substanz
gebunden sind. Die Erhaltung dieser Boden und entsprechender Bodenwasserverhalt-
nisse gemall G6 dient der Vermeidung der Freisetzung klimaschédlicher Gase durch Zer-
setzung organischer Substanz. Bereiche mit klimarelevanten Boden sind in Beikarte 4B
— Schutzwirdige Béden — dargestellt.

Regionale Griunzuge

Die Regionalen Griinziige sind als wesentliche Teile des Regionalen Frei-
raumsystems zu sichern. Planungen und MaBBnahmen, die die Aufgaben und Funk-
tionen der Regionalen Griinziige beeintrachtigen kdonnen, sind unzulassig. Zulassig
sind Infrastruktureinrichtungen und Nutzungen, die von der Sache her ihren
Standort im Freiraum haben, soweit sie nicht auerhalb der Regionalen Griinziige
verwirklicht werden kdonnen. Andere Vorgaben des Regionalplans bleiben hiervon
unberiihrt.

Auch in diesen Fillen ist die Funktionsfahigkeit der Regionalen Griinziige hinsicht-
lich der siedlungs- und freiraumbezogenen Aufgaben und Funktionen sicherzu-
stellen.

Die Regionalen Griinziige sind durch Planungen (z.B. Landschaftsplanung und
Bauleitplanung) und MaBnahmen in ihren freiraum- und siedlungsbezogenen Auf-
gaben und Funktionen fiir die Siedlungsgliederung, als klimadkologisch wirksame
Bereiche, fiir die Erholungsfunktionen und die Vernetzung vereinzelter 6kolo-
gischer Potentiale zu sichern, zu entwickeln und zu verbessern.

Erlauterungen
1 Die Regionalen Griinzige nehmen primar siedlungsbezogene Funktionen (rdumliche
Gliederung und klimaotkologischer Ausgleich) sowie primar freiraumbezogene Funktionen
(siedlungsnahe Erholung, Biotopvernetzung) wahr oder sind daflir vorgesehen. Als Regio-
nale Grinzige sind in den Verdichtungsgebieten entsprechend der Definition der Plan-
zeichenverordnung diejenigen Freiraumbereiche dargestellt, die wegen ihrer freiraum-
und siedlungsbezogenen Aufgaben und Funktionen zu erhalten, zu entwickeln oder zu
sanieren und vor anderweitiger Inanspruchnahme besonders zu schiitzen sind. In ihnen
sollen die rdumlichen Voraussetzungen fir die siedlungsraumliche Gliederung, die frei-
raumorientierte Erholung, den Biotopverbund und die Freiraumvernetzung erhalten und
entwickelt werden (vgl. LEP-Entwurf vom Juni 2013, Ziel 7.1-6 und Erlduterungen).

Sie sollen durch siedlungsraumliche Nutzungen verursachte Beeintrachtigungen und Belas-

tungen der natlrlichen Landschaftsfaktoren, des Naturhaushalts, der klimadkologischen
Funktionen, des Biotopverbundes und der wohnungs- und siedlungsnahen Erholung soweit
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moglich ausgleichen und als Raume mit besonderen Ausgleichs- und Erganzungsfunktionen
erhalten und entwickelt werden.

| zuz1 Die Regionalen Grinzlge sind besonders fir die folgenden Aufgaben und
Funktionen im Freiraumverbund zu erhalten und zu entwickeln:

e Einengung und weitere Zerschneidung des Freiraums sind zu vermeiden, der Freiraum
ist durch Planungen und MaRnahmen, die der Erhaltung und Entwicklung des Freiraum-
verbundes dienen, zu entwickeln.

e Der rdumliche Zusammenhang einzelner Teilbereiche sowie 0©kologisch wirksame
Verbindungen sind zu erhalten, zu verbessern oder neu zu entwickeln.

e Barrieren, die die Funktionsfahigkeit der Regionalen Grinzige einschrdanken (insbe-
sondere den klimatischen Ausgleich, die Erholungsfunktion und die Biotopvernetzung)
sind zu beseitigen oder zu minimieren.

e Die Durchlassigkeit der Regionalen Griinziige zu angrenzenden Freiraumbereichen ist
durch die Erhaltung oder Entwicklung von Luftaustauschkorridoren, Ventilations-
schneisen, Vernetzungsstrukturen, Siedlungszasuren zu sichern.

Die spezifischen Funktionen einzelner Teilbereiche der Regionalen Griinzlge ergeben sich
aus dem jeweiligen rdaumlichen Zusammenhang. Teilrdumlich kbnnen beispielsweise eher
Erholungs- und Biotopvernetzungsfunktion oder die klimadkologische Ausgleichsfunktion
die Bedeutung der regionalen Griinziige bestimmen. Beikarte 4C — Regionale Griinzlige —
stellt die Untergliederung der Regionalen Griinzige nach raumlichen und funktionalen
Gesichtspunkten in Teilrdume dar und differenziert fir diese jeweils die Schwerpunkte der
angestrebten Entwicklung (Schutz vor anderweitiger Inanspruchnahme, Erhaltung, Ent-
wicklung oder Sanierung) sowie die vorrangig zu entwickelnden Funktionen (u.a. réum-
liche Gliederung, Biotopvernetzung, Erholung, klimadkologischer Ausgleich).

8 | zuz1 Die Vorgabe bezieht sich auf Planungen und MaRnahmen fir nicht nach § 35
Abs. 1 BauGB privilegierte oder nach § 35 Abs. 4 BauGB beglnstigte Vorhaben, die die
siedlungs- und freiraumbezogenen Funktionen der Regionalen Grinzige beeintrdchtigen
kénnen. Hierzu gehéren neue Darstellungen oder Anderungen in Bauleitpldnen fir Bau-
gebiete und Baufldachen, fir Erweiterungen bestehender Baugebiete oder Vorhaben, die
mit einer zusatzlichen Versiegelung von Flachen Uber den bisherigen Umfang hinaus
verbunden sind. Fldchen, die Sport-, Freizeit- und Erholungszwecken dienen, sind mit der
Zielsetzung der regionalen Griinzlige vereinbar, soweit darin enthaltene bauliche Nutzungen
auch bezogen auf ihre konkrete Lage im Griinzug nur eine untergeordnete Bedeutung
besitzen. Dies gilt, soweit diese Flachen gemaR Kap. 4.1.3, G1 im Freiraum geplant werden
konnen. Vorhaben, die aufgrund ihrer besonderen Merkmale in der Regel nur im Freiraum
realisiert werden kénnen, wie Windenergieanlagen als privilegierte Nutzungen gem.
§ 35 (1) BauGB wegen der erforderlichen Abstande zu schutzbedrftigen Nutzungen oder
durch Bauleitplanung festgesetzte Freiflachen-Solaranlagen wegen ihres Flachenbedarfs,
dirfen die siedlungs- und freiraumbezogenen Funktionen der Regionalen Griinzige nicht
beeintrachtigen. Beeintrachtigungen der siedlungs- und freiraumbezogenen Funktionen
der Regionalen Griinzlge stellen u.a. dar:

e die Errichtung baulicher Anlagen in Bereichen, die besonders der Siedlungsgliederung

dienen (Engstellen im Freiraum mit einer Breite unter 1.000 m; Beikarte 4C — Regiona-
le Griinzlge),
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e die Unterbrechung oder Einengung von bekannten (d.h. nachgewiesenen oder auf-
grund von Topographie und Nutzungen plausibel vermuteten) Ventilationsschneisen,
z.B. durch bauliche Anlagen oder durch Aufforstungen,

e die Beeintrachtigung der landschaftlichen Einbindung kulturlandschaftlich bedeut-
samer Bereiche,

e die Zerschneidung oder Einschrankung der Erreichbarkeit von Bereichen mit Erho-
lungsfunktionen.

4 | zuz2 Die Schwerpunkte fur die Erhaltung und die angestrebte Entwicklung der

Regionalen Grinzlge sind aus den zeichnerisch dargestellten Freiraumfunktionen und -

bereichen innerhalb der Regionalen Grinzige abzuleiten (z.B. BSLE: Biotopvernetzung/

Erholung; BSN: Schutz und Entwicklung okologischer Potentiale; Wald: Erhalt und Ent-

wicklung /klimadkologische  Funktionen/Erholung; AFA: Erholung/klimadkologische

Funktionen/Biotopvernetzung) sowie aus der Lage und der Ausdehnung der einzelnen

Teilbereiche (Siedlungsgliederung) sowie aus den in Beikarte 4C — Regionale Griinzige —

dargestellten Funktionen. Die Landschaftsplanung verfiigt fir deren Umsetzung mit der

Moglichkeit der Festsetzung von Entwicklungs-, Pflege- und ErschlieRungsmalinahmen

sowie sonstigen MaRnahmen nach § 26 (1) LG Uber geeignete Instrumente. In der Bauleit-

planung kdnnen entsprechende Ausgleichsflichen dargestellt bzw. festgesetzt werden.

Bei anderen Planungen und MaRnahmen, die die Regionalen Griinzlige berihren, ist die

Erhaltung und Entwicklung ihrer Funktionen, soweit mit naturschutzrechtlichen Erforder-

nissen vereinbar, moglichst im Rahmen multifunktionaler KompensationsmaRnahmen zu

bericksichtigen.

Freizeit- und Erholungsanlagen mit hohem
Freiraumanteil und Freiraumbereiche flr
sonstige zweckgebundene Nutzungen

In den allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen ist Bauleitplanung fiir
Griin-, Sport-, und sonstige Gemeinbedarfsflichen sowie Freizeit- und Erholungs-
flachen, deren Erscheinungsbild nicht durch Bebauung und Bodenversiegelung
gepragt ist, zulassig, soweit diese unmittelbar an die bestehenden Siedlungsbereiche
fiir Wohnen (ASB) und Gewerbe (GIB) oder vorhandene, im Regionalplan nicht
zeichnerisch dargestellte Ortsteile anschlieBen, diesen funktional zugeordnet sind
und bauliche Anlagen dort nur untergeordnete Bedeutung aufweisen. Dies gilt
auch fiir Bereiche mit iiberlagernden Freiraumdarstellungen. Andere Regelungen
des Regionalplans bleiben hiervon unberiihrt.

Freizeit- und Erholungsanlagen, die durch einen hohen Freiraumanteil bestimmt
und an bestimmte standortliche landschaftliche Voraussetzungen gebunden sind
(z.B. Golfplatze bzw. wasserorientierte Anlagen), kénnen ihren Standort im Frei-
raum haben, soweit dies vertraglich mit den dargestellten Freiraumfunktionen ist
und im Ganzen eine 6kologische sowie erholungsorientierte Freiraumverbesserung
erzielt wird. Neue Siedlungsansitze im Freiraum sollen durch freiraumorientierte
Freizeit- und Erholungsanlagen nicht entstehen. Die Zugdnglichkeit, Erreichbarkeit
und Ungestortheit des Freiraums fiir aligemeine landschaftsorientierte und natur-
vertragliche Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen sollen dabei erhalten bleiben.
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In den Freiraumbereichen fiir sonstige zweckgebundene Nutzungen (FR-Z)
haben solche Nutzungen Vorrang, die durch einen iiberwiegenden Freiraumanteil
bestimmt sind. Die Erhaltung und Entwicklung der Freiraumfunktionen der benach-
barten Freiraumbereiche ist im Rahmen der Entwicklung der FR-Z zu beachten.

In den FR-Z fiir freizeitorientierte, kultur- oder landschaftsbezogene Nutzun-
gen, deren Erhaltung oder Entwicklung an die dort vorhandenen, ortlich spezi-
fischen naturrdumlichen oder kulturlandschaftlichen Voraussetzungen gebunden
ist, sind im Rahmen der Entwicklung der FR-Z deren durch den Freiraum bestimmer
Charakter sowie die vorhandenen besonderen Freiraumfunktionen zu erhalten
sowie Natur und Landschaft projektbezogen zu entwickeln. Dargestellt sind die
folgenden FR-Z fiir spezifische freizeitorientierte, kultur- oder landschaftsbezogene
Nutzungen:

e Rees, Reeser Meer: Der FR-Z ist im Rahmen einer landschaftsbezogenen, um-
weltvertraglichen Gestaltung in seinen Funktionen als Lebensraum fir wild-
lebende Tiere und Pflanzen, Entwicklungsraum fiir die Biologische Vielfalt
sowie in seinen Funktionen fiir regionale Freizeitnutzungen unter Beachtung der
Schutzfunktionen zu erhalten und zu verbessern.

o Kevelaer-Twisteden, Erlebnispark Irrland: Im FR-Z Kevelaer-Twisteden Erlebnis-
park Irrland sind durch naturnahe Gestaltung und Entwicklung des Bereiches
die Voraussetzungen und ein Angebot fiir freiraumorientierte Freizeit- und Erho-
lungsaktivitdten zu erhalten bzw. zu entwickeln.

e Kulturraum Hombroich: Der FR-Z Kulturraum Hombroich ist nur der Entwicklung
des Museums- und Kulturparks Insel Hombroich sowie der Raketenstation vor-
behalten.

In den FR-Z fiir militdrische Nutzungen sind im Rahmen der Zweckbindung
mit dieser vereinbare Planungen fiir eine Erweiterung der vorhandenen Anlagen
zulassig, soweit die freiraumorientierte Pragung des Bereiches erhalten bleibt.
Dargestellt sind die folgenden FR-Z fiir militarische Nutzungen:

e Straelen, siidl./6stl. B58,
e Uedem, Paulsberg.

Erlauterungen

Die vorgesehenen landesplanerischen Vorgaben zum Freiraumschutz gemal Kap. 7.1
LEP-Entwurf vom Juni 2013 flr den Freiraum beziehen sich auch auf bestimmte freiraum-
bezogene Nutzungen, wie z.B. landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeit-
aktivitaten (G1) oder raumbedeutsame projektorientierte Entwicklungen (Z1, Z2), die eine
Planung von Anlagen im Freiraum voraussetzen. Fiir die im Regionalplan als Freiraum dar-
gestellten Bereiche gilt, dass sie Uberwiegend Freiraumfunktionen erfillen oder erfillen
sollen. Die Sicherung des Freiraums und der Freiraumfunktionen erfordert die Erhaltung
hoher Freiraumanteile im Rahmen freiraumorientierter Nutzungen, fir die bauliche
Anlagen im Freiraum, die mit ihnen zusammenhéangen und fir sie erforderlich sind, durch
die Bauleitplanung dargestellt oder festgesetzt werden sollen. Zur Sicherung der Freiraum-
funktionen soll die Sicherung des Gberwiegenden Freiraumanteils in der Bauleitplanung
festgeschrieben werden.
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Die Vorgaben in diesem Abschnitt betreffen, unter besonderer Bericksichtigung der hiermit
in der Regel verbundenen erforderlichen baulichen und sonstigen Begleitnutzungen,

e anlagegebundene Freiraumnutzungen, die insbesondere den Bereichen Erholung,
Sport, Freizeit und Tourismus zuzuordnen und durch Bauleitplanung zu sichern sind.
Die Vorgaben in G1 stellen klar, unter welchen Voraussetzungen solche Vorhaben im
Freiraum geplant werden koénnen,

e die Sicherung von Vorranggebieten fir raumbedeutsame freiraumbezogene und
projektorientierte Entwicklungen, insbesondere solche mit freizeit- und erholungs-
bezogenen, sowie kulturlandschaftlichen Schwerpunkten, die zur Regelung von Nut-
zungskonflikten einer Darstellung im Regionalplan bedirfen (FR-Z, Z1 und Z2).

| zu G1 Regelungen zur Ansiedlung groRfldchiger baulich geprédgter Freizeitanlagen
werden in Kap. 3.2.3 getroffen. Die Regelungen in G1 betreffen neue Darstellungen oder
Anderungen in Bauleitplanen fir Baugebiete und Bauflachen, fir Erweiterungen bestehen-
der Baugebiete oder Vorhaben, die mit einer zusatzlichen Versiegelung von Flachen Uber
den bisherigen Umfang hinaus verbunden sind. Die Sicherung des Freiraums und der
Freiraumfunktionen erfordert die Erhaltung hoher Freiraumanteile im Rahmen freiraum-
orientierter Nutzungen. Standorte fir siedlungsbezogene Freizeitanlagen mit hohem
Freiraumanteil, wie die im Grundsatz genannten Spiel- und Sportplatze, die nicht zu den
in Kap. 3.2.3, G1 genannten Anlagen gehdéren, kdnnen im Rahmen der Bauleitplanung
auBerhalb von Siedlungsbereichen im Freiraum geplant werden, soweit sie die im Grund-
satz genannten Anforderungen erfiillen und mit den sonstigen Vorgaben der Raumord-
nung vereinbar sind.
8 | zuG1 G1 formuliert weiterhin Vorgaben fur die Bauleitplanung und die Land-
schaftsplanung fir solche Anlagen im Freiraum (z.B. Golf- und Wassersport), die fur die
Nutzung im Rahmen landschaftsorientierter Erholungs-, Sport- und Freizeitaktivitaten
vorgesehen sind. Neue Anlagen fiir landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeit-
aktivitdten entsprechend G1 (wie Golf- und Wassersport), die sich Gberwiegend auf die
vorhandenen landschaftlichen Gegebenheiten stitzen, gleichzeitig jedoch landschafts-
gestalterische MalRnahmen erfordern oder der Bereitstellung ergidnzender baulicher
Infrastruktur bedirfen, kénnen im Freiraum geplant werden, wenn sie mit den landes-
und regionalplanerischen Vorgaben zum Schutz und zur Entwicklung des Freiraums
vereinbar sind bzw. diese unterstitzen. Dies ist z.B. der Fall, wenn durch Kompensations-
malnahmen &kologische und erholungsorientierte Verbesserungen gemessen an der
landschaftlichen Ausgangssituation erreicht werden. Fir anlagengebundene, landschafts-
orientierte Erholungs- Sport- und Freizeitnutzungen erforderliche bauliche Anlagen sollen
sich den vorhandenen Freiraumfunktionen anpassen und zur Erhaltung des hohen Frei-
raumanteils in Dimension und Umfang der freiraumbezogenen Nutzung unterordnen.
Anlagen mit hohem Freiraumanteil fir landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und
Freizeitaktivitaten im Freiraum sollen in der Nahe der Nachfragegebiete liegen.

In wertvollen bzw. schitzenswerten Landschaftsteilen sind neue Freizeit- und Erholungs-
anlagen mit hohem Freiraumanteil raumvertraglich, wenn die mit ihnen verbundenen
Freizeit-, Sport- und Erholungsaktivititen mit den vorhandenen Freiraumfunktionen
vereinbar sind und die Struktur, Ungestortheit und Erreichbarkeit der Landschaft sowie
ihre Zuganglichkeit fur allgemeine nichtkommerzielle Erholungs-, Sport- und Freizeitnut-
zungen grundsatzlich erhalten bleibt. Die Malistdbe sowohl fir die Standortbeurteilung
als auch an die Anforderungen fir die Ausgestaltung der geplanten Anlagen ergeben sich
somit aus den Freiraumdarstellungen des Regionalplans.
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Die wertvollen und schitzenswerten Landschaftsteile sind im Regionalplan als Bereiche
fir den Schutz der Natur (Kap. 4.2.2) oder als Bereiche fir den Schutz der Landschaft
(Kap. 4.2.3) dargestellt. Die Bereiche flir den Schutz der Natur stellen hinsichtlich ihrer
besonderen Bedeutung fir den Biotopverbund, als Lebensrdume geschitzter Arten, die
biologische Vielfalt und den Schutz natlrlicher Ressourcen erhthte Anforderungen an
andere Raumnutzungen (u.a. hinsichtlich Erhaltung natlrlicher und naturnaher Strukturen
und Elemente, Stérungsarmut u.d.). Sie sind daher nicht geeignet als Standorte fir anlagen-
gebundene landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeitaktivitdten, auch wenn
diese als naturvertraglich gelten kdnnen. In den Bereichen fir den Schutz der Landschaft
und landschaftsorientierte Erholung kénnen solche Anlagen vertraglich sein, wenn im
Rahmen der Planung die Intensitat und raumliche Konzentration der mit der Anlage
verbundenen Nutzungen auf die Schutzfunktionen abgestimmt wird. Fir nicht naturver-
tragliche Freizeitnutzungen und dafir bestimmte bauliche Anlagen kommen aufgrund
ihrer Auswirkungen auf die vielféltigen Freiraumfunktionen Bereiche fir den Schutz der
Natur als Standorte nicht, Bereiche flr den Schutz der Landschaft und landschaftsorien-
tierte Erholung nur eingeschrankt in Frage.

4 Z1, 72 und Z3 regeln die raumbedeutsame Nutzung von Freiraumbereichen mit sonsti-
gen Zweckbindungen. Die Freiraumbereiche mit Zweckbindung sind fir spezifische Nutzun-
gen dargestellte Freiraumbereiche, die aufgrund ihrer rdumlichen Lage, der besonderen
Standortfaktoren oder rechtlicher Vorgaben an den jeweiligen Standort gebunden sind.
Sie sind fir die durch die Zweckbindung bestimmte Nutzung zu sichern. In den dargestell-
ten Bereichen liegen besondere — in der Regel historisch gewachsene — Bedingungen vor.
Dies gilt fur die in Z2 und Z3 genannten Freiraumbereiche gleichermalen.

® Die in 22 genannten flr spezifische ‘Nutzungen projektbezogen zu entwickelnden
Freiraumbereiche fir zweckgebundene Nutzungen (FR-Z) werden zeichnerisch mit dem
Planzeichen 2.e) auf der Grundlage spezifischer naturrdumlicher oder kulturlandschaft-
licher Voraussetzungen oder Gegebenheiten dargestellt, die AnknUpfungspunkte fir eine
raumbedeutsame projektbezogene Erhaltung oder landschaftsgerechte Entwicklung des
Freiraums bieten. Die der Darstellung zu Grunde liegende Projektdefinition in Z2 ist Be-
standteil der konkreten Zweckbindung. Im Rahmen der Entwicklung dieser Freiraum-
bereiche sind die dargestellten Freiraumfunktionen entsprechend ihrer Gebietskategorie
als Vorgaben des Regionalplans als Landschaftsrahmenplan in die Entwicklung der FR-Z zu
integrieren. Zu den Erfordernissen der Landschaftsentwicklung gehéren auch die Festset-
zungen und Darstellungen der Landschaftspléne, soweit vorhanden, sowie die Erforder-
nisse der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie.

® Die in 73 genannten Freiraumbereiche flr zweckgebundene Nutzungen sind dem
weiteren Betrieb der am Standort vorhandenen Anlagen vorbehalten. Planungen fir
Veranderungen oder Erweiterungen der baulichen Anlagen im Rahmen der Zweckbindung
sind zuldssig, soweit der freiraumgepragte Charakter des Standorts durch neue bauliche
Nutzungen erhalten bleibt.

Regionale Freiraumstruktur

87



14VHOSANVTANN
dNLVN NOA ZLNHDS

88



Allgemeine Vorgaben

Zum Schutz und zur Entwicklung von Natur und Landschaft insbesondere
innerhalb der Bereiche mit besonderen Freiraumfunktionen (BSN und BSLE) sind
im Zuge der Landschaftsplanung die schutzwiirdigen und entwicklungsbediirftigen
Landschaftsteile zu konkretisieren und die erforderlichen Schutz- und Entwick-
lungsziele, MaBnahmen, Ge- und Verbote zu bestimmen.

Im Rahmen der Landschaftsplanung sollen insbesondere der landesweite
und der regionale Biotopverbund gesichert, erhalten und entwickelt werden. Die
Biotopvernetzung soll gestarkt werden. Bereiche mit besonderen Potentialen fiir
den Schutz des Klimas sowie fiir die Anpassung von Natur und Landschaft an den
Klimawandel sollen geschiitzt und entwickelt werden.

Die Kern- und Verbindungsflachen des landesweiten und regionalen Biotop-
verbundes innerhalb der BSN sollen als Naturschutzgebiete festgesetzt werden.

Innerhalb der Bereiche fiir den Schutz der Natur sollen die nicht als Naturschutz-
gebiete festgesetzten Flachen, soweit sie nicht kiinftig als solche festgesetzt wer-
den, zur Erganzung und Sicherung der Naturschutzfestsetzungen als Landschafts-
schutzgebiete festgesetzt werden. Die Bereiche fiir den Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierte Erholung sollen in ihren fiir den Landschaftsschutz, den
Naturhaushalt, die Entwicklung des Biotopverbundes und die landschaftsorientierte
Erholung bedeutsamen Raumen als Landschaftsschutzgebiete festgesetzt werden.

Auch die unterhalb der zeichnerischen Darstellungsschwelle liegenden natur-
schutzfachlich bedeutsamen Biotope sollen im Rahmen der Landschaftsplanung fiir
den Biotopverbund oder zur Sicherung ihrer natiirlichen Funktionen erhalten,
gesichert und entwickelt werden. Hierbei sollen die naturschutzwiirdigen Bereiche
als Naturschutzgebiete festgesetzt werden.

Erlauterungen
! | zuz1und G1 Als Landschaftsrahmenplan stellt der Regionalplan die Belange von
Natur und Landschaft als Vorgaben fir die nachfolgenden Planungsebenen der Land-
schaftsplanung, der Bauleitplanung und der Fachplanungen dar und konkretisiert die Ziele
des Naturschutzes und der Landschaftspflege flr das Planungsgebiet. Hierzu gehdren
auch die Erfordernisse und MaRnahmen zum Aufbau und Schutz des Biotopverbunds und
der Biotopvernetzung. Der Biotopverbund dient nach der naturschutzrechtlichen Definition
der dauerhaften Sicherung der Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschlieRR-
lich ihrer Lebensstatten, Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der Bewahrung,
Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfahiger okologischer Wechselbeziehungen.
Er umfasst die Kern- und Verbindungsflachen sowie Verbindungselemente von regionaler,
landes- und bundesweiter Bedeutung. Auf der lokalen und regionalen Ebene ergédnzt die
Biotopvernetzung den groRRrdumigen Biotopverbund durch Erhaltung und Schaffung
linearer und punktféormiger Elemente, wie Hecken und Feldraine. Die Umsetzung des
Biotopverbundes sichert wichtige funktionale und funktionsraumliche Zusammenhiange
fur die Erhaltung und Entwicklung der biologischen Vielfalt auf regionaler und landes-
weiter Ebene. Die Vorgaben zu den Bereichen fir den Schutz der Natur und die Bereiche
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fir den Schutz der Landschaft und die landschaftsorientierte Erholung enthalten hierzu
weitere Regelungen.

2 | zu G1 Der Biotopverbund ist insbesondere durch Planungen und MaRnahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege umzusetzen und zu sichern. Wo ein entsprechen-
der Biotopverbund bereits besteht, ist er zu erhalten und weiter zu entwickeln. Hierzu
sind die erforderlichen Bestandteile des Biotopverbundes durch die zustandigen Land-
schaftsbehorden zu geschitzten Teilen von Natur und Landschaft entsprechend ihrer
Bedeutung zu erklaren. In den Bereichen flir den Schutz der Natur sind die grol¥flachigen
Kernflachen des Biotopverbundes (siehe Beikarte 4D — Kernbereiche fir die Entwicklung
des Biotopverbundes) fachrechtlich durch ihre Festsetzung als Naturschutzgebiete zu
sichern. Dartber hinaus erfolgt die Umsetzung des Biotopverbundes durch naturschutz-
fachliche Planungen, wie z.B. MaRnahmenkonzepte und Managementplane.

Die Bereiche fir den Schutz der Natur und die Bereiche fir den Schutz der Landschaft
und landschaftsorientierte Erholung bilden die rdumlichen Schwerpunkte fir die aus
regionalplanerischer Sicht angestrebte qualitative Entwicklung des Freiraums, innerhalb
derer der Biotopverbund schwerpunktmaRig zu erhalten, zu sichern und zu entwickeln ist.

Die angestrebte naturschutzfachliche Entwicklung dieser Bereiche in Bezug auf den Bio-
topverbund ergibt sich fur den Einzelfall aus den Uberlagernden Freiraumdarstellungen
(z.B. Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche (AFA) mit Bereichen fiir den Schutz der
Landschaft und landschaftsorientierte Erholung (BSLE) oder Oberflaichengewdsser mit
Bereichen fir den Schutz der Natur (BSN), sowie den in den Beikarte 4D — Kernbereiche
fur die Entwicklung des Biotopverbundes — und 4E — Regionaler Biotopverbund — darge-
stellten Schwerpunkten fiur die Entwicklung des Biotopverbundes.

Weitere Moglichkeiten fur die Umsetzung des Biotopverbundes ergeben sich u.a. im
Zusammenhang mit raumbedeutsamen Planungen und Malknahmen durch die Eingriffs-
regelung, z.B. durch Schaffung und Aufwertung von Flachen des Biotopverbundes im
Rahmen von Okokonten bzw. Kompensationsflichenpools, als produktionsintegrierte Mal3-
nahmen der Landwirtschaft oder auch im Rahmen der Flurneuordnung.

3 | zu G1 Zu den Bereichen mit besonderen Potentialen fur den Schutz des Klimas sowie
fir die Anpassung von Natur und Landschaft an den Klimawandel gehoren insbesondere
Standorte, auf denen CO, langfristig gebunden wird, wie Walder und Moorstandorte mit
einem naturnahen Wasserhaushalt, sowie Wanderungskorridore und Ersatzlebensraume
fir die Ausbreitung von Tier- und Pflanzenarten, die bedingt durch den Klimawandel in
ihren urspriinglichen Habitaten keine ausreichenden Lebensbedingungen mehr finden.

4 | zu G2 Neben den Bereichen von regionaler und landesweiter Bedeutung (u.a. Gebiete
von landesweiter Bedeutung mit Flachen, die noch relativ vollstandig ausgebildete
Abschnitte der charakteristischen Okosysteme Nordrhein-Westfalens darstellen), enthélt
der Biotopverbund auch solche von nationaler und internationaler Bedeutung.

Hierzu zahlen (siehe Beikarte 4D — Kernbereiche fir die Entwicklung des Biotopverbundes)
e das Feuchtgebiet internationaler Bedeutung “Unterer Niederrhein” gemall der
RAMSAR-Konvention, die Gebiete nach der Richtlinie Flora-Fauna-Habitat (FFH),

e die Vogelschutzgebiete nach der Vogelschutzrichtlinie des Rates der Europaischen
Union zum Aufbau eines europaischen okologischen Netzes "Natura 2000" wegen ihrer
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besonderen Funktion und GréRe und soweit sie sich mit anderen Flachen heraus-
ragender Bedeutung (Beikarte 4E — Regionaler Biotopverbund) Giberschneiden,

e Kernflaichen und landesweit bedeutsame Verbundkorridore, die in Abbildung 4 des
LEP-Entwurfs vom Juni 2013 dargestellt sind.

Fir die Schutzgebiete des europdischen Netzes Natura 2000 gilt: GemaR der “Richtlinie
92/43/EWG” des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natlrlichen Lebensraume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Artikel 6 Abs. 2 bis 4) sind geeignete Mal3-
nahmen zu treffen, um in diesen besonderen Schutzgebieten die Verschlechterung der
natlrlichen Lebensraume sowie Stdrungen von Arten, fir die diese Gebiete ausgewiesen
sind, zu vermeiden. Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung
oder Durchfihrung auf ihre Vertraglichkeit mit den Erhaltungszielen oder dem Schutz-
zweck eines Natura 2000-Gebietes zu Uberprifen, wenn sie einzeln oder im Zusammen-
wirken mit anderen Projekten oder Planen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beein-
trachtigen (Ziffer 4.1.1.1. der Verwaltungsvorschrift VV-FFH).

Konfliktpotenziale kbnnen durch die dargestellten Bereiche fir die Sicherung und den
Abbau oberflichennaher Bodenschatze (Abgrabungsbereiche) im Vogelschutzgebiet
“Unterer Niederrhein” (Kies-/Sandgewinnung) und im Vogelschutzgebiet “Schwalm-Nette-
Platte mit Grenzwald” (Tongewinnung) gegeben sein. Die Feststellung, ob die noch nicht
fachgesetzlich genehmigten Abgrabungsbereiche, unter Berlcksichtigung notwendiger
naturschutzorientierter bzw. naturschutzrechtlich vorgegebener Rekultivierungen erheb-
liche Beeintrachtigungen darstellen und/oder Ausnahmetatbestdnde gemaR § 34 Absatz
3 und 5 BNatSchG vorliegen, ist Gegenstand der entsprechenden Vertraglichkeitsprifungen
im Rahmen von Genehmigungsverfahren.

Soweit Ausnahmetatbestdnde gemal § 34 Absatz 3 und 5 BNatSchG vorliegen, ist eine
erhebliche Beeintrachtigung bzw. der Verlust von FFH- oder Vogelschutzgebieten auszu-
gleichen. Wenn die zur Aufrechterhaltung des kohdrenten Netzes européischer Schutz-
gebiete erforderlichen Kompensationsmallnahmen keinem anderen im Regionalplan
dargestellten Bereich fur den Schutz der Natur zugeordnet werden kénnen und wenn die
entsprechende Ausgleichsflache grolRer als 10 ha ist, kann die Darstellung eines zusatz-
lichen Bereichs flr den Schutz der Natur erforderlich sein.

Die gemeldeten FFH- und Vogelschutzgebiete werden gemaR Nr. 3.2.1 der Verwaltungs-
vorschrift zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 92/43
EWG (FFH-RL) und 2009/147/EG (Vogelschutz-RL, VV-Habitatschutz) vom 13.04.2010 auf
der regionalplanerischen Ebene als Bereiche fiir den Schutz der Natur bzw. Bereiche fir
den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierten Erholung dargestellt.

> | zu G2 Die Sicherung des Biotopverbundes und die Entwicklung bestimmter Poten-
tiale durch die Landschaftsplanung sollen im Rahmen der Darstellung der Entwicklungs-
ziele (siehe auch Kap. 4.1.1, Erl. 4 ) und der Festsetzung der Entwicklungs-, Pflege- und
ErschlieBungsmaRnahmen erfolgen. Fir die im LEP-Entwurf vom Juni 2013 festgelegten
Gebiete fir den Schutz der Natur gilt entsprechend Erlduterung zu Ziel 7.2-2 des LEP-
Entwurfs vom Juni 2013, dass sie nicht vollstandig in Form verbindlich festgesetzter
Naturschutzgebiete gesichert bzw. entwickelt werden mussen.

In besonderen Einzelfdllen kann auf untergeordneten Einzelflaichen auch die Ausweisung

von Landschaftsschutzgebieten mit besonderen Festsetzungen sachgerecht sein und ist
dann zulassig.
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Ergdnzend kann die Umsetzung naturschutzfachlicher Mallnahmen zur Weiterentwick-
lung des Biotopverbundes im Rahmen vertraglicher Vereinbarungen erfolgen. Die in den
BSLE gelegenen Verbindungselemente und Trittsteine sollen zur Sicherung des Biotopver-
bundes fur die Biotopvernetzung entwickelt und in der Regel durch Ausweisung von
Landschaftsschutzgebieten rechtlich gesichert werden. Durch die Ausweisung der die
Kern-bereiche des landesweiten und regionalen Biotopverbundes umgebenden Bereiche
als Landschaftsschutzgebiete sollen die erforderlichen Puffer- und Entwicklungsflachen
gesichert werden.

Innerhalb der Bereiche flr den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erho-
lung weisen die durch eine hohe Dichte an nattrlichen oder kulturlandschaftlich bedeut-
samen Elementen oder durch besondere Eigenart und Schdnheit ausgezeichneten
Bereiche eine besondere Bedeutung fur die landschaftsorientierte Erholung auf. Die
Landschaftsplanung soll in diesen Bereichen die natlrlichen Gegebenheiten sichern und
sie hinsichtlich ihrer Erholungsfunktion erhalten und entwickeln.

6 | zu G3  Fir den regionalen Biotopverbund kénnen auch Flachen von Bedeutung sein,
deren Grol3e unterhalb der im Maf3stab 1:50.000 darstellbaren Flachen liegt.

Im Rahmen der Fachplanung kann der Biotopverbund oftmals auch durch nicht darge-
stellte, kleinere Bereiche (z.B. schutzwiirdige Biotope) in vielen Fallen gestarkt und sinn-
voll ergdnzt werden. Die Sicherung und Entwicklung dieser Bereiche kann ein sinnvoller
Ansatzpunkt fur KompensationsmaRnahmen, ggfs. auch zur Umsetzung artenschutz-
rechtlicher Verpflichtungen, sein.

Schutz der Natur

Die Bereiche fiir den Schutz der Natur sind fiir den Schutz, die Pflege und die
Entwicklung wertvoller Biotope und den Aufbau eines landesweiten Biotopver-
bundes im Rahmen der Landschaftsplanung zu sichern. Ferner sind ihre besonderen
Funktionen fiir Natur und Landschaft zu entwickeln. Raumbedeutsame Planungen
und MaRnahmen, welche durch raumbedeutsame Emissionen, Versiegelungen und
Zerschneidungen die besonderen Funktionen dieser Bereiche beeintrachtigen oder
das naturrdumliche Potential oder die angestrebte Entwicklung gefiahrden, sind
unzulassig.

Innerhalb der Bereiche fiir den Schutz der Natur sind die Kernfldchen fiir das
landesweite und regionale Biotopverbundsystem zu entwickeln, zu erhalten und
zu optimieren. In diesen Bereichen diirfen die vorhandenen unzerschnittenen
verkehrsarmen Landschaftsraume als grordumig zusammenhdngende Bereiche
durch raumbedeutsame Planungen und MaBRnahmen nicht in ihren naturrdum-
lichen Funktionen beeintrachtigt werden.

Zur funktionalen Verkniipfung vorhandener Schutzgebiete sind 6kologisch wert-
volle Achsen und Korridore auch durch andere Fachplanungen sowie im Rahmen
raumbedeutsamer Planungen und MalBnahmen zu erhalten und durch geeignete
MaBnahmen weiter zu entwickeln, oder unter Beriicksichtigung der vorhandenen
Ansatze 6kologisch wirksamer Strukturen und der vorhandenen Flachennutzungen
zu schaffen.

Schutz von Natur und Landschaft



Die Bereiche fiir den Schutz der Natur sollen auch fiir das Naturerleben und
die naturvertraglichen Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzung zuganglich gemacht
werden, sofern dies den jeweiligen Erhaltungszielen und dem Schutzzweck nicht
widerspricht.

Erlauterungen
1 GemaR LEP-Entwurf vom Juni 2013, Ziel 7.1-3 hat die Regionalplanung den Freiraum
unter anderem durch Festlegung spezifischer Freiraumfunktionen zu ordnen und zu ent-
wickeln. Die Bereiche flr den Schutz der Natur als Vorranggebiete (wie auch die Bereiche
fir den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung als Vorbehaltsgebiete,
siehe Kap. 4.2.3) stellen Rdume dar, die besondere Funktionen fiir Natur und Landschaft
besitzen. Sie umfassen naturnahe Bereiche, welche als Voraussetzung fir eine nachhaltige
Entwicklung des Raumes zu erhalten, zu schitzen und zu entwickeln sind. Diese Bereiche
sind u.a. gepragt durch vorhandene wertvolle Biotope, pragende Landschaftsstrukturen
(u.a. Wald, FlieBgewasser, Offenlandbereiche) und eine landschaftstypische Ausstattung
mit natlrlichen Landschaftsbestandteilen. Innerhalb des Freiraums stellen sie die Kern-
bereiche fur die Schaffung eines 6kologisch wirksamen Freiraumverbundsystems dar, in
dem die Funktionsfdhigkeit der Boden, des Wasserhaushalts, der Tier- und Pflanzenwelt
und des Klimas einschlielRlich der Wechselwirkungen zu sichern, zu entwickeln und ggfs.
wiederherzustellen sind.

Diejenigen Teile dieser Bereiche, die ein besonderes Potential fir die Erhaltung der biolo-
gischen Vielfalt, zum Schutz des Klimas sowie zur Anpassung an den Klimawandel besitzen,
sollen als CO,-Senken erhalten oder als z.B. Ersatzlebensrdume fir vom Klimawandel
betroffene Arten entwickelt werden.

| zuz1 Naturnahe oder durch extensive Nutzung entstandene Lebensrdume mit
ihren charakteristischen Biotoptypen, Arten und Lebensgemeinschaften stellen das Grund-
gerist der Bereiche fiir den Schutz der Natur dar. Sie pragen die charakteristische Eigenart
der einzelnen Landschaftsrdume im Planungsgebiet. Fir den Erhalt der biologischen
Vielfalt und als lebendige Zeugen der Landschaftsgeschichte sind diese Bereiche durch
angepasste extensive Nutzungsformen oder durch zielgerichtete Pflege- und Entwick-
lungsmalnahmen zu erhalten, zu pflegen und zu entwickeln. Die Bereiche umfassen

e besonders wertvolle Lebensrdume mit ihren Lebensgemeinschaften wild lebender
Tiere und Pflanzen, Biotopen und Lebensstatten,

e die rdumlichen Voraussetzungen fir den Austausch zwischen den Populationen wild
lebender Tier- und Pflanzenarten sowie flir Wanderungen zwischen Lebensrdumen
und deren Wiederbesiedlung,

e Standorte, die aufgrund der vorhandenen Substanz und glnstiger Ubriger Gegeben-
heiten eine Entwicklung im Rahmen einer natlrlichen Dynamik und die Entstehung
von aus Naturschutzsicht hochwertigen Biotopen erwarten lassen, sowie

e in Einzelfdllen auch besonders bedeutsame Kulturlandschaftselemente und die far ihr
Erscheinungsbild wichtige Umgebung, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenk-
malern.

Schutz von Natur und Landschaft
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Einbezogen in die Bereiche zum Schutz der Natur sind weiterhin diejenigen Bereiche,

e deren natirliche Gegebenheiten (u.a. Boden, Wasser, Klima) als wertgebende Raum-
strukturen und Funktionen fir die Entwicklung des regionalen Biotopverbundes von
Bedeutung sind,

e die aufgrund besonderer Standortbedingungen ein besonderes Entwicklungspotential
aufweisen (naturnahe besonders schutzwirdige Boden mit hohem Biotopentwick-
lungspotential) sowie solche Bereiche,

e die als Bestandteile regional bedeutsamer unzerschnittener verkehrsarmer Rdume die
weitere Entwicklung des regionalen Biotopverbundes und die Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt als Abstandsflachen und Pufferzonen mit Schutzfunktionen fir geschitzte
und schutzwiirdige Bereiche unterstitzen kénnen.

3 | zuz1 Der Schutzzweck und die besonderen Funktionen der einzelnen BSN ergeben

sich aus der Beikarte 4E — Regionaler Biotopverbund. Dabei sind solche Biotope von

besonderer Bedeutung, die gefdhrdeten Tier- und Pflanzenarten Lebensraum bieten oder

im Rahmen der Anpassung an den Klimawandel zukiinftig bieten kénnen. Hierzu gehéren

insbesondere grinlandgepragte Feucht- und Waldgebiete, Oberfldchengewdasser und

nahrstoffarme und stark hangige Standorte sowie Altstromrinnen, Auen- und Bruchland-
schaften, Stauchmoranenreste, Dinen und Dinenmulden, Siefen, naturnahe Waldgesell-
schaften und Sekundéarbiotope im Zusammenhang mit Abgrabungen.

Im Zusammenhang mit naturschutzwirdigen Bereichen sind auch kulturhistorisch
bedeutsame Objekte einschlieRlich Bodendenkmadler in den zeichnerisch dargestellten
Bereichen fiir den Schutz der Natur enthalten. Damit soll auch die fir das Erscheinungs-
bild wichtige Umgebung von kulturhistorisch bedeutsamen Objekten besonders geschitzt
werden.

4 | zuz1 In den BSN steht die Erhaltung unzerschnittener verkehrsarmer Landschafts-
raume als groRraumig zusammenhangende Bereiche insbesondere neuen StralRen fir den
groRraumigen, Uberregionalen und regionalen Verkehr sowie Schienenwegen fiir den
Hochgeschwindigkeits- und sonstigen groRraumigen sowie fur den Uberregionalen und
regionalen Verkehr entgegen. Raumbedeutsame Planungen und Projekte in BSN, die
unzerschnittene verkehrsarme Raume berlihren, missen zur Sicherung der Funktionen
der Bereiche flir den Schutz der Natur die Funktionsfahigkeit des Biotopverbundes und
die barrierefreien Ausbreitungsmoglichkeiten von Pflanzen- und Tierarten erhalten und
die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes und die landschaftlichen Gegebenheiten
wahren.

¢ | zu z1und z2 In den Bereichen fir den Schutz der Natur haben die Ziele des Natur-
schutzes Vorrang vor anderen raumbedeutsamen Nutzungsansprichen. Gegenlber
privaten Nutzungen des Freiraums, wie etwa die flachengebundene multifunktionale
Landwirtschaft, entfalten die raumordnerischen Vorgaben zum Schutz der Natur keine
unmittelbare bodenrechtliche Bindungswirkung im Sinne der Bindungswirkungen der
Erfordernisse der Raumordnung (§§ 4 und 5 ROG). In den Bereichen fir den Schutz der
Natur sollen, soweit bei der Erhaltung und Entwicklung des Biotopverbundes agrarstruk-
turelle Belange und solche der flaichengebundenen landwirtschaftlichen Bodennutzung
mittelbar betroffen sind, diese berlcksichtigt werden. Beeintrachtigungen der Agrar-
struktur sollen vermieden oder durch agrarstrukturelle MaBnahmen reduziert werden. In
den innerhalb der Bereiche fur den Schutz der Natur gelegenen Waldbereichen wird die
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Umsetzung des Biotopverbundes auch durch die Entwicklung von Wildnisgebieten unter-
stltzt.

6 | zu G3 Die fachplanerische Ausweisung von Naturschutzgebieten auBerhalb der
dargestellten Bereiche fiir den Schutz der Natur ist nicht ausgeschlossen, insbesondere,
wenn es sich um kleinere naturschutzwirdige Bereiche unterhalb der Darstellungsschwelle
des Regionalplans handelt, oder wenn im Einzelfall Flachen schutzwiirdig und schutzbe-
dirftig sind.

! | zu Gl GemaR Grundsatz 7.2-4 des LEP-Entwurfs vom Juni 2013 durfen die Bereiche
fir den Schutz der Natur fur Naturerleben und naturvertragliche Erholungs-, Sport- und
Freizeitnutzung genutzt werden, sofern dies den jeweiligen Erhaltungszielen und dem
Schutzzweck nicht widerspricht. Naturvertragliche Erholung umfasst im Wesentlichen
solche Aktivitaten, die sich auf die vorhandenen natirlichen Gegebenheiten stitzten,
diese nicht beeintrachtigen und in der Regel keiner technischen Hilfsmittel oder zusatz-
lichen ErschlieBungsmanahmen bedirfen (z.B. Wandern, Naturbeobachtung, Fahrrad-
fahren auf vorhandenen Wegen). Damit den Bedirfnissen der Bevolkerung nach Erholung
auch in den Bereichen flr den Schutz der Natur Rechnung getragen werden kann, soll in
diesen Bereichen zur Vermeidung von Konflikten eine landschafts- und naturvertragliche
Erholungsnutzung beispielsweise durch Besucherlenkungskonzepte und -projekte vorbe-
reitet und umgesetzt werden. Gegebenenfalls hierzu notwendige Regelungen sind Gegen-
stand des fachplanerischen Verfahrens, in dem die Ziele fiir die betroffenen Bereiche fir
den Schutz der Natur zu beachten sind.

Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierte Erholung

In den Bereichen fiir den Schutz der Landschaft und die landschaftsorientierte
Erholung sollen die mit natiirlichen Landschaftsbestandteilen landschaftstypisch
ausgestatteten Raume erhalten werden. Die fiir die Biotopvernetzung wesentlichen
Landschaftsstrukturen, Verbindungselemente und Trittsteine sollen erhalten, unter-
einander verbunden sowie durch geeignete MaBnahmen auch im Rahmen der vor-
handenen Nutzungen entwickelt und gesichert oder wiederhergestellt werden. Im
Rahmen raumbedeutsamer Planungen und MaBBnahmen sollen Beeintrachtigungen
der natiirlichen Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts, der erhaltenswerten Kultur-
landschaft oder der Erholungseignung der Landschaft vermieden werden.

In den Bereichen fiir den Schutz der Landschaft und die landschaftsorientierte
Erholung sollen bezogen auf die Erholungsfunktion insbesondere die Vorausset-
zungen fiir die landschaftsorientierte und naturvertragliche Erholungs-, Sport- und
Freizeitnutzung erhalten und entwickelt werden. lhre ErschlieBung und Ausstattung
mit Einrichtungen der Erholungsinfrastruktur sollen landschafts- und naturvertrag-
lich erfolgen. Die Entwicklung soll sich vorrangig an den vorhandenen Wegenetzen
orientieren und insbesondere die Zuganglichkeit der Landschaft fiir die landschafts-
orientierte Erholung und die Lenkung der Erholungsnutzung zum Schutz empfind-
licher Bereiche gewahrleisten.

Schutz von Natur und Landschaft
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Erlauterungen
1 Die Bereiche fiir den Schutz der Landschaft und die landschaftsorientierte Erholung
sind wertvolle Bereiche mit besonderer Bedeutung fiir die Erhaltung und Entwicklung des
Freiraums und seiner Funktionen, die in der Planzeichendefinition der (Kap. 8.1) im Ein-
zelnen genannt sind. Durch die Erhaltung bzw. Entwicklung der Nutzungsstruktur sollen in
den Bereichen fir den Schutz der Landschaft und die landschaftsorientierte Erholung
insbesondere die folgenden Funktionen und Strukturen von Natur und Landschaft ent-
wickelt oder wiederhergestellt werden:

e die landschaftstypischen Lebensraume und charakteristischen Landschaftsbestandteile
sowie der wesentliche Charakter der Landschaft,

e die natlrliche Bodenfruchtbarkeit, der Schutz der Béden vor Erosion durch Wind und
Wasser sowie die natirliche Vielfalt an unterschiedlichen Boden,

e das natlrliche Wasserdargebot, die Grundwasserneubildung und Reinhaltung des Grund-
wassers,

e naturnahe Gewasser und Retentionsraume,

e klimatisch und fir den Luftaustausch und den Immissionsschutz bedeutsame Bereiche.

Erhalt und Schutz landschaftspragender Bau- und Bodendenkmaler sowie im Ganzen
historisch wertvoller Kulturlandschaften tragen in den Bereichen fiir den Schutz der
Landschaft und die landschaftsorientierte Erholung auch zum Erlebniswert der Land-
schaft, zur Erholungseignung und zur Bewahrung des kulturellen Erbes bei. Die Auswahl
der jeweils geeigneten Entwicklungsziele fir die BSLE in ihren Teilbereichen ist Aufgabe
der Landschaftsplanung, die hierbei den Einfluss der vorhandenen Nutzungsstruktur auf
die zuklnftige Entwicklung von Natur und Landschaft zu beurteilen hat.

Dabei dienen

e Erhalt, Sicherung” der weiteren Entwicklung eines insgesamt als glinstig beurteilten
Landschaftszustandes.

e Entwicklung, Verbesserung” der Beseitigung bzw. Vermeidung von Defiziten in der
Okologischen Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes, in der biologischen Vielfalt und
hinsichtlich funktioneller und landschaftsstruktureller Merkmale.

e ,Wiederherstellung” der landschaftsgerechten Einbindung von durch Eingriffe stark
veranderten und beeintrachtigten Bereichen.

2 | zu G1 Die BSLE umfassen auch die fiir die weitere Entwicklung des Biotopverbundes

geeigneten Flachen, die durch MaRnahmen der Biotopvernetzung zur Schliefung von

Licken oder zur qualitativen Aufwertung des Biotopverbundes beitragen kdénnen. Der

landeribergreifende, landesweite und regionale Biotopverbund soll auf ortlicher Ebene

durch lineare Elemente in Form von Verbindungskorridoren oder durch punktuelle Elemente
in Form von Trittsteinbiotopen erganzt werden. Die Verbindungselemente sind als Netz
verbundener Biotope in ihrer Gesamtheit von elementarer Bedeutung fiir die Durchgédngig-
keit und die Wirksamkeit des regionalen Biotopverbundes und damit fir den Erhalt der

biologischen Vielfalt auf regionaler Ebene. Gliedernde natiirliche Landschaftselemente (z.B.

Hecken, Kleingeholze, Ackerrandstreifen, Kleingewasser) sind sowohl 6kologisch als auch

asthetisch wertvoll. Durch einen im Sinne der Biotopvernetzung okologisch wirksamen

Freiraumverbund, der auch die Anspriche der landschaftsorientierten Erholung berlck-

sichtigt, konnen die notwendigen Ausgleichsfunktionen wahrgenommen werden. Neben

morphologischen Gegebenheiten und Waldgebieten stellen diese Elemente im Planungs-
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gebiet herausragende Landschaftsgliederungen dar. Sie sind damit neben den Wegesyste-
men wesentliche Ansatzpunkte fir Pflege- und EntwicklungsmafBnahmen in der Landschaft.

Die fur die Schutzwrdigkeit und Schutzbedrftigkeit einzelner Teilrdume innerhalb der BSLE
aus der Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege bestimmenden Merkmale, welche die
wesentlichen, charakteristischen und landschaftstypischen Eigenschaften definieren, sind
insbesondere im Fachbeitrag des LANUV, dem forstlichen Fachbeitrag, dem Fachbeitrag des
Geologischen Dienstes zum Bodenschutz sowie dem Fachbeitrag zum Grundwasser- und
Gewasserschutz dargelegt. Fur die durch die Landschaftsplanung oder durch ordnungs-
behordliche Verordnung innerhalb der BSLE festgesetzten Schutzgebiete werden durch
den Schutzzweck die hierfir maRRgeblichen Merkmale naher bestimmt.

3 | zuG1 Beim Ausbau von Elektrizitdtsfernleitungen sollen in den Bereichen fir den
Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung die Mdoglichkeiten genutzt
werden, durch Auflage der neuen Leitungen auf bestehende Leitungsgestange magliche
Beeintrachtigungen zu minimieren sowie, wo moglich, durch Abbau entbehrlicher Leitungs-
trassen zu kompensieren.

4 | zuG1 In den Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen eroffnet die Boden-
ordnung nach dem Flurbereinigungsgesetz vielfaltige Moglichkeiten, fur die Landschaft
charakteristische morphologische Formen, eine landschaftstypische Kleingliederung und
belebende, 6kologisch und historisch wertvolle Landschaftsbestandteile zu erhalten und
zu sichern. Dadurch kann sie gerade auch in den Bereichen fiir den Schutz der Landschaft
und landschaftsorientierte Erholung die nachhaltige Leistungsfahigkeit des Naturhaus-
haltes fordern und zur Sicherung und Entwicklung von naturnahen Elementen und Struk-
turen mit Bedeutung fir die Biotopvernetzung beitragen.

5 | zu G2 Die landschaftsorientierte Erholung schlieft in der Regel die naturvertrag-
liche Sport- und Freizeitnutzung mit ein, soweit die 6kologischen Funktionen gewahrt
bleiben. Dabei kommt den larmarmen Raumen (LANUV (2009), LINFOS) eine besondere
Bedeutung fur die landschaftsgebundene Erholung zu. Bei der Entwicklung und Umset-
zung von MaRnahmen zur ErschlieBung und Ausstattung der Landschaft mit Einrichtungen
der Erholungsinfrastruktur sollen die Belange privater Grundstiickseigentimer und Nutzer
bericksichtigt werden. Den Naturparken Schwalm-Nette und Bergisches Land kommt als
grolRrdumigen Bereichen mit einem hohen Anteil naturnaher und durch extensive Nut-
zungen gepragter Flachen gleichermalien eine besondere Bedeutung fir die landschafts-
orientierte Erholung und den Erhalt und die Entwicklung nachhaltiger Landnutzungen zu
(zur Bedeutung der Naturparke im Rahmen des Regionalen Freiraumsystems vgl. auch
Kap. 4.1, Erlauterung 2).
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Fir Ersatzaufforstungen sowie fiir die Waldvermehrung in den waldarmen
Gebieten sollen insbesondere Flachen in direkter raumlicher Zuordnung zu vor-
handenem Wald vorgesehen oder Brach- und Konversionsflichen in Anspruch
genommen werden. Hierbei sollen die jeweils fiir den betroffenen Raum geltenden
Belange der Landwirtschaft und der Agrarstruktur, der erhaltenswerten Kultur-
landschaft und des Natur- und Artenschutzes gewahrt sowie die vorhandenen
Waldfunktionen erhalten werden.

Die Trager der Landschaftsplanung sollen bei der Darstellung der Entwick-
lungsziele fiir die Landschaft die Funktionen des Waldes fiir die Landschaftsent-
wicklung férdern.

In den waldarmen Gebieten soll die Waldvermehrung ankniipfend an die
vorhandenen Waldbereiche erfolgen. Die Trager der Landschaftsplanung sollen
prifen, welche Bereiche fiir die Waldvermehrung in Frage kommen. Innerhalb
solcher Bereiche soll die Neuanlage von Wald durch die MaRnahmen zur Land-
schaftsentwicklung erfolgen.

Erlauterungen

Der Regionalplan stellt in seiner Funktion als forstlicher Rahmenplan die regionalen
Erfordernisse und MalRnahmen zur Sicherung der fir die Entwicklung der Lebens- und
Wirtschaftsverhaltnisse notwendigen forstlichen Voraussetzungen dar. Hierzu gehort, dass
der Wald entsprechend der landesplanerischen Vorgaben erhalten (Ziel 7.3-1 des LEP-
Entwurfs vom Juni 2013) und nachhaltig und ordnungsgemafR bewirtschaftet (Grundsatz
7.3-2 des LEP-Entwurfs vom Juni 2013) werden soll.

Die offentlichen Waldbesitzer sollen die 6kologische Stabilitdt der Bestdnde als Voraus-
setzung flr die dauerhafte Erfullung der Waldfunktionen sicherstellen. Dazu sollen sie die
Bewirtschaftung ihrer Walder am Leitbild heimischer und natlrlicher Waldgesellschaften
ausrichten und die Bestande an die Bedingungen des Klimawandels anpassen.

Die Landesforstverwaltung soll im Rahmen der Beratung der privaten Waldbesitzer auf
eine Bewirtschaftung hinwirken, die diesen Vorgaben zur Erhaltung und Entwicklung der
Walder entspricht.

2 Durch die Erhaltung und Entwicklung des Waldes sollen gemaR den landesplanerischen
Vorgaben (Ziel 7.3-1 des LEP-Entwurfs vom Juni 2013) die an ihn gebundenen Nutz-,
Schutz- und Erholungsfunktionen gesichert werden. Die Bedeutung und die Funktionen
des Waldes ergeben sich aus der zeichnerischen Darstellung der vorhandenen Wald-
bereiche sowie aus der Uberlagerung mit den Freiraumfunktionen wie folgt:

e BSN (Waldbereiche mit Bedeutung fir den Arten- und Biotopschutz),

e BSLE (Waldbereiche mit Bedeutung flr die landschaftsorientierte Erholung sowie fir
Regulationsfunktionen im Landschafts- und Naturhaushalt),

e RGZ (Arten- und Biotopschutz, Erholung, Regulation, klimatischer Ausgleich, Immissions-
schutz) und

e BGG (Regulationsfunktion, Schutz des Grundwassers).

Wald
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Die im Regionalplan dargestellten Waldbereiche umfassen neben Wald, der zur Siche-

rung oder Verbesserung seiner Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion zu erhalten ist, auch
Flachen, die zur Verbesserung ihrer Freiraumfunktionen oder als Tausch- und Ersatzflache
fir die Inanspruchnahme von Freiraum fur Siedlungszwecke zu Wald zu entwickeln sind
sowie Grinflachen mit Uberwiegendem Waldanteil. Nicht dargestellt werden in den
Kommunen mit ausreichendem Waldanteil Bereiche unterhalb einer GrofRe von 10 ha.
Um darliber hinaus der Bedeutung raumlich eng benachbarter Kleinwaldflachen insbe-
sondere in den waldarmen Bereichen Rechnung zu tragen, werden in Beikarte 4F — Wald —
die Bereiche mit Kleinwaldflachen unterhalb der Darstellungsschwelle dargestellt.
4 | (zu LEP-Entwurf vom Juni 2013, Ziel 7.3-1 und Grundsatz 7.3-2) Waldbestande mit
besonderer forstlicher oder wissenschaftlicher Bedeutung sowie Wildnisgebiete (Beikarte
4F — Wald) sollen wegen ihrer Bedeutung fir den Erhalt und die Entwicklung gebiets-
eigener und standortgerechter Waldbestande erhalten, hinsichtlich ihrer jeweiligen beson-
deren Bedeutung geschitzt, bewirtschaftet und gepflegt werden. Hierzu gehéren insbeson-
dere die folgenden Bestande:

e Zugelassene Saatgutbestande und Vermehrungsgutplantagen sollen die Versorgung der
Forstwirtschaft mit hochwertigem Vermehrungsgut sichern und bei Bedarf ausgeweitet
werden.

e Forstliche Versuchsflachen, die wissenschaftlichen Zwecken dienen, sind bis zum Ab-
schluss der unmittelbaren Beobachtung vor jeglichen beeintrachtigenden Planungen
und Malknahmen zu schitzen.

e Waldflachen mit Resten historischer Waldnutzungsformen sind aus kulturlandschaft-
lichen Grinden sowie fir den Arten- und Biotopschutz von besonderer Bedeutung
und entsprechend ihrem schutzwirdigen Charakter zu bewirtschaften bzw. zu pflegen.

e Bestimmte naturnahe Waldbestande im Staatswald sollen entsprechend dem Grund-
satz 7.3-2 in ihrem Bestand und ihrer Bedeutung fir die Tier- und Pflanzenwelt erhal-
ten und vermehrt und im Rahmen des Waldnaturschutzes als Prozessschutzflachen zu
Wildnis entwickelt werden.

5 | zu G1und G3 Gebiete, deren Waldanteil kleiner ist als 20 % gelten nach den voraus-

sichtlichen klnftigen landesplanerischen Vorgaben (LEP-Entwurf vom Juni 2013, Grund-

satz 7.3-4 und Erlduterungen) als waldarm. Diese Einstufung erfolgt jeweils fiir den Bezugs-
raum der Kommunen (siehe Abb. 4.3.1 ,Waldanteile in den Kommunen der Planungsregion).
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Abb. 4.3.1 Waldanteile in den Kommunen der Planungsregion (eigene Darstellung; Quelle:

Wald und Holz NRW 2013 auf Basis der Daten: IT.NRW, Stand 2011, )

Die nachfolgende Tabelle 4.3.1 stellt ergdnzend hierzu fir die Planungsregion die Wald-
anteile in den einzelnen Kommunen sowohl im Verhaltnis zur gesamten Bodenflache auf
der Datengrundlage des forstlichen Fachbeitrags dar (Daten: ATKIS und IT NRW) als auch
bezogen auf ihren jeweiligen Anteil am Freiraum (eigene Auswertungen; Daten: ATKIS und

IT NRW).
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Tab. 4.3.1 Waldanteile in den Kommunen (eigene Auswertung; Quelle: Wald und Holz
NRW 2013 auf Basis der Daten: IT.NRW, Stand 2011, ATKIS)

Gesamtfliche |SuV-Flache (ha)| Waldflache (ha) Anteil Wald (ATKIS) an Waldanteil an der Gesamtfiache
Gemeinde (ha) (ATKIS) (ATKIS) Gesamtflache ohne SuV (%) (Quelle: Wald und Holz NRW)
Bedburg-Hau 61327 7785 566,6 10,58 9,1
Briiggen 61203 7545 29075 54,19 47,0
Dormagen 85448 1994,0 1244 17,16 125
Diisseldorf 217411 92774 2547 4 20,44 114
Emmerich 8048,0 13011 639,0 947 74
Erkrath 2688,3 8712 4136 22,76 15,9
Geldern 9698,2 1657,7 1554 4 19,33 16,7
Goch 115456 1740,8 19757 20,15 18,0
Grefrath 3097,7 616,2 2589 10,43 9,5
Grevenbroich 10249,5 2178,6 12949 16,04 1.5
Haan 2420,0 861,1 3559 22,83 15,2
Heiligenhaus 27521 7549 3217 16,11 124
Hilden 2594,0 12486 640,3 47,59 243
Issum 5474,0 616,7 726,3 14,95 138
Jiichen 71850 932,0 69,7 1 1.2
Kaarst 37401 1008,5 2331 8,53 6.4
Kalkar 88211 862,7 100,0 1,26 16
Kempen 68783 1267,7 5215 9,29 8,7
Kerken 5816,7 564,0 685,8 13,06 12,3
Kevelaer 10067,9 1426,5 1064,6 12,32 1,2
Kleve 9775,7 1700,9 16834 20,85 172
Korschenbroich 55222 11483 3928 8,98 FA
Kranenburg 7690,8 582,2 20548 28,91 28,0
Krefeld 13776,3 5595,7 1020,2 1247 9,5
Langenfeld 41122 1634,3 596,3 24,07 15,1
Meerbusch 64378 1563,7 4952 10,16 8,2
Mettmann 42513 980,1 176,7 5,40 45
M'Gladbach 17049,2 6368,0 1553,2 14,54 10,2
Monheim 23026 8178 198,0 13,34 10,6
Nettetal 83871 1683,2 14811 22,09 17,6
Neuss 9951,7 33499 4984 755 48
Niederkriichten 6708,5 1260,8 25236 46,32 437
Ratingen 8869,9 21840 2570,5 38,45 28,6
Rees 10981,1 1035,8 4400 442 42
Remscheid 7452,0 26425 2253,2 46,85 31,0
Rheurdt 30019 3027 4724 17,50 16,6
Rommerskirchen 6008,6 5833 1298 2,39 35
Schwalmtal 4811,6 7946 8988 22,37 19,1
Solingen 89514 3738,6 2353,0 45,14 255
Straelen 74040 1329,9 1148,7 18,91 17,5
Tonisvorst 44332 930,5 167,9 479 56
Uedem 6086,7 535,0 12736 22,94 21,2
Velbert 74879 22116 17370 32,92 232
Viersen 9110,8 23373 831,1 12,27 10,3
Wachtendonk 48148 4523 685,6 15,72 14,5
Weeze 79491 969,7 1756,0 25,16 23,7
Willich 6780,6 1596,9 290,2 5,60 59
Wiilfrath 32243 709,0 5126 20,38 17,2
Wuppertal 16829,5 6309,0 4246,2 40,36 28,1

6 | zu G1und G3  Aufforstungen als Ersatz fur gemaR den voraussichtlichen kinftigen

landesplanerischen Vorgaben zuldssige Waldinanspruchnahmen (LEP-Entwurf vom Juni
2013, Ziel 7.3-3) oder zur Waldvermehrung (LEP-Entwurf vom Juni 2013, Grundsatz 7.3-4)
sollen moglichst der Erweiterung von vorhandenem Wald dienen und dadurch zur Ver-
besserung der Waldfunktionen beitragen. Fir eine Waldvermehrung bieten sich i.d.R. an:
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e landwirtschaftliche Flachen, die aufgrund unglinstigen Zuschnitts oder unglnstiger
Lage unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten keine giinstigen Voraussetzungen
flr eine landwirtschaftliche Nutzung bieten,

e Flachen im direkten Umfeld der Siedlungsbereiche, die der landschaftlichen Einbindung
der Siedlungsbereiche dienen, Immissionsschutz- und Erholungsfunktionen Gbernehmen
und zur Ergdanzung des Biotopverbundes beitragen kbnnen,

e Rekultivierungen im Rahmen von Abbau-/Aufschittungsflachen,

e Flachen zum Immissionsschutz.

Die zustdndige Forstbehodrde kann Hinweise fir zur Aufforstung geeignete Bereiche
geben. Fir Ersatzaufforstungen fir Waldumwandlungen infolge zuldssiger raumbedeut-
samer Planungen und Malknahmen kommen solche Bereiche nicht in Betracht, die wegen
besonderer Funktionen eine herausragende Bedeutung fir andere Nutzungen besitzen.
Dies gilt insbesondere fir wertvolle Offenlandbereiche oder Ventilationsschneisen (vgl.
Kap 4.1.2, Erlauterung 3), oder flr agrarstrukturell bedeutsame Fldchen in landwirtschaft-
lichen Produktionsrdumen mit hoher Produktivitat It. Beikarte 4) — Landwirtschaft — (Kap.
4.5.1), die einer Waldflachennutzung entgegenstehen. Fir Funktionsverluste, die nicht
durch Ersatzaufforstungen auszugleichen sind, ist der Ausgleich durch MaRnahmen zur
Verbesserung der Funktionen zu gewahrleisten.

! | zu G1, G2und G3  Entsprechend der Regelung des LEP-Entwurfs vom Juni 2013, Ziel
7.3-4 und Erlauterung soll in den Stadten und Gemeinden mit einem Waldflachenanteil
von weniger als 20 % (vgl. hierzu Abb. 4.3.1) an der Gesamtflache die Erhéhung des Wald-
anteils angestrebt werden. Angesichts eingeschrankter Verfligbarkeit von Flachen fir die
Waldvermehrung und der langen Entwicklungsdauer von Waldbestanden ist es sinnvoll,
die Waldvermehrung mit den Zielen der Landschaftsentwicklung sowie des Klimaschutzes
und der Klimaanpassung zu verbinden. Im Rahmen der Landschaftsplanung sollen bei der
Auswahl und Darstellung der Entwicklungsziele (insbesondere Anreicherung, Wiederher-
stellung oder Ausstattung der Landschaft flir Zwecke des Immissionsschutzes und des
Bodenschutzes oder zur Verbesserung des Klimas) und der Beschreibung der Entwick-
lungsraume die Flachen oder Bereiche dargestellt werden, in denen vorrangig eine natur-
gemdaRe Entwicklung stattfinden oder der Wald vermehrt werden soll. Bezlglich hierfr
aufgrund ihrer natlrlichen Gegebenheiten geeigneter Flachen und Bereiche soll die
Abstimmung mit dem Landesbetrieb Wald und Holz NRW erfolgen.

Waldvermehrungsmalinahmen zum Erhalt und Ausbau des CO,-Minderungspotenzials
von Wald und Holz sowie zur Anpassung der Walder an den Klimawandel kdnnen derzeit
gemall der Forderrichtlinie Waldklimafonds (BMELV/BMU 2013) finanziell geférdert
werden.

8 | zu G2 Zur Forderung wichtiger Funktionen des Waldes sollen insbesondere

e vorhandene Walder erhalten und durch Ergdnzung und Erweiterung der Bestinde
sowie naturnahen Waldumbau und Férderung von Sonderbiotopen (u.a. Alt- und Tot-
holz, Quellbereiche) entwickelt und optimiert werden.

e stark beeintrachtigte und bedrohte Waldgesellschaften (Auwalder, trockene und nasse
Eichen-Birken-Walder, Erlenbruchwalder) wiederhergestellt werden.

e Lebensrdumen mit Trittstein-Funktion im Rahmen des Biotopverbundes und &kolo-
gisch wirksame Waldrander entwickelt werden.
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Wasserhaushalt

Raumbedeutsame Planungen und MaBnahmen sollen so erfolgen, dass der
quantitative und qualitative Schutz der ober- und unterirdischen Wasservor-
kommen gewdhrleistet wird.

Bei standortbezogenen raumbedeutsamen Planungen und MaRBnahmen soll
eine Beseitigung vorhandener Grundwasserbelastungen vorgesehen werden.

Erlauterungen
1 : - ) .
Unter den in G1 genannten ober- und unterirdischen Wasservorkommen sind die
Grundwasservorkommen sowie die Oberflaichengewasser (Bache, Flisse, Seen, etc.) zu
verstehen.

Der in G1 angesprochene quantitative Schutz der ober- und unterirdischen Wasser-
vorkommen fordert — dem Prinzip der Nachhaltigkeit entsprechend — eine mengen-
malige Nutzung derselben nur im Rahmen ihrer Regenerationsfahigkeit. Dies soll bei
raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen im Sinn des § 3 Abs. 1 Nr. 7 des Raum-
ordnungsgesetzes (ROG) durch den Erhalt und die Foérderung der Grundwasserneu-
bildung, zum Beispiel durch einen moglichst geringen Versiegelungsgrad oder die
Versickerung von Regenwasser, bertcksichtigt werden.

Unter dem qualitativen Schutz der Wasservorkommen werden alle Manahmen verstan-
den, die zur Verringerung der (chemischen, biologischen, physikalischen) Belastung der
ober- und unterirdischen Wasservorkommen geeignet sind. Dies kann z.B. durch die
Vermeidung unnotiger Verletzungen der schiitzenden Deckschichten oder die naturnahe
Entwicklung /Wiederherstellung von Gewassern, entsprechend den Zielen der europai-
schen Wasserrahmenrichtlinie erfolgen.

2 Auch die in G2 genannte Sanierung vorhandener Grundwasserbelastungen kann zu
einer qualitativen Verbesserung des Grundwasserkorpers fihren. Diese soll sich jedoch
am VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz orientieren.

Ein Beitrag zur Sanierung der belasteten Grundwasserkdrper kann beispielsweise durch
die Beseitigung und Abdichtung von grundwassergefahrdenden Altlasten geleistet werden.

Uber das bestehende ,Kooperationsmodell Landwirtschaft/Wasserwirtschaft” hinaus bietet

die Entwicklung weiterer Kooperationsmodelle ergdnzende Ansatzpunkte fir den Schutz
und die Sanierung des Grundwassers und der Oberflachengewasser.

Wasser
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Oberflachengewasser

Gl Bei raumbedeutsamen Planungen sollen die Oberflaichengewdsser sowie die
FlieBgewasser und ihre Ufer als Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen und hinsichtlich
ihrer Bedeutung fiir den Biotopverbund, die Kulturlandschaft, die Freizeit- und
Erholungsnutzung sowie Wasserversorgung beriicksichtigt werden.

- Entlang von FlieBgewdssern sollen im AuBenbereich ausreichende Randstrei-
fen fiir einen Entwicklungskorridor zur 6kologischen Verbesserung der Gewasser
von entgegenstehenden Planungen und MaRnahmen freigehalten werden.

Erlauterungen

Loals Oberflachengewadsser sind zeichnerisch dargestellt:

e Talsperren
e Abgrabungsseen (> 10 ha)

Unter den FlieRgewassern sind die in NRW als berichtspflichtig geltenden FlieRgewésser
zu verstehen. Das sind FlieBgewasser mit einem Einzugsbereich groRer 10 km?. Fir das
Planungsgebiet sind diese in der Beikarte 4G — Wasserwirtschaft — abgebildet.

2 Esist nicht moglich, eine pauschale Breitenangabe fir ausreichende Randstreifen flr
einen Entwicklungskorridor zur okologischen Verbesserung der Gewasser fir alle Fliels-
gewadsser in der Planungsregion zu machen. Dies ist abhdngig von verschiedenen Faktoren,
wie z.B. dem FlieRgewadssertyp oder vorhandenen Restriktionen vor Ort. Daher ist eine
einzelfallbezogene Ermittlung des moglichen Entwicklungskorridors erforderlich. Ein
Orientierung hierbei bietet die , Blaue Richtlinie” (MUNLV NRW 2010 Anhang, 1 (S.85 ff.)).

Als entgegenstehende Planungen und MalRknahmen werden insbesondere die Entwick-
lung von zusatzlichen Bauflachen durch die Bauleitplanung und Uferflachen in Anspruch
nehmende Fachplanungen. MalBnahmen zur Umsetzung der WRRL sind nicht darunter zu
verstehen.

4 Weitere raumordnerische Vorgaben zu den Oberflaichengewassern ergeben sich
gemadl dem Grundsatz 7.4-2 des LEP-Entwurfs vom Juni 2013.

Grundwasser- und Gewasserschutz

In den Bereichen fiir den Grundwasser- und Gewasserschutz sind alle raum-
bedeutsamen Planungen und MaRnahmen ausgeschlossen, die eine Nutzung der
Grundwasservorkommen fiir die 6ffentliche Trinkwasserversorgung nach Menge
und Giite beeintrachtigen oder gefahrden kénnen. Nutzungen, die standortlich den
sonstigen zeichnerischen Darstellungen des Regionalplans entsprechen sowie
bestehende verbindliche Bauleitplane und Baurechte bleiben unberiihrt.
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In den dargestellten Bereichen fiir den Grundwasser- und Gewdsserschutz
soll die Ausweisung von Bauflichen im Rahmen der Bauleitplanung so erfolgen,
dass die Grundwasserneubildung soweit wie moglich gewdhrleistet bleibt und
Beeintrachtigungen und Gefahrdungen der Grundwasservorkommen durch die
Umsetzung des wasserwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatzes in der verbindlichen
Bauleitplanung weitgehend ausgeschlossen werden.

Die Uber die dargestellten Bereiche fiir den Grundwasser- und Gewdsser-
schutz hinausgehenden erweiterten Einzugsbereiche der 6ffentlichen Trinkwasser-
gewinnung gemaR Beikarte 4G — Wasserwirtschaft — haben die Wirkung von Vor-
behaltsgebiete. Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Manahmen in den
erweiterten Einzugsbereichen sollen der Grundwasser- und Gewasserschutz und
die Grundwasserneubildung beriicksichtigt werden. Hier sollen keine Abfall-
verbrennungsanlagen, Deponien und Abgrabungen zugelassen werden. Bei der
Bauleitplanung soll dort dem wasserwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatz Rechnung
getragen werden.

Erlauterungen

Raumbedeutsame Planungen und MalBnahmen, die zu einer Beeintrachtigung oder
Gefahrdung der Gewasser (Grundwasser und oberirdische Gewasser) fiihren kdnnen, im
Sinnes des Ziel Z1 sind insbesondere:

e grofRflachige Versiegelungen durch die Ausweisung von Bauflachen/-gebieten Uber die
im Regionalplan dargestellten Siedlungsbereiche bzw. sondierten Standorte fir die
zuklnftige Siedlungsentwicklung hinaus,

e die Errichtung von wassergefahrdenden Anlagen (Betriebe und Anlagen, die wasser-
gefahrdende Stoffe abgeben oder in denen regelmalig in erheblichem Umfang mit
wassergefdhrdenden Stoffen umgegangen wird),

e der Abbau oberflachennaher Bodenschéatze (Nass- und Trockenabgrabungen),

e Erdwarmesonden, insbesondere wenn mehrere Grundwasserstockwerke durchteuft
werden, allerdings kdnnen auch von den eingesetzten Warmetragermittel und Frost-
schutzmitteln oder durch den Warmentzug/-eintrag Grundwasserbeeintrachtigungen
oder -gefahrdungen ausgehen.

e \Windenergie- und Biomasseanlagen in bestehenden oder geplanten Wasserschutz-
zonen | und Il (wobei sie je nach Vorhabensausfiihrung und Standortbedingungen auch
in geplanten oder bestehenden WSZ IlIA eine Grundwasserbeeintrachtigung oder
-gefahrdung darstellen kbnnen).

2 Bej Uberlagerungen von Bereichen fiir den Grundwasser- und Gewasserschutz mit

Siedlungsbereichen oder nicht dargestellten Ortslagen kbnnen sich im Rahmen der bau-

leitplanerischen Konkretisierung bauliche Nutzungsbeschrdankungen ergeben, da erst im

verbindlichen Bauleitplanverfahren die Konflikte hinsichtlich des Grundwasserschutzes im

Einzugsbereich der Wassergewinnungsanlagen umfassend untersucht und bewertet

werden. Den Verpflichtungen der jeweiligen Schutzgebietsverordnungen ist zu folgen und

daraus entstehende Auflagen sind umzusetzen.
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® Diein G2 angesprochenen erweiterten Einzugsbereiche der offentlichen Trinkwasser-

gewinnung entsprechen in ihrer Qualitdt den Wasserschutzzonen Il B (ohne dass diese
aktuell festgesetzt sein mussen). Sie sind Vorbehaltsgebiete im Sinne des Raumordnungs-
gesetzes.

Vorbeugender Hochwasserschutz

In Uberschwemmungsbereichen soll bei der Aufgabe oder Anderung einer
raumbedeutsamen Nutzung oder einer Siedlungsnutzung auf der Ebene der Bau-
leitplanung die Moglichkeit gepriift werden, ob die frei werdende Flache als Nach-
nutzung dem Retentionsraum zugefiihrt werden kann. Sofern das Retentions-
volumen erhalten bleibt oder vergroRert werden kann, soll im Rahmen der Bau-
leitplanung auch eine Nachverdichtung auf Flachen mit bestehenden Baurechten
zulassig sein.

Potentielle Uberflutungsbereiche und Extremhochwasserbereiche haben die
Wirkung von Vorbehaltsgebieten fiir den vorbeugenden Hochwasserschutz
(gemaR Beikarte 4H — Vorbeugender Hochwasserschutz). In ihnen soll bei der
Festlegung der weiteren ridumlichen Nutzung dem Risiko einer Uberflutung ein
besonderes Gewicht beigemessen werden.

Bei allen raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen soll auf einen
Riickhalt und verlangsamten Abfluss des Wassers im gesamten Einzugsgebiet der
FlieBgewasser hingewirkt werden.

Erlauterungen

Die in den Uberschwemmungsbereichen zuldssigen und unzuldssigen Nutzungen
ergeben sich gemal Ziel 7.4-6 Absatz 1 - 3 des LEP-Entwurfs vom Juni 2013.

Die zeichnerisch dargestellten Uberschwemmungsbereiche umfassen in generalisierter
Form:

e Vorhandene Uberschwemmungsbereiche im Sinne von fachplanerisch festgesetzten
oder zur Festsetzung vorgesehenen Uberschwemmungsgebieten fiir das 100-jahrliche
Hochwasserereignis.

e Rickgewinnbare Uberschwemmungsbereiche. Dies sind friher (berschwemmte
Gebiete hinter Deichen, die nach Prifung im Einzelfall geeignet sind, durch entspre-
chende Malnahmen, z.B. durch Deichrlckverlegung oder Einrichtung gesteuerter
Rickhalteraume, wieder zu Uberschwemmungsgebieten zu werden.

e Zukiinftige Uberschwemmungsbereiche. Dies sind Gebiete, in denen sich die Hoch-
wassergefahr aufgrund zeitlich begrenzter Eingriffe des Menschen absehbar wieder
verscharfen wird (an der Erft wegen des Braunkohlenbergbaus).

Die Uberschwemmungsbereiche stellen somit abstrahiert das bei einem entsprechenden

Hochwasserereignis tatsdchlich Uberflutete Gebiet zuziiglich riickgewinnbarer Uber-
schwemmungsflachen dar.

Wasser



Extremhochwasser — A A
HQ 100 // \\”7 7/_/
. A\
=
L v
5]
«o
Uberschwemmungsgebiet e
@
7]
%)
©
Risikogebiet 1) =
Hochwassergefahrdeter Bereich
o
=
e
o Riickgewinnbarer Vorhandener Potentieller Extrem- || 2
hochwasser- ljberﬂutungs- hochwasser- g
i Uberschwemmungsbereich (HQ 100 : i
bereich g ( ) bareich bereich %
(0
Vorbehalt Vorrang Vorrang 2) Vorbehalt
; &=
]
==
Beikarte 4H Regionalplan Beikarte 4H P g
28
o)
1) sofern ein signifikantes Hochwasserrisiko im Sinne von § 73 Abs. 1 WHG besteht o
2) vorhandene Baugebiete im Uberschwemmungsbereich genieBen Bestandsschutz

Abb. 4.4.1 Begriffe zum vorbeugenden Hochwasserschutz

In Uberschwemmungsbereichen eingeschlossen sind auch solche Flachen, die von der

Fachplanung nach einer Plausibilitdtsprifung als rlckgewinnbar eingeschatzt oder im
,Hochwasserschutzkonzept” des Landes NRW genannt werden. Sollen diese riickgewinn-
baren Uberschwemmungsflichen fiir Planungen oder Projekte in Anspruch genommen
werden, so ist eine Einzelfallprifung durchzufihren, in der unter Beteiligung der Fach-
planung vom Planungs- bzw. Projekttrager der Nachweis erbracht werden muss, dass
diese Flachen nicht flr eine Rickgewinnung geeignet sind.

4 Unter der in G1 genannten Nachverdichtung wird die bauliche Nutzung von freien
Flachen innerhalb einer bereits bestehenden Bebauung, wie zum Beispiel das SchlieRen
von Baullicken verstanden.

> Soweit im Zusammenhang bebaute Ortsteile gemal § 34 BauGB, rechtsverbindliche
Bebauungspldne oder Satzungen nach dem BauGB im Regionalplan als Siedlungsbereiche
dargestellt und mit der zeichnerischen Darstellung von Uberschwemmungsbereichen
Uberlagert sind, soll dies die Gefahrdung hervorheben und zu angepassten Bauweisen
oder SchutzmaBnahmen anregen. Fir im Regionalplan nicht zeichnerisch dargestellte
Ortslagen gilt Entsprechendes.

 Aus MaRstabsgriinden kénnen die zeichnerisch dargestellten Uberschwemmungs-
bereiche auch Flachen umfassen, die bei 100-jahrlichem Hochwasser nicht Uberflutet
werden. Auf diesen Flachen sind bauliche Nutzungen grundsatzlich zulassig. Es ist Aufgabe
des jeweiligen Planungs- bzw. Projekttragers, im Verfahren der landesplanerischen Anpas-
sung der Bauleitpldne nachzuweisen, dass es sich tatsdchlich um bei 100-jahrlichem
Hochwasser nicht Uberflutete Flachen handelt.
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" Dasselbe gilt, wenn durch den Vollzug konstruktiver HochwasserschutzmaBnahmen

Flachen bei einem 100-jahrlichen Hochwasser nicht mehr Uberflutet werden oder wenn
eine fachplanerische Neuermittlung die Uberschwemmungsgebiete verkleinert. Fir die
Flachen, die nicht mehr zu den Uberschwemmungsgebieten gehdren, ist die Vorgabe G2,
soweit zutreffend, entsprechend anzuwenden.

8 Ppotentielle Uberflutungsbereiche werden in der Beikarte 4H — Vorbeugender Hoch-
wasserschutz — abgebildet, soweit sie eine regionalplanerisch relevante GroRe erreichen.
Es sind durch Deiche oder andere hochwasserschutzrelevante Einrichtungen und Struk-
turen vor Hochwasser geschitzte Flachen. Sie sind vor dem Hintergrund der Méglichkeit
eines Versagens dieser Einrichtungen und Strukturen mit einem potentiellen Uber-
flutungsrisiko behaftet. Diese Gebiete konnen bei einem Versagen von schitzenden
Einrichtungen und Strukturen von einem 100-jahrlichen Hochwasserereignis Uberflutet
werden.

° Die ebenfalls in der Beikarte 4H — Vorbeugender Hochwasserschutz — abgebildeten
Extremhochwasserbereiche stellen die Gberfluteten Bereiche bei einem Extremereignis
dar. Hierbei handelt es sich um ein Hochwasserereignis mit geringer Wahrscheinlichkeit
(seltener als alle 100 Jahre), sogenannte ,Jahrtausendhochwasser”. Diese Ereignisse haben
zwar eine geringe Wahrscheinlichkeit, jedoch verheerende Folgen, wenn man sich nicht
adaquat auf sie einstellt.

In ihnen soll wegen des moglichen besonders hohen volkswirtschaftlich relevanten
Schadenspotentials dem Risiko einer Uberflutung besonderes Gewicht bei der weiteren
raumlichen Nutzung beigemessen werden. Insbesondere soll innerhalb der Vorbehalts-
gebiete:

e nach Maoglichkeit auf zusatzliche Nutzungen verzichtet werden, die im Fall einer Uber-
flutung eine Gefdhrdung fiir die Allgemeinheit darstellen.

e neue kritische Infrastruktur, z.B. Standorte fiir den Katastrophenschutz, Krankenhauser,
Turnhallen und Leitstellen nicht vorgesehen werden.

1011 den potentiellen Uberflutungsbereichen und den Extremhochwasserbereichen wird
allen potentiell Betroffenen und insbesondere den Planungsbehdrden empfohlen, bei
allen MaRnahmen und Planungen Malknahmen zur Verminderung des Hochwasser-
schadenspotentials, wie z.B. hochwasserangepasste Bauweise, in Betracht zu ziehen.

1 1n den Uberschwemmungsbereichen, den potentiellen Uberflutungsbereichen sowie
den Extremhochwasserbereichen wird den Kommunen die Prifung rechtsverbindlicher
Satzungen nach dem BauGB dahingehend empfohlen, ob eine Anpassung der Inhalte an
die Gefahrdungslage notwendig ist.

12 Die im Regionalplan dargestellten bzw. abgebildeten Uberschwemmungsbereiche, die
potentiellen Uberflutungsbereiche sowie die Extremhochwasserbereiche sind aus MaRk-
stabsgriinden auf die groReren FlieRgewdsser beschrankt. Die Ziele und Grundsatze zum
vorbeugenden Hochwasserschutz werden im Rahmen des landesplanerischen Anpas-
sungsverfahrens der Bauleitplanung bei kleineren Gewassern, flr die ein signifikantes
Hochwasserrisiko im Sinne des WHG besteht bzw. Uberschwemmungsgebiete fach-
planerisch ermittelt sind entsprechend angewendet. Diese kbnnen dem ,,Bericht zur vor-
ldufigen Bewertung nach der EG-Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie (EG-HWRM-RL) in
NRW* (MKULNV 2011) bzw. den entsprechenden Fortschreibungen entnommen werden.

Wasser



13 Der in G3 genannte Rlckhalt und verlangsamte Abfluss des Wassers kann beispiels-
weise in Siedlungsbereichen durch die Versickerung von Niederschlagswasser und die
Regenwasserbewirtschaftung erreicht werden. Auch die Zielsetzungen des Regionalplans
zur Sicherung von Freirdumen sind unter dem Aspekt der damit verbundenen glinstigen
Wirkungen auf den Wasserhaushalt zu sehen.

Abwasser

Die Standorte der bestehenden Kldranlagen sind im Rahmen der Bauleitpla-
nung zu sichern. Ausgenommen hiervon sind die Standorte von Kladranlagen die fiir
die Abwasserbehandlung nicht mehr benétigt werden.

Etwaige Flachenbedarfe fiir zukiinftig erforderliche Modernisierungen oder
Erweiterungen an diesen Standorten sollen dabei beriicksichtigt werden.

Die Abwasserbeseitigung soll so erfolgen, dass von ihr keine nachteiligen
Wirkungen auf Oberflaichengewdsser, Grundwasser oder andere Schutzgiiter
ausgehen.

Erlauterungen

Im Regionalplan sind die bestehenden Klaranlagen der GréRenklasse 2 ab einer Kapazitat
eines Einwohnerwerts (EW) von 2.000 EW zeichnerisch dargestellt. Andere Abwasserbe-
handlungs- und -riickhalteanlagen, wie z.B. Regenlberlaufbecken und Regenrlickhalte-
becken, werden nicht dargestellt. Fir Anlagen, die weniger als 10 ha groR sind, erfolgen
lediglich symbolhafte Darstellungen. Diese Darstellungen dienen der Sicherung vorhan-
dener Standorte, fir die derzeit keine Erweiterungsabsichten erkennbar sind. Der Umfang
der zu sichernden Standorte ist insbesondere in der Ortlichkeit erkennbar; ergidnzende
Hinweise kdnnen auch FNP-Darstelllungen und die dem Regionalplan zugrunde liegende
Topographie enthalten. Z1 gilt auch fir die nicht im Regionalplan dargestellten Klaranlagen
kleiner 2.000 EW.

Die Abwasserbehandlung als Daseinsvorsorge ist ortsgebunden. Auch wenn die Flachen
der Klaranlagen kleiner 10 ha fir sich genommen nicht raumbedeutsam sein mogen, so
ist die Abwasserbehandlung in ihrer Gesamtheit wegen ihrer Bedeutung fir den Schutz
der Oberflachengewdsser, der Grundwasserkorper sowie sonstiger Schutzglter doch grund-
satzlich als raumbedeutsam zu beurteilen.

Werden Kldranlagen wahrend der Laufzeit des Regionalplans aus organisatorischen (z.B.
Anschluss an eine andere Klaranlage) oder anderen Griinden nicht mehr fir die Abwasser-
behandlung benétigt, so eribrigt sich fir diese Standorte auch die bauleitplanerische
Sicherung.

Bei der Sicherung der Klaranlagenstandorte durch die Bauleitplanung ist zu beachten,
dass auch bei Heranriicken (z.B. Planung in der Hauptwindrichtung) von Wohnbebauung
oder anderen schutzbedirftigen Nutzungen, die Erweiterung oder Modernisierung der
bestehenden Klaranlagen weiterhin moglich sein sollen.

Wasser
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3 Unter der in G2 genannte Abwasserbeseitigung ist sowohl die Abwasserbehandlung,

sprich Reinigung, wie auch die Ableitung von Abwasser (Schmutz- und Niederschlagswas-
ser) zu verstehen. Nachteilige Wirkungen der Ableitung konnen z.B. durch zusatzliche
hydraulische Belastungen in den aufnehmenden Gewassern bei der Einleitung von Nie-
derschlagswasser aus Trennkanalisationen und Einleitungen aus Mischkanalisationen
entstehen. Diese kdnnen u. a. dadurch reduziert werden, dass bei der ErschlieBung neuer
Bauflachen das Niederschlagswasser ortsnah versickert wird oder Gber Rickhaltung von
der Einleitung schadlos einem Gewasser zugeflhrt wird.

Wasser
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Landbewirtschaftung und Naturliche
Ressourcen

In den Alligemeinen Freiraum- und Agrarbereichen sollen die landwirtschaft-
lichen Nutzflaichen als wesentliche Produktionsgrundlage erhalten und in ihrer
natiirlichen Beschaffenheit und natiirlichen Leistungskraft gesichert werden.

In den Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen sollen die folgenden
Flachen, Bereiche bzw. Raume nicht fiir raumbedeutsame Planungen und MaR-
nahmen in Anspruch genommen werden, sofern diese deren agrarwirtschaftliche
Bedeutung beeintrachtigen:

o agrarstrukturell bedeutsame Flachen in landwirtschaftlichen Produktionsraumen
mit hoher Produktivitdt, die in Beikarte 4) — Landwirtschaft — dargestellt sind;

e Bereiche, in denen durch aufwendige agrarstrukturelle MaBnahmen besonders
gute agrarstrukturelle Bedingungen geschaffen wurden;

e von der Landwirtschaft genutzte Riume, in denen hohe Investitionen der Land-
bewirtschaftung getatigt wurden.

In den zeichnerisch nicht als Siedlungsraum dargestellten Ortsteilen sollen
die Kommunen die Bauleitplanung so auf die Vereinbarkeit mit den agrarstruk-
turellen Belangen abstimmen, dass die Nutzbarkeit der landwirtschaftlichen
Betriebsstandorte und der Bestand oder die Entwicklungsmoglichkeiten der land-
wirtschaftlichen Betriebe nicht gefdhrdet werden.

Erlauterungen

| zuG1 Die landwirtschaftliche Nutzung von Flachen kann zum Schutz der naturli-
chen Ressourcen beitragen, soweit sie die durch die natirlichen Standortbedingungen
gegebenen Voraussetzungen bericksichtigt. Die flachengebundene landwirtschaftliche
Bodennutzung  beeinflusst Uber ihre Produktionsfunktion hinaus (u.a. Erzeugung von
Nahrungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen) in vielfaltiger Weise die Funktionen
des Freiraums, z.B. indem sie zur Erhaltung der Kulturlandschaft beitragt, die Landschaft
als Lebensraum flr Flora und Fauna gestaltet, oder durch die Funktion landwirtschaftlich
genutzter Flachen fir die Kaltluftentstehung, durch die diese zum Ausgleich bioklimati-
scher Belastungen beitragen (multifunktionale Landwirtschaft). Diese Beitrage dienen in
der Regel den Zielen des Freiraumschutzes. Die Sicherung der fir die pflanzliche Primar-
produktion und die nachfolgende flachengebundene Veredelung genutzten Flachen
innerhalb der Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereiche im Planungsgebiet gewahrleistet
die 6kologischen, sozialen und wirtschaftlichen Funktionen der Landwirtschaft als raum-
bedeutsamer und fur die Kulturlandschaft bedeutsamer Wirtschaftszweig.
2 | zu G2 Der Grundsatz operationalisiert die im LEP-Entwurf vom Juni 2013, Grund-
satz 7.5-2 genannten Vorbehalte fir den Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflachen und
Betriebsstandorte auf der Grundlage der im Fachbeitrag der Landwirtschaftskammer
hierzu erarbeiteten Kriterien:

Landwirtschaft, Gartenbau und allgemeine
Freiraum- und Agrarbereiche



e Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flachen soll vermieden werden, insbeson-
dere auf Standorten die aufgrund ihrer natirlichen Gegebenheiten und agrarstruk-
turellen Voraussetzungen nach landwirtschaftlichen Kriterien (Ertragsfahigkeit,
Nutzungseignung, Umsatz als Beitrag zur Wertschdpfung) eine hohe Produktivitat
aufweisen. Die genannten Kriterien wurden als Standortwerte zusammenfassend
bewertet. Flachen mit hoher Produktivitdt sind durch hohe Standortwerte gekenn-
zeichnet und sind als agrarstrukturell bedeutsame Flachen in landwirtschaftlichen
Produktionsrdumen mit hoher Produktivitat aus Sicht der Landwirtschaft besonders
wertvoll. Die in Beikarte 4) — Landwirtschaft — dargestellte Einstufung der agrarstruk-
turellen Eignung bericksichtigt zusammenfassend standortliche, agrarstrukturelle und
raumliche Kriterien als maRgebliche Faktoren fiir die Standortwerte die GroRe der
Feldblocke, die Bodengite und den Umsatzfaktor der Flachen.

e In Bereichsteilen mit einer sehr guten Agrarstruktur sollen die durch agrarstrukturelle
Planungen gefoérderten Malknahmen nachhaltig fir die Landwirtschaft gesichert
werden.

e Bereiche, in denen hohe Investitionen der Landbewirtschaftung getatigt wurden,
finden sich vor allem entlang der Staatsgrenze zu den Niederlanden im Kreis Kleve von
Kevelaer bis Wachtendonk, aber auch in anderen Gebieten des Planungsgebietes. Von
hohen Investitionen der Landbewirtschaftung ist auszugehen in Bereichen, die Uber-
wiegend gepragt sind durch Gewachshduser, Frihbeete, fest eingebaute Bewas-
serungssysteme, Beheizungsanlagen, mehrjahrige Obstkulturen oder eine Mischung
dieser Nutzungsformen. Die Voraussetzungen flr eine derartige Nutzung sollen nach
Moglichkeit erhalten bleiben. Vor einer Entscheidung Gber eine Inanspruchnahme von
Bereichen, in denen hohe Investitionen der Landbewirtschaftung getatigt wurden, sind
Standortalternativen zu prifen.

Grundsatz 7.5-2 des LEP-Entwurfs vom Juni 2013 stellt auf die BerUcksichtigung der
agrarstrukturellen Erfordernisse bei der Abwagung konkurrierender Nutzungen ab. Zu den
in den Erlduterungen des LEP-Entwurfs vom Juni 2013 genannten Merkmalen der flr die
Landwirtschaft besonders wertvollen Flachen gehoren gleichermalien wertvolle landwirt-
schaftliche Béden mit hoher natirlicher Bodenfruchtbarkeit als auch Flachen mit einer
guten Agrarstruktur. Solche Flachen sind gekennzeichnet durch

e eine nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zweckmaRig gestaltete Struktur
des Grundbesitzes,

o zweckmalige Wege, Strallen und Gewasser oder andere Anlagen und

e vorhandene bodenschitzende oder -verbessernde und landschaftsgestaltende Mal3-
nahmen, die die natirlichen Grundlagen der landwirtschaftlichen Nutzung erhalten.

Diese Merkmale sind, soweit eine Verraumlichung moglich ist, in Beikarte 4) — Landwirt-
schaft — als Ergebnis einer zusammenfassenden Bewertung dargestellt. Die agrarstruktu-
relle Eignung landwirtschaftlicher Nutzflaichen und eine nach betriebswirtschaftlichen
Gesichtspunkten zweckmaRige Struktur des Grundbesitzes bemessen sich nach raum-
strukturellen Gegebenheiten. Hierzu gehoren insbesondere die GroRe der Feldblocke
(zusammenhdngende Flachen gleicher Nutzungsart), sowie Zuschnitt, Lage und Erreich-
barkeit der Flachen. GroRere Feldblocke bieten die Voraussetzung fur die Bildung von
groleren, betriebswirtschaftlich zweckmaRigen Bewirtschaftungseinheiten, wobei zusam-
menhdngende Flachen ab 5 ha GroBe einen signifikant niedrigeren Aufwand bei der
Bearbeitung aufweisen (Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 2013, S. 50).
Entsprechend wurden Feldblocke entsprechender GroRe in der Bewertung hervor-
gehoben.

Landwirtschaft, Gartenbau und allgemeine
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Bei raumbedeutsamen flachenbeanspruchenden Planungen und MafRnahmen in den
Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen soll die landwirtschaftliche Nutzbarkeit von
Flachen in mdglichst glinstiger Auspragung erhalten bleiben. Dies soll auch bei der ver-
gleichenden Betrachtung alternativer Standorte fir raumbedeutsame Planungen und
MaRnahmen bericksichtigt werden.

Auch kinftig werden sich Beeintrachtigungen der Agrarstruktur aufgrund raumwirksamer
Planungen nicht gdnzlich vermeiden lassen. Neben dem Flachenverlust kommt es haufig
zu Strukturverschlechterungen fir die landwirtschaftliche Nutzung (Zerschneidungen,
Verschlechterung der ErschlieBungsverhaltnisse, Umwege). Zur Konfliktbewaéltigung bei
unvermeidbarer Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flachen enthalt der LEP-Entwurf
vom Juni 2013 in Grundsatz 7.5-2 die geplante Vorgabe, agrarstrukturelle Losungen
moglichst in Kooperation mit den Betroffenen zu entwickeln und durch Instrumente der
landlichen Bodenordnung zu begleiten.

4 | zu G3  Entsprechend dem LEP-Entwurf vom Juni 2013, Grundsatz 7.5-1 (Raumliche
Voraussetzungen fur die Landwirtschaft) und Grundsatz 7.5-2 (Erhalt landwirtschaftlicher
Nutzflachen und Betriebsstandorte) sollen die Entwicklungsméglichkeiten landwirtschaft-
licher Betriebe bei der Entwicklung der zeichnerisch nicht als Siedlungsraum dargestellten
Ortsteile gesichert werden.

Gartenbau

Raumbedeutsame Gewidchshausanlagen diirfen nicht vorgesehen werden in

Bereichen fiir den Schutz der Natur,

Regionalen Griinziigen,

Waldbereichen,

Bereichen fiir den Grundwasser- und Gewdsserschutz,
Uberschwemmungsbereichen,

Natura 2000-Gebieten (Europaische Vogelschutzgebiete und FFH-Gebiete),
Bereichen fiir Sicherung und Abbau oberflichennaher Bodenschitze, soweit die
Rohstoffe noch nicht abgebaut sind, und

e Bereichen fiir Verkehrsinfrastruktur gemaR Regionalplan.

Raumbedeutsame Gewadchshausanlagen sollen nicht vorgesehen werden in

e Bereichen fiir den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung,

o (iber die Bereiche fiir den Grundwasser- und Gewasserschutz hinausgehenden
erweiterten Einzugsgebieten der offentlichen Trinkwassergewinnung gemaR
Beikarte 4G — Wasserwirtschaft — und

e unzerschnittenen Landschaftsriumen ab einer GréRe von 20 km’.

Standorte fiir allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche mit der Zweckbin-
dung raumbedeutsame Gewachshausanlagen sind festgelegt in:

e Grevenbroich
o Kalkar

Landwirtschaft, Gartenbau und allgemeine
Freiraum- und Agrarbereiche



Die Kommunen sollen die Regionalplanungsbehérde friihzeitig Gber An-
fragen und Planungsiiberlegungen fiir raumbedeutsame Gewachshausanlagen
informieren, die

e Standorte ohne leistungsfihige Anbindung an das liberortliche Verkehrsnetz
betreffen,

o okologisch besonders bedeutsamen Fldchen in Anspruch nehmen wollen,

e Orts- und Landschaftsbilder erheblich beeintrachtigen konnten oder

e schutzwiirdigen Béden iiberplanen wollen, sofern am geplanten Standort keine
liberwiegende Nutzung von Abwarme aus benachbarten Betrieben (z.B. Kraft-
werken) oder am Standort nutzbarer regenerativer Wiarmequellen (z.B. Geo-
thermie) besteht.

Erlauterungen:
! Z1, und G1 und G2 sind im Rahmen der Bauleitplanung zu beachten bzw. zu bertck-
sichtigen. Eine Darstellung von raumbedeutsamen Gewachshausanlagen im Rahmen der
vorbereitenden Bauleitplanung kann insbesondere als Sondergebiet oder Flache fur die
Landwirtschaft mit besonderer Zweckbestimmung ,Gewachshausanlage” erfolgen. Die
Kommune muss bei diesen Darstellungen klarstellen, ob hiervon eine Steuerung im Sinne
des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauBG (Konzentrationsflache) gewollt ist.

Darstellungen als Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche mit einer Zweckbindung fur
raumbedeutsame Gewachshausanlagen erfolgen fir gartenbauliche Vorhaben i.S.d. Bau-
gesetzbuchs, welche die Errichtung lichtdurchlassiger Gebaude zur Pflanzenproduktion
(Gewdachshauser) sowie ggf. weiterer dem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung die-
nender Vorhabensbestandteile zum Gegenstand haben. Neue Standorte kénnen bei
nachgewiesenem Bedarf entsprechend den Vorgaben des LEP-Entwurfs vom Juni 2013
dargestellt werden. GemaR den Erlauterungen zu Ziel 7.5-3 des LEP-Entwurfs vom Juni
2013 sind Standorte flr raumbedeutsame Gewdachshausanlagen ab 10 ha im Regionalplan
darzustellen.

3 Um dauerhafte Belastungen des Freiraums durch raumbedeutsame Gewdchshaus-
anlagen zu vermeiden, soll angestrebt werden, nach Aufgabe der gartenbaulichen Nutzung
den Standort in seiner urspringlichen Form wieder herzustellen. Vor diesem Hintergrund
sollte auf Ebene der Bauleitplanung im Einzelfall nach Moglichkeiten gesucht werden,
einen Rickbau der entsprechenden baulichen Anlagen — beispielsweise durch einen
stadtebaulichen Vertrag — vorzusehen.

X Gegebenenfalls sind sonstige fachliche Belange (z.B. des Bodendenkmalschutzes, des
Naturschutzes oder des Artenschutzes) einzubeziehen, welche einem Vorhaben ent-
gegenstehen oder eine Modifizierung der Planung erforderlich machen kénnen. Derartige
fachrechtliche Belange sind bei nachfolgenden Planungen und MafRnahmen generell
frihzeitig zu bertcksichtigen. Die Geltung anderer, gegebenenfalls entgegen stehender
Vorgaben der Raumordnung bleibt unberthrt.

Landwirtschaft, Gartenbau und allgemeine
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INFRASTRUKTUR

Verkehrsinfrastruktur
Transportfernleitungen
Entsorgungsinfrastruktur
Rohstoffgewinnung

Energieversorgung
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Ubergreifende Aspekte

Die bestehende Verkehrsinfrastruktur soll erhalten und, soweit erforderlich,
bedarfsgerecht sowie unter Beriicksichtigung liberregionaler Verkehrsbeziehungen
umweltvertraglich ausgebaut werden, um die rdumlichen Voraussetzungen fiir
eine raumvertragliche Mobilitit von Personen und Giitern zu gewahrleisten. Dabei
sollen umweltschonende Verkehrssysteme mit hoher Leistung und wirtschaftlicher
Tragfahigkeit Vorrang haben. Die weiteren Vorgaben zur Sicherung von Verkehrs-
trassen bleiben unberiihrt.

Die Angebote des dffentlichen Verkehrs sollen so gestaltet sein, dass die
zeichnerisch dargestellten Siedlungsrdume in angemessener Form an 6ffentliche
Verkehrsmittel angeschlossen werden kdnnen.

Bei Planung und Ausbau von Verkehrsinfrastruktur sollen in Giberwiegend fiir
Wohnzwecke genutzten Bereichen, insbesondere im Bereich von Allgemeinen
Siedlungsbereichen, die Belange der Bevolkerung im Hinblick auf Immissionsschutz
beriicksichtigt werden.

Erlauterungen

Die Planungsregion Disseldorf ist ein stark vernetzter Wirtschaftsraum. Bereits hieraus
resultiert umfangreicher Personen- und GUterverkehr. lhre Lage im Schnittpunkt mehrerer
groRraumiger Achsen von europdischer Bedeutung bringt Uberdies steigende Durch-
gangsverkehre mit sich. Daher muss, um das weiterhin hohe Verkehrsaufkommen auf
vertragliche Weise bewaltigen zu kdnnen, die Verkehrsinfrastruktur unter Einbindung aller
Verkehrsmittel entsprechend ihrer spezifischen Starken in abgestimmter und bedarfsge-
rechter Weise fortentwickelt werden. Hierzu gehoren der Erhalt bestehender Infrastruk-
turen fir den Schienen-, StraRen- und Schiffsverkehr sowie ihr bedarfsgerechter und
umweltvertraglicher Ausbau. Der Regionalplan bildet vor diesem Hintergrund die grol3-
raumigen und regionalen raumbedeutsamen Verkehrsnetze im Zusammenhang ab und
gewahrleistet dauerhaft die rdumlichen Voraussetzungen fir eine zukunftsfahige Ver-
kehrsentwicklung.

2 Umweltschonende Verkehrssysteme mit hoher Leistung und wirtschaftlicher Tragfahig-
keit konnen insbesondere erreicht werden durch Verkehrsvermeidung (z.B. durch eine
integrierte Siedlungsentwicklung), Verkehrsverlagerung (zugunsten offentlicher Verkehrs-
mittel sowie des kombinierten Guterverkehrs unter Einbindung mehrerer Verkehrstrager)
und Verkehrsoptimierung zur besseren Nutzung der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur.

3 Der letzte Satz des G1 bezieht sich auf die in den Kapiteln 5.1.2, 5.1.3 und 5.1.4
enthaltenen Ziele zum Schutz von Darstellungen fir Verkehrsanlagen gegen eine Inan-
spruchnahme durch entgegen stehende Planungen oder MaRnahmen, welche unberihrt
bleiben.

4 Auf Grundlage des G2 sollen die Aufgabentrager nach OPNVG NW dafiir Sorge tragen,
dass mindestens die groReren Siedlungsraume — und hier sowohl die durch Wohnnut-
zungen gepragten Allgemeinen Siedlungsbereiche als Quellen von Verkehrsstromen als

Verkehrsinfrastruktur

== 1O

121



=[O

122

auch die Bereiche fur gewerbliche und industrielle Nutzungen, die als Arbeitsstandorte
Ziele von Verkehrsstromen im Personenverkehr sind — in angemessener Form mit 6ffent-
lichen Verkehrsmitteln bedient werden. Das hierflr erforderliche Angebot kann dabei in
verdichteten Siedlungsraumen mit intensivem Ziel- und Quellverkehr von einem Schienen-
anschluss mit hoher Taktfrequenz bis hin zu in geringer verdichteten Siedlungsraumen
einer Andienung mit Bussen in ausreichender Taktfrequenz reichen. Hinweise auf ange-
messene Bedienungsformen kénnen beispielsweise die entsprechenden Planungshilfen
fur OPNV und Siedlungsentwicklung der Forschungsgesellschaft fiir StraRen- und Ver-
kehrswesen (FGSV) geben.

Bei der Neuanlage von Verkehrstrassen kann es zur Minimierung von Beeintrachtigungen
immissionssensibler Nutzungen und zur Vermeidung von Nutzungseinschrankungen der
Verkehrswege erforderlich sein, angemessene Abstande zu empfindlichen Nutzungen zu
wahren oder andere geeignete MaRRnahmen zum Schutz vor schadlichen Auswirkungen
vorzusehen. Die wesentlichen Beeintrachtigungen im Sinne des G3 fir sensible Nutzungen
sind hierbei Ldrm- und Schadstoffemissionen sowie — insbesondere im Guterverkehr —
Erschitterungen. Auf die Vorgabe zur Bericksichtigung von Verkehrsinfrastruktur im
Rahmen der Bauleitplanung im Kapitel Siedlung wird hingewiesen.

Wasserstralsen und Ruhehafen

Der Rhein als BundeswasserstraBe soll in seiner Leistungsfihigkeit erhalten
und verbessert werden.

Die als Oberflachengewdsser mit der Zweckbindung ,, Ruhehafen” dargestellten
Bereiche (Ruhehidfen) diirfen nur fiir kurzzeitige Ruhe- oder Wartephasen der
Giiterschifffahrt sowie zu deren Schutz vor Hochwasser auf dem Rhein genutzt
werden. Einrichtungen fiir den Giiterumschlag sowie sonstige siedlungsraumliche
Nutzungen sind in Ruhehéfen nicht zuldssig.

Erlduterungen

Als Bundeswasserstral3e ist der Rhein einschliel$lich der zugehdérigen Hafenbecken und
der Zuwegung zum Hafen Kleve zeichnerisch dargestellt. Nach der fachrechtlichen Defini-
tion des § 1 BundeswasserstraRengesetz gehdren hierzu auch alle Gewaésserteile, die mit
der BundeswasserstraRe in ihrem Erscheinungsbild als natlrliche Einheit anzusehen sind,
mit dieser durch einen Wasserzu- oder Wasserabfluss in Verbindung stehen, einen
Schiffsverkehr mit der BundeswasserstraRe zulassen und im Eigentum des Bundes stehen.
2 Der Rhein als BundeswasserstraRe kann seine Aufgabe nur erflllen, wenn die Schiff-
barkeit erhalten und an neue Erfordernisse angepasst wird. AuRerdem kénnen eine
Steigerung der Leistungsfahigkeit und die Eréffnung weiterer Rationalisierungsmoglich-
keiten den energieeffizienten Verkehrstrager WasserstraRe in seiner Konkurrenzfahigkeit
starken. Hierzu konnen Planungen oder Mallinahmen dienen, die auf eine Anpassung
sowohl der Fahrrinne als auch der Brlickenhdhen an die Abmessungen der Schubverbande
und Anforderungen der Rhein-See-Schifffahrt gerichtet sind. Ob bzw. wie dies erreicht
werden kann und ob dies auch 6kologisch und wasserwirtschaftlich hinsichtlich Grund-
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und Hochwasserschutz vertraglich ist, ist in den daflr vorgesehenen fachrechtlichen
Verfahren zu klaren.

Die in Z1 thematisierten Ruhehéafen dienen der Erhdhung der Sicherheit der Rhein-
schifffahrt durch eine Trennung des ruhenden und des durchgehenden Guterschiffsver-
kehrs. Sie umfassen Liegevorrichtungen fir Gitertransportschiffe sowie Einrichtungen,
die fur den Betrieb als Ruhehafen unabdingbar erforderlich sind, wie beispielsweise
Stege, Rettungswege und Stromversorgung. Einrichtungen fir den Glterumschlag und
sonstige Infrastruktur sowie Liegeeinrichtungen fir die Sport- und Freizeitschifffahrt
(Kleinfahrzeuge i.S.d. Rheinschifffahrtspolizeiverordnung) fallen nicht unter die Zweckbin-
dung. Durch die Anlage eines Ruhehafens darf kein neuer Siedlungsansatz entstehen.

Schienennetz

Um die Voraussetzungen fiir ein attraktives, vertaktetes Angebot im 6ffent-
lichen Personenverkehr und Giiterverkehr zu schaffen, soll das Schienennetz sowohl
auf den groBrdaumig als auch auf den regional bedeutsamen Schienenstrecken im
Planungsraum und im grenziiberschreitenden Schienenverkehr leistungsfahig und
bedarfsgerecht erhalten und ausgebaut werden. Engpasse sollen beseitigt und
Netzliicken geschlossen werden.

Zeichnerische Darstellungen von Schienenwegen als Bestand, Bedarfsplan-
maBBnahme oder Planung sowie der zugehorigen Bahnhofe, Haltepunkte und
Betriebsflaichen haben die Wirkung von Vorranggebieten ohne die Wirkung von
Eignungsgebieten.

Die als Schienenwege dargestellten Trassen und Flachen sowie die in Beikarte 5A
dargestellten kommunalen Strecken diirfen fiir dem Schienenverkehr entgegen
stehende Nutzungen nicht in Anspruch genommen werden. Zwischennutzungen,
die dem Erhalt der Trasse dienen, stehen einer schienenverkehrlichen Nutzung
nicht entgegen.

Dargestellte Trassen, die derzeit nicht fiir schienenverkehrliche Zwecke genutzt
werden, sind so zu sichern, dass sie bei Bedarf fiir schienenverkehrliche Nutzungen
aktiviert oder reaktiviert werden kdnnen.

Im Bereich der als Schienenwege zeichnerisch dargestellten Strecken ist
mindestens der Regellichtraum fiir zwei Gleise zuziiglich der erforderlichen Sicher-
heitsabstande von dem Schienenverkehr entgegen stehenden Nutzungen frei-
zuhalten.

Entlang von Schienenwegen fiir den Hochgeschwindigkeitsverkehr und
sonstigen groBriaumigen Verkehr sollen Flachen fiir Erweiterungen der Schienen-
wege von entgegen stehenden Nutzungen frei gehalten werden.

Umsetzungsplanungen fiir Schienenwege fiir den regionalen, iiberregionalen

oder groBraumigen Verkehr sollen auf die dargestellten Trassen ausgerichtet
werden.
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Bei Veranderungen von Schienenwegen oder der zugehorigen technischen
Einrichtungen der kommunalen Netze ist sicher zu stellen, dass auf den fiir den
regionalen Verkehr bedeutsamen Verbindungen weiterhin ein Betrieb méglich ist.

Die bestehenden kommunalen Schienennetze sollen erhalten werden. Die in
Beikarte 5A — Offentlicher Personennahverkehr — dargestellten Schienenstrecken
sind hierbei besonders bedeutsam fiir die Andienung des regionalen Netzes.

Die an den Schienenwegen dargestellten Haltepunkte sollen entsprechend
der vorgesehenen Funktion eingerichtet und angedient werden.

An Haltepunkten des Offentlichen Personennahverkehrs, die sich aufgrund
ihres Einzugsbereiches, der Qualitdt ihrer Andienung mit 6ffentlichen Verkehrs-
mitteln und ihrer Anbindung an das StraBennetz fiir den Wechsel zwischen den
einzelnen Verkehrsmitteln besonders eignen, sollen Parkeinrichtungen, Fahrrad-
stationen und Umsteigeanlagen vorgesehen werden. Die notwendigen Flachen
einschlieB8lich absehbarer Erweiterungen sollen im Rahmen der Bauleitplanung von
entgegenstehenden Nutzungen freigehalten werden.

Erlauterungen

Um eine angemessene Leistungsfahigkeit des Schienennetzes zu gewdhrleisten sollen
nach G1 Engpéasse beseitigt und Netzllicken geschlossen werden. Als Engpass gelten
hierbei insbesondere Uberlastete Streckenabschnitte. Auch ein Streckenabschnitt, der
nicht die Gleisanzahl oder den technischen Standard der restlichen Strecke aufweist und
dessen Ausbau zu einer wesentlichen Steigerung der Leistungsfahigkeit oder zu Reisezeit-
verklrzungen fihren wirde, kann als Engpass bezeichnet werden. Netzlicken kénnen
entstehen, wenn beispielsweise neue Siedlungsbereiche eines Anschlusses an den Schienen-
verkehr bedurfen.

Die verkehrlichen Bedarfspldne des Bundes und des Landes NRW legen den Bedarf fur

die Schienenwege verbindlich in Gesetzesform fest. Landesplanerische Ziele dirfen daher
der Umsetzbarkeit von Bedarfsplanvorhaben nicht entgegenstehen. Um zu gewéhrleisten,
dass die Umsetzung der Bedarfsplane langfristig nicht durch andere Planungen und
MalRknahmen behindert wird, werden die Schienenwege im Regionalplan auf Grundlage
der Bedarfsplane dargestellt; ergdnzt werden diese um sonstige regionalbedeutsame
Schienenwege.
3 Als Schienenwege mittels der zeichnerischen Darstellung einer durchgezogenen Linie
gesichert sind Schienentrassen und Bahnflachen in Bestand und Planung einschlieSlich
der fir den Betrieb der Schienenwege notwendigen Anlagen, die nach den Vorgaben des
Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) gewidmet sind und fiir Bahnzwecke genutzt werden
sowie — unabhangig vom Vorhandensein von Gleisen — ehemals entsprechend gewid-
mete, aber nicht mehr fiir Bahnzwecke genutzte Trassen, deren Verlauf noch in der Ort-
lichkeit als landschaftliche Pragung erkennbar ist und die langfristig fir eine Reaktivierung
geeignet sein kdnnen. Hierbei werden die Darstellungen (Strichstarke) in Abhéngigkeit von
den jeweils verkehrenden Zuggattungen in Schienenwege fir den Hochgeschwindigkeits-
und sonstigen groRraumigen Verkehr sowie Schienenwege fir den Uberregionalen und
regionalen Verkehr unterteilt.
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4 zur Anbindung grolRer Verkehrsquellen und -ziele sowie zur SchlieBung von Licken des

regionalen Netzes werden aullerdem mit gepunkteter Linie sonstige regionalplanerisch
bedeutsame Schienenwege zeichnerisch dargestellt und vor Planungen oder MalRnahmen
geschltzt, die eine spatere Herstellung des Schienenwegs behindern wirden. Anschlisse
zur Anbindung groRer Verkehrsquellen und -ziele kommen insbesondere in Frage fir
Bereiche flr gewerbliche und industrielle Nutzungen, Kraftwerksstandorte, Flughdfen und
vergleichbare Flachen mit hohem Verkehrsaufkommen. Sie sollten wegen der Entlastung
der Ubrigen Verkehrswege Uber ein eigenes Gleisnetz verfligen und an geeigneter Stelle
an die durchgehenden Schienenwege angeschlossen werden. Liickenschlisse kdénnen
beispielsweise dargestellt werden, wenn durch die Herstellung eines kurzen Verbindungs-
stlicks Umwegfahrten oder Rangiervorgange fir den Personen- oder GUterverkehr ver-
mieden oder verringert werden kdnnen. Eine entsprechende Darstellung kann fir die
,Rheydter Kurve” (Ausbau der Fahrbeziehung von Aachen Uber Monchengladbach nach
Kéln durch Herstellung einer Verbindung zwischen den Strecken Herrath — Wickrath —
Rheydt Gbf und Rheydt Hbf — Odenkirchen — Hochneukirch) vorgesehen werden, wenn
hinreichende Informationen vorliegen, um zwischen den méglichen Varianten (Neubau-
strecke zwischen Moénchengladbach-Herrath und Jichen-Hochneukirch oder Reaktivie-
rung der ehemaligen Rheydter Kurve zwischen Rheydt Gbf und Rheydt-Odenkirchen)
entscheiden zu kénnen.

Die zeichnerische Darstellung von Bahnhoéfen oder Haltepunkten bezieht sich jeweils
auf die hochstrangige am Bahnhof oder Haltepunkt haltende Zuggattung. Eventuelle
niederrangigere auch haltende Zuggattungen werden durch die Darstellung mit erfasst.
An zeichnerisch dargestellten ehemals entsprechend gewidmeten, aber nicht mehr fir
Bahnzwecke genutzten Strecken werden keine Bahnhofe und Haltepunkte zeichnerisch
dargestellt. Uber die Lage von Bahnhéfen oder Haltepunkten ist auf diesen Strecken im
Zuge einer Reaktivierung zu entscheiden.

Alle im Plan sowie in der Beikarte 5A dargestellten Schienentrassen sowie die Flachen
fur dargestellte Bahnhofe, Haltepunkte und Betriebsflaichen sind nach Z1 von einem
Schienenverkehr entgegenstehenden Nutzungen freizuhalten, um sie bei Bedarf akti-
vieren bzw. reaktivieren zu kénnen. Die Verankerung der Bahntrassen im Regionalplan
verpflichtet alle Kreise, Kommunen und Behdrden die betreffenden Flachen einschliel3lich
der Flachen fir zeichnerisch dargestellte Bahnhofe, Haltepunkte und Bahnbetriebsflachen
planerisch so zu sichern, dass eine Uberbauung insbesondere als Vorhaben innerhalb
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles ausgeschlossen ist. Hierzu wird in der Regel
die Festsetzung entsprechender Flachen flir Bahnanlagen in der verbindlichen Bauleit-
planung erforderlich sein. Die Mitnutzung kommunaler Schienenwege durch den Kfz-
Verkehr gilt nicht als entgegen stehende Nutzung; eine unabhangige Fihrung auf
eigenem Gleiskorper ist fir kommunale Schienenwege nicht zwingend erforderlich.

Vertragliche Zwischennutzungen nach Z1, die dem Erhalt der Trasse dienen, kénnen
Grunflachen, Rad- oder FuBwege oder die Nutzung durch Draisinen sein sowie sonstige
linienhafte Nutzungen, die im Falle einer Reaktivierung mit geringem Aufwand zurlck
gebaut werden kénnen. Eine Reaktivierung flir Bahnzwecke muss moglich bleiben. Die
Festsetzung derartiger Nutzungen in Bauleitpldnen ist unschadlich, wenn eine entspre-
chende Trassenbreite berlcksichtigt wird und die Abstande zur Bebauung so groR sind,
dass eine Reaktivierung der Strecke einschlielRlich eventuellen Schallschutzes moglich ist.
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8 Bei der Bemessung von gemalR Z2 freizuhaltenden Gleisbreiten und ihrer Abstdnde

sind die Vorgaben der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) maligeblich. Der freizu-
haltende Raum kann sich auch auf nicht fir Bahnzwecke gewidmete Flachen erstrecken.

® Um an Schienenwegen fir den Hochgeschwindigkeitsverkehr und sonstigen grol3-
raumigen Verkehr ggf. zu gering dimensionierte Infrastruktur ausbauen und besonders
hohe Verkehrsaufkommen bewadltigen zu konnen sieht G2 vor, dass die Moglichkeit einer
Erweiterung um zuséatzliche Gleise — mit mehr Raumbedarf als der nach 72 freizuhaltende
Raum fur zwei Gleise — offen gehalten werden soll. Fir eine eventuelle Erweiterung
kommen Flachen im Abstand von weniger als 10 m um die Mitte der jeweils dulSeren
bestehenden Gleise in Frage. So soll gewéhrleistet werden, dass unter anderem fir die
Betuwe-Linie, den Rhein-Ruhr-Express (RRX) und den Eisernen Rhein ausreichende
Flachen freigehalten werden. Bei der Bemessung etwaiger zuséatzlicher Gleise und ihrer
Abstandsflachen sind die Vorgaben der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO)
mafgeblich.

0 m gesamten Plangebiet werden Schienenstrecken des Fern- und Nahverkehrs in
Bestand und Planung dargestellt, die regionale Funktionen bernehmen. Die entsprechen-
den Umsetzungsplanungen sollen gemall G3 auf die dargestellten Trassen ausgerichtet
werden. Zu den Strecken mit regionaler Funktion kénnen wegen der polyzentrischen
Struktur des Plangebietes auch kommunale Schienenwege mit regionaler Bedeutung
gezahlt werden. Sofern die Bedienung der fliir den regionalen Verkehr bedeutsamen
Verbindungen moglich bleibt kann insbesondere fiir diese Trassen eine Abweichung von
der dargestellten Wegefiihrung in Frage kommen. Die Geltung etwaiger anderer, entge-
genstehender Vorgaben der Bedarfsplane bleibt unberthrt.

! Die kommunalen Schienennetze weisen vielfdltige betriebliche Abhadngigkeiten auf.
Eine Stilllegung von Einrichtungen kann wegen betrieblicher Zusammenhange (z.B. Spur-
weiten, Wendeanlagen, Sicherungssysteme etc.) zu Betriebseinschrankungen an anderem
Ort fihren. Auch unter Beriicksichtigung dieser Zusammenhange sind nach Z3 die Voraus-
setzungen fur einen Betrieb auf den flr den regionalen Verkehr bedeutsamen Verbin-
dungen zu erhalten. Die fur den regionalen Verkehr bedeutsamen Verbindungen des
kommunalen Schienennetzes sind:

e Disseldorf-Stadtmitte — Neuss-Innenstadt, Fihrungen tber Josef-Kardinal-Frings-Briicke
und Oberkasseler Briicke

e Disseldorf-Stadtmitte — Duisburg

e Disseldorf-Stadtmitte — Meerbusch — Krefeld-Stadtmitte

e Diusseldorf-Stadtmitte — Ratingen-Mitte

e Dusseldorf-Flughafen — Ratingen-West

e Duisseldorf-Flughafen — Neuss-Innenstadt

o Krefeld-Stadtmitte — Tonisvorst-Vorst

o Krefeld-Stadtmitte — Willich-Schiefbahn

12 Die fiir den regionalen Verkehr bedeutsamen Verbindungen des kommunalen Schienen-
netzes sind in Beikarte 5A dargestellt. Erganzt werden diese durch ebenfalls in Beikarte 5A
dargestellte kommunale Strecken, die fir die Andienung des regionalen Netzes von
besonderer Bedeutung sind. Es handelt sich hierbei um die folgenden Strecken:

e Wuppertal-Vohwinkel — Wuppertal-Oberbarmen
o Krefeld-Hils — Krefeld-Stadtmitte
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e Krefeld-Uerdingen — Krefeld-Stadtmitte

o Krefeld-Gellep-Stratum — Krefeld-Stadtmitte

e Krefeld-Fischeln — Krefeld-Stadtmitte

e Duisseldorf-Benrath — Disseldorf-Stadtmitte

e Duisseldorf-Universitdt — DUsseldorf-Stadtmitte

e Diusseldorf-Eller — Disseldorf-Stadtmitte

e Duisseldorf-Gerresheim — Dusseldorf-Stadtmitte

e Disseldorf-Gerresheim, Krankenhaus — DUsseldorf-Stadtmitte
e Diusseldorf-Messe — Disseldorf-Stadtmitte

e Duisseldorf-Seestern — Dusseldorf-Stadtmitte

e Disseldorf-Volmerswerth — Disseldorf-Stadtmitte

e Diusseldorf-Rath — Disseldorf-Stadtmitte

e Duisseldorf-Unterrath — Disseldorf-Stadtmitte

e Disseldorf-Derendorf Nord — Dusseldorf-Stadtmitte
e Diusseldorf-Am Steinberg — DUsseldorf-Stadtmitte

e Disseldorf-Hamm — Disseldorf-Stadtmitte

e Disseldorf-Medienhafen — Disseldorf-Stadtmitte

13 Unter dem Begriff der Haltepunkte werden samtliche Bahnanlagen, an denen Passa-
giere oOffentliche Schienenverkehrsmittel besteigen oder verlassen kdnnen, unabhéngig
davon, ob sie mit Weichen ausgestattet sind (Bahnhofe) oder nicht (Haltepunkte),
zusammengefasst.

14 Der Erhalt einzelner Schienenanschliisse ist besonders dort von grolRer Bedeutung,
wo diese eine wesentliche ErschlieBung von Siedlungsbereichen darstellen oder sogar
— wegen der hiermit verbundenen hohen ErschlieRungsqualitat — mit ursachlich sind fur
die Darstellung zusatzlicher Siedlungsbereiche. Derartige Schienenabschnitte sind von
besonders grofRer Bedeutung fir die regionale ErschlieBung mit umweltfreundlichen
Verkehrsmitteln.

15 Anlagen nach G6 fir den Umstieg von Mitteln des Individualverkehrs auf 6ffentliche
Verkehrsmittel mit regionaler Bedeutung liegen hauptsachlich entlang der Schnellbahn-
strecken und schwerpunktmaliig in den Randbereichen der Verdichtungsgebiete. Dort ist
ihr Einzugsbereich und damit die Nachfrage am gréRten und die Entlastung des inner-
staddtischen Strakennetzes am notwendigsten.

16 Bei Uberlagerungen von zeichnerisch dargestellten Schienenwegen und anderen
flachigen zeichnerischen Darstellungen (z.B. Bereiche fur den Schutz der Natur) ist die
regionalplanerische Prifung zu dem Ergebnis gekommen, dass der Schienenweg raum-
vertraglich in den jeweils anderen Bereichen liegen kann.

Verkehrsinfrastruktur

127



== O

128

Strallennetz

Im Bereich der als BedarfsplanmaBnahme oder als sonstige regionalplane-
risch bedeutsame StralRen zeichnerisch dargestellten Trassen sind Planungen oder
MaBnahmen, die eine spdtere Konkretisierung der Planung oder den Bau darge-
stellter StraBen unmoglich machen oder wesentlich erschweren, ausgeschlossen.
Die genannten Darstellungen haben die Wirkung von Vorranggebieten ohne die
Wirkung von Eignungsgebieten.

StraBenplanungen fiir den vorwiegend regionalen, iiberregionalen oder
groBBraumigen Verkehr sollen auf die dargestellten Trassen ausgerichtet werden.

Planungen oder MaRBnahmen, welche die Konkretisierung von Linienver-
laufen oder den Bau von StraBen auf Grundlage der dargestellten Grobtrassen
unméglich machen oder wesentlich erschweren, sind ausgeschlossen.

Planung und Linienabstimmung fiir StraBen fiir den vorwiegend grof3raumigen
oder iiberregionalen und regionalen Verkehr, deren Darstellung im Regionalplan
als Grobtrassen erfolgt ist, sollen sich an dem jeweils im Regionalplan dargestellten
Verlauf orientieren. Fiir schematisch dargestellte BedarfsplanmaBBnahmen ohne
rdumliche Festlegung gilt diese Bindungswirkung hinsichtlich der Linienfiihrung fiir
nachfolgende Abstimmungs- oder Planverfahren nicht.

Sofern der dargestellte Netzzusammenhang und seine Funktion gewahrt
bleiben, steht innerhalb von Siedlungsbereichen die Darstellung von Strallen einer
Umstufung oder Verlagerung der Funktion auf eine andere StraBe in dem Sied-
lungsbereich nicht entgegen.

Erlauterungen

Die zeichnerischen Darstellungen von Strallen im Regionalplan umfassen die folgenden
Kategorien:

e Bestand an Strallen: Es werden vorhandene Strallen dargestellt, die von mindestens
regionaler Bedeutung und zur Gewahrleistung des regionalen Netzzusammenhangs
oder zur Anbindung raumbedeutsamer Verkehrsquellen oder -ziele erforderlich sind.
Nach der DVO zum Landesplanungsgesetz fallen hierunter Bundesautobahnen unter
Angabe der Anschlussstellen, BundesstralRen und LandesstralSen.

e BedarfsplanmaRnahmen: Die verkehrlichen Bedarfsplane des Bundes und des Landes
NRW legen den StraRenbedarf verbindlich in Gesetzesform fest. Um zu gewaéhrleisten,
dass die Umsetzung der Bedarfsplane langfristig nicht durch andere Planungen und
MalRknahmen behindert wird, werden die Stralen im Regionalplan auf Grundlage der
Bedarfspléne dargestellt.

e Stralenplanungen der Braunkohlenpldne: Die Festlegungen der Ziele im Regionalplan
und in den Braunkohlenpldnen sind miteinander abzustimmen. Im Bereich der Braun-
kohlenplane Garzweiler Il und Frimmersdorf geben diese den Verlauf der nach
Abschluss des Abbaus herzustellenden StralRen in annahernder raumlicher Lage als
Ziele der Raumordnung vor. Der Regionalplan Gbernimmt diese Darstellungen und
konkretisiert sie hinsichtlich ihrer landesplanerischen Funktion zur Nutzung durch den
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vorwiegend grofsraumigen Verkehr oder durch den vorwiegend Uberregionalen und
regionalen Verkehr sowie ggf. hinsichtlich ihrer Lage im Raum.

e Sonstige regionalplanerisch bedeutsame Strallen: Sonstige regional bedeutsame
StralRen dienen der regionalen Ergdnzung des Stralennetzes. Sie werden dargestellt,
wenn der Bedarf nachgewiesen ist und sie zur Anbindung groRer Verkehrsquellen und
-ziele an das Verkehrsnetz erforderlich sind oder wenn sie zur SchlieBung von Liicken
des regional Verkehrsnetzes oder als Ortsumgehungen dienen. Netzllcken liegen bei-
spielsweise vor bei nicht komplett geschlossenen RingstralRen oder nicht durchgehend
ausgebauten Autobahnen. Auch ein Teilstlick, das nicht den Ausbauzustand der rest-
lichen Strecke aufweist und somit einen Engpass darstellt, kann als Licke bezeichnet
werden. Hiermit ist nicht die Verdichtung der Netzmaschen gemeint. Als Netzdichte
wird das Verhéltnis der Lange aller Verbindungen innerhalb eines Gebietes zu dessen
Flache bezeichnet. Eine Ortsumgehung ist der Teil einer StralRe, der der Beseitigung
einer Ortsdurchfahrt dient.

Die Form der zeichnerischen Darstellung richtet sich nach der Art des Vorhabens und
nach dem Konkretisierungsgrad der Planung:

e Durchgezogene Linie: Der Regionalplan stellt vorhandene StraRen sowie linienbestimmte
und planfestgestellte BedarfsplanmaRnahmen und StralRen der Braunkohlenplanung mit
durchgezogener Linie dar. Er bildet somit die fir den regionalen Netzzusammenhang
wesentlichen BestandsstralRen ab und schiitzt auRerdem StralRenplanungen, welche be-
reits ein hohes Mal an Verbindlichkeit erreicht haben, vor Planungen oder MaRRnahmen,
die eine spatere Prazisierung der StralBenplanung oder deren Realisierung behindern
wurden.

e Gestrichelte Linie: In Form einer geschwungenen gestrichelten Linie werden noch nicht
linienbestimmte BedarfsplanmaRnahmen als Grobtrasse dargestellt. Mit der Darstellung
von Grobtrassen beschreibt der Regionalplan die regionalplanerisch abgestimmten Vor-
zugstrassen fir BedarfsplanmaRnahmen, welche bei Planung und Linienabstimmung fir
Strallen der Bedarfsplane zu beriicksichtigen sind. Diese grobe Verortung erfolgt unter
umfassender Abwéagung der verschiedenen im jeweiligen Raum betroffenen Belange
— sowohl die der Verkehrswege als auch aller sonstigen Raumnutzungen — einschlieRlich
eventueller Zielkonflikte. Die Linienabstimmung wird hiermit nicht vorweg genommen.
Die genauere Lage einer Trasse in diesem Korridor wird durch das nachfolgende Linien-
findungsverfahren weiter prazisiert.

e Wenn nach Abwadgung aller raumordnerischen Belange fur in einem Bedarfsplan
enthaltene StralRen keine regionalplanerisch abgestimmte Trasse gefunden werden
kann, erfolgt zur Abbildung des gesetzlich festgestellten Bedarfs eine Darstellung ohne
raumliche Festlegung. Dies erfolgt in schematischer Form entweder — fiir Ortsum-
gehungen — als Umrundung einer Ortslage oder — zur Verbindung zweiter Punkte — als
geradlinig gestrichelte Verbindung von Anfangs- und Endpunkt. Die B9 (Ortsum-
gehung Kleve) sowie die L 403n (Ortsumgehung Hilden/Langenfeld) wurden aufgrund
von Konflikten mit naturschutzfachlichen Vorgaben mit einer entsprechenden zeichne-
rischen Darstellung in den Regionalplan aufgenommen.

e Ebenfalls mit Darstellung einer geschwungenen gestrichelten Linie Gbernimmt der
Regionalplan die Inhalte der Braunkohlenplanung sofern die Planung noch nicht weit
genug voran geschritten ist, um eine Darstellung mit durchgezogener Linie zu recht-
fertigen.

e Gepunktete Linie: Sonstige regional bedeutsame Strallen werden in Bestand und
Planung als gepunktete Linien dargestellt. Eine Darstellung als sonstige regionalplane-
risch bedeutsame Stralle erfolgt nicht, wenn die betreffende Trasse bereits als Stralle
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fur den vorwiegend grofRrdaumigen Verkehr oder fir den vorwiegend Uberregionalen
und regionalen Verkehr darzustellen ist.
3 Bei Uberlagerungen von zeichnerisch dargestellten StraRen und anderen flichigen
zeichnerischen Darstellungen (z.B. Bereiche flir den Schutz der Natur) ist die regional-
planerische Prifung zu dem Ergebnis gekommen, dass die StralRe raumvertraglich in den
jeweils anderen Bereichen liegen kann.

Die dargestellten StraRen sind nach Z1 und Z2 von entgegenstehenden Planungen
oder MaflRnahmen freizuhalten. Die Verankerung der StrafSen im Regionalplan verpflichtet
alle Kreise, Kommunen und Behoérden die betreffenden Flachen planerisch so zu sichern,
dass eine Uberbauung insbesondere als Vorhaben innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles ausgeschlossen ist. Hierzu kann — insbesondere flir noch nicht vor-
handene StraRen — die Festsetzung entsprechender Verkehrsflachen in der verbindlichen
Bauleitplanung erforderlich sein.
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Flughafen/Luftverkehr

Die Betreiber der Verkehrsflughdafen und Trager offentlicher Belange sollen
die infrastrukturellen Voraussetzungen fiir Kooperationen schaffen, z.B. durch eine
bessere verkehrliche Verbindung der Flughdfen miteinander. Die Trager offent-
licher Belange sollen sich fiir eine leistungsfahige Anbindung des Planungsgebietes
Diisseldorf an das Luftverkehrsnetz einsetzen.

Die Gewerbefldchen an den Flugplatzen in Diisseldorf, Weeze und Ménchen-
gladbach sollen fiir flughafenaffines Gewerbe vorgesehen werden.

Erlduterungen
1 Das stetige Voranschreiten der internationalen Arbeitsteilung und Wirtschaftsver-
flechtungen hat einen entsprechend steigenden Luftverkehr zur Folge. Im Interesse der
wirtschaftlichen Entwicklung sowie eines flUssigen groRraumigen Guter- und Passagier-
verkehrs soll vor diesem Hintergrund das Planungsgebiet Disseldorf an das deutsche und
das internationale Luftverkehrsnetz angeschlossen bleiben. Hierbei sind entsprechend
den fachrechtlichen Vorgaben die Belange des Schutzes der Bevélkerung vor Fluglarm
sowie des Umwelt- und Naturschutzes bei der Fach- und Bauleitplanung zu beachten.

2 Fur den steigenden Luftverkehr muissen ausreichende Kapazitdten bereitgehalten
werden. Eine Kooperation der Flugplatze Dusseldorf, KéIn/Bonn, Weeze und Mdnchen-
gladbach ist wichtige Voraussetzung, um die unterschiedlichen Standortpotenziale und
Ressourcen optimal einzusetzen. Eine wesentliche Erleichterung der Kooperation zur
Bewaltigung des Personen- sowie auch des Frachtverkehrs kénnte durch einen Ausbau
einer entsprechend leistungsfahigen multimodalen verkehrlichen Verbindung der Flug-
pldtze miteinander erreicht werden.
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Die Flughafen Gbernehmen auch zunehmend eine Rolle im Frachtverkehr. Zur effizienten
Verwendung flughafennaher Flachen und zur Verkehrsverringerung im Zu- und Abtrans-
port sollten Gewerbe-und Industrieflaichen im Umfeld von Flughafen nach Moglichkeit far
die Ansiedlung flughafenaffinen Gewerbes genutzt werden. Als flughafenaffin sind solche
gewerblichen Nutzungen zu verstehen, die hinsichtlich ihres Transportbedarfs wesentlich
auf einen Flughafen angewiesen sind oder in einer positiven Wechselwirkung hiermit
stehen (z.B. luftfrachtaffine Transportunternehmen, Logistikunternehmen wie Lager- und
Verteilzentren, Hotellerie, Gastronomie, Zulieferer) (vgl. Aring 2005: 3).

Die nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm (FluLdrmG) an den Flughafen DUssel-
dorf und Weeze festgelegten Larmschutzbereiche werden nachrichtlich in den Regio-
nalplan Ubernommen. Die darin zuldssigen Nutzungen sind im Gesetz zum Schutz gegen
Fluglarm geregelt.

Radwege

Zur Forderung individueller und zugleich umweltfreundlicher Verkehrsmittel
sollen die vorhandenen zwischendrtlichen Radwegeverbindungen zu einem liicken-
losen Netz fiir den Alltags- und den Freizeitverkehr entwickelt werden.

Das bestehende fiir den iiberértlichen Radverkehr bedeutsame Radwegenetz soll
erhalten werden.

Auf interkommunalen Verkehrsverbindungen mit iiberdurchschnittlich hohem
Pendlerverkehrsaufkommen soll die Entwicklung von Radschnellwegen mit beson-
ders hohem Ausbaustandard vorangetrieben werden.

Bei der Planung eines Neubaus oder eines wesentlichen Umbaus von StraRen
fiir den vorwiegend groRRrdaumigen oder iiberregionalen und regionalen Verkehr
soll — wenn hierdurch Netzverbindungen hergestellt werden kénnen - die Anlage
straBenbegleitender Radwege vorgesehen werden.

Erlauterungen

Um veranderten Anspriichen eines — auch auf gréeren Distanzen — wachsenden und
beschleunigten Radverkehrs auch auf regionaler Ebene gerecht zu werden, sollten in
Zusammenarbeit der Stadte und Gemeinden und nach Mdglichkeit mit Unterstiitzung des
Landes regionale Radwegeverbindungen zu einem lickenlosen regionalen Netz verknipft
und eine Einbindung in das Uberregionale Radwegenetz angestrebt werden. Hierbei
sollten — je nach Art der zu erwartenden Verkehre — die Bedrfnisse des Alltags- bzw. des
Freizeitverkehrs hinsichtlich Wegefihrung und Ausbaustandard zum MaRstab gemacht
werden.

Radschnellwege nach G1 sind leistungsfahige Wege mit besonders hohem Aus-
baustandard und Fahrkomfort, die eine Uberbriickung auch gréRerer Distanzen mit dem
Fahrrad erlauben. Sie kdnnen eine besonders hohe Wirkung entfalten auf Verbindungen
mit hohen Pendlerverkehrsaufkommen. Diese sind im Planungsgebiet insbesondere
zwischen den zentraldrtlich bedeutsamen Siedlungsbereichen der kreisfreien Stadte und
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ihrer jeweils benachbarten Stadten und Gemeinden gegeben. 50 % aller interkommu-
nalen Pendlerfahrten, die Quelle oder Ziel im Planungsgebiet haben, sind bis zu 17 km
lang, rund 20 % sind maximal 10 km lang. Es gibt somit ein grolles Potential an Pendler-
verkehren Uber eine Distanz, die — insbesondere mit Elektroantrieb — mit dem Fahrrad
zurickgelegt werden kann. Radschnellwege stellen eine im Vergleich zu anderen Ver-
kehrstragern kostenglinstige und umweltfreundliche Erganzung des regionalen Verkehrs-
netzes dar. Geeignete Trassen kdnnen nur in kooperativer Abstimmung der beteiligten
Stadte und Gemeinden bestimmt werden. Zu einem qualitativ hochwertigen Ausbau von
Radschnellwegen kdnnen beispielsweise eine angemessene Wegedimensionierung,
steigungsarme, moglichst kreuzungsfreie Wegefiihrungen oder gut ausgebaute Abstell-
anlagen an strategisch wesentlichen Punkten beitragen.

3 zum Aufbau eines regionalen Radwegenetzes bzw. zur SchlieBung entsprechender
Netzllicken kann die Anlage von begleitenden Radwegen an StralRen mit Uberortlicher
Verbindungsfunktion einen wesentlichen Beitrag leisten. Aus diesem Grund sollen nach
G2 die Trager der StraBenbaulast im Zuge entsprechender StralRenbauprojekte nach
Moglichkeit Planung und Bau von Radwegen integrieren.
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Bereiche parallel zu vorhandenen Transportfernleitungen sollen fiir die
Aufnahme weiterer Leitungen freigehalten werden. Neue Planungen und MaR-
nahmen im Umfeld der Transportfernleitungen sollen entsprechende Erweite-
rungsoptionen nicht einschranken. Vor allem aber soll die Méglichkeit der Nutzung
bestehender Transportfernleitungen nicht durch neue Planungen und MaBnahmen
eingeschrankt werden.

Erlauterungen
1 In ober- und unterirdischen Transportfernleitungsanlagen fir Strom, Erdgas, Erdol und
Produkte kdnnen bei geringem Flachenbedarf grolRe Stoffmengen lber weite Strecken
befordert werden. Sie sind ein Massentransportmittel, das unter anderem zur verkehr-
lichen Entlastung der StraRen und Wasserwege beitragt.

2 Schutzstreifen von ober- und unterirdischen Transportfernleitungen und anderen
Einrichtungen der Verkehrsinfrastruktur dirfen sich in der Regel Uberlappen. Durch Bin-
delung mit vorhandenen Leitungen, StraRen und Schienenwegen — hierzu sei auch auf die
korrespondierenden Vorgaben der Landesplanung verwiesen — kdnnen deshalb neue
Leitungen flachensparend und zerschneidungsvermeidend verlegt werden. Hierbei ist
allerdings zu berucksichtigen, dass die Bindelung von den Erfordernissen der Betriebs-
und Versorgungssicherheit vorhandener und geplanter Transportfernleitungen abhangig
ist. Auch bebaute oder zur Bebauung vorgesehene Gebiete, die Belange von Natur und
Landschaft sowie der Wasserwirtschaft kdnnen ein Abweichen vom Bindelungsprinzip
erforderlich machen.

% Durch Freihaltung des Bereichs parallel zu vorhandenen Transportfernleitungen kann
verhindert werden, dass in der Zukunft erforderliche — und oftmals heute noch nicht
konkret absehbare — neue Leitungsvorhaben insbesondere in Verdichtungsbereichen
nicht mehr oder nur mit unnoétigem Aufwand realisiert werden kénnen. Soweit raum-
strukturell moglich, sollte die Freihaltung in etwa ermoglichen, die vorhandenen oder
konkret geplanten Leitungen von der Flachenausdehnung her (inklusive zwingend erforder-
licher Sicherheitspuffer) ein weiteres Mal in separater Lage dort unterzubringen. Dies ist
aber nur ein Orientierungswert — zumal die Puffer auch Optionen fiir neue Leitungsarten
offen halten sollen. Darlber hinaus sollen im Umfeld von Leitungen keine neuen Nutzungen
geplant werden, die z.B. durch Schutzabstandserfordernisse entsprechende Leitungs-
erweiterungen oder sogar die Nutzung bestehender Transportfernleitungen erschweren
oder verhindern.

Transportfernleitungen werden im Regionalplan in der Beikarte 5B dargestellt. Wenn
sie im Einzelfall raumbedeutsam und von Uberortlicher Bedeutung sind, muss gemaf § 43
der Durchfihrungsverordnung zum Landesplanungsgesetz vom 08.06.2010 in einem
Raumordnungsverfahren ihre Raumvertréglichkeit Uberprift werden. Im Einzelnen geht es
dabei um die Feststellung, ob ein geplantes Vorhaben mit den Erfordernissen der Raum-
ordnung Ubereinstimmt bzw. mit anderen raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen
abgestimmt werden kann. Das Raumordnungsverfahren wird mit einer raumordnerischen
Beurteilung abgeschlossen, die — an den Vorhabentrdger gerichtet — im nachfolgenden
Zulassungsverfahren (z.B. Planfeststellung oder Plangenehmigung) als Erfordernis der
Raumordnung Berlicksichtigung findet.

Transportfernleitungen
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Planungen fiir Abfalldeponien sollen auf die zeichnerisch dargestellten
Standorte ausgerichtet werden; hierbei soll eine moglichst sparsame Flacheninan-
spruchnahme angestrebt werden.

Bei der Entscheidung iiber den Standort neuer Abfalldeponien sowie iiber
die Erweiterung bestehender Standorte, soll die Standortwahl so erfolgen, dass
Nutzungskonflikte maoglichst vermieden und unzumutbare Beeintrachtigungen
ausgeschlossen werden.

Im Rahmen der Bauleitplanung ist sicherzustellen, dass an Standorten fiir
Abfallbehandlungsanlagen, die im Verbund mit Deponien betrieben werden und
die auBerhalb des zeichnerisch dargestellten Siedlungsbereichs liegen, andere
Nutzungen planungsrechtlich ausgeschlossen werden.

Erlauterungen

Zu einer moglichst sparsamen Flacheninanspruchnahme bei Deponieplanungen kann

insbesondere die Aufstockung vorhandener Deponien sowie deren Betrieb in zeitlich
gestaffelten Teilabschnitten beitragen.
2 Eine Vermeidung neuer Nutzungskonflikte bzw. Beeintrachtigungen kann voraussicht-
lich insbesondere an Standorten, die bereits in der Vergangenheit durch Abfalldeponien
genutzt wurden, gewahrleistet werden. Derartige, durch frihere Nutzungen vorbelastete
Raume sollten daher bei der Standortsuche bevorzugt untersucht werden. Hierbei ist
allerdings darauf zu achten, dass die fachlichen Anforderungen an geeignete Standorte
eingehalten werden.

Hierzu zahlt insbesondere, dass die Beschaffenheit des Untergrundes geeignet ist oder
entsprechend hergestellt werden kann und dass die Beeintrachtigung des Landschafts-
bildes und des Naturhaushaltes moglichst gering gehalten werden. Bedeutsame Kriterien
bei der Standortwahl sind weiterhin die Einhaltung angemessener Abstdnde zu gegeniber
Immissionen empfindlichen Nutzungen — insbesondere Wohnnutzungen — sowie eine
leistungsfahige, moglichst kurzwegige Verkehrsanbindung an die Schwerpunkte des
Abfallaufkommens. Néhere Ausfihrungen zu den Standortanforderungen fir Deponien
enthdlt die Deponieverordnung.

3 bezieht sich auf die Vorgabe des LEP-Entwurfs vom Juni 2013, welche vorsieht, dass
Abfallbehandlungsanlagen ausnahmsweise auRerhalb von Bereichen fiir gewerbliche und
industrielle Nutzungen errichtet werden kdnnen wenn sie im Verbund mit Deponien
betrieben werden.

Innerhalb der zeichnerischen Darstellung von Abfalldeponien wird jeweils die Nach-
folgenutzung nach Abschluss der abfallwirtschaftlichen Nutzung dargestellt. Das betrifft
auch die Gberlagernd dargestellten Freiraumfunktionen. Es wird davon ausgegangen, dass
die Nachfolgenutzung unter Berlcksichtigung aller deponiespezifischen Belange erfolgt.
Hierzu zdhlen zum Beispiel der Schutz der Oberflachenabdichtung sowie die Beachtung
von Rekultivierungsvorgaben.

Fir raumbedeutsame Deponien in der Nachsorgephase erfolgt aufgrund des Ab-
schlusses der Deponienutzung keine zeichnerische Darstellung. Gleichwohl kénnen an
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Standorten von Deponien in der Nachsorgephase die nachfolgenden Nutzungsméglich-
keiten eingeschrankt sein. Im Planungsgebiet fallt in diese Kategorie die Werksdeponie
Bayer-Uerdingen, die in Krefeld-Uerdingen zwischen dem Charlottering (L473), der Rather
StraRe (K2) und der Krefelder Klaranlage liegt.

Die Behandlung von Abféllen stellt einen unverzichtbaren Bestandteil der moglichst
umweltvertraglichen und sicheren Abfallentsorgung als Daseinsvorsorge dar. In diesem
Zusammenhang stellen die Millverbrennungsanlagen die groBten Anlagen dar, von denen
besonders relevante Emissionen und verkehrliche Auswirkungen ausgehen. Sie sind vor
diesem Hintergrund als regionalbedeutsam einzustufen. Von herausragender Bedeutung
sind aulRerdem Tierkdrperbeseitigungsanlagen. Sie sind von besonderer Bedeutung fir
die Tierseuchenbekdampfung und I6sen dariber hinaus aufgrund ihrer Geruchsemissionen
besonders grole Abstandserfordernisse aus und sind daher insgesamt als regional-
bedeutsam anzusehen

Abfallbehandlungsanlagen werden als Bereiche flr gewerbliche und industrielle Nutzungen
dargestellt. Bei lediglich symbolhaft entsprechend dargestellten Abfallbehandlungs-
anlagen bezieht sich die Darstellung auf den in der Ortlichkeit erkennbaren Umfang der
jeweils bestehenden Anlage.

Entsorgungsinfrastruktur
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Oberflachennahe Bodenschatze

Bereiche fiir die Sicherung und den Abbau oberflaichennaher Bodenschitze
(Abgrabungsbereiche) sichern die Rohstoffversorgung unter besonderer Beriick-
sichtigung des Rohstoffbedarfs, der Begrenztheit bestimmter Vorkommen und der
dauerhaft-umweltgerechten Raumentwicklung.

In den zeichnerisch dargestellten Bereichen fiir die Sicherung und den Abbau
oberflaichennaher Bodenschitze (BSAB) ist deren Abbau zu gewadhrleisten; die
Inanspruchnahme fiir andere Zwecke ist auszuschlieBen, soweit sie mit der Roh-
stoffgewinnung nicht vereinbar sind.

Im Interesse der haushilterischen Nutzung der Bodenschitze soll die Gewin-
nung aller Minerale einer Lagerstatte (gebiindelte Gewinnung) und die maximale
Ausbeutung (z.B. Vertiefung) sichergestellt werden.

Abgrabungen sind nur innerhalb der Abgrabungsbereiche vorzunehmen. Dies
gilt auch fiir Vorhaben, deren GroBe weniger als 10 ha betragt. Denn auch Abgra-
bungen geringer GroRe filhren zu einer planlosen Inanspruchnahme von Land-
schaft, wenn sie auBerhalb der Abgrabungskonzentrationszonen erfolgen. Die
nachstehenden Sonderregelungen unter Z4 bleiben unberiihrt.

Die Regelung nach Z3 steht der Zulassung eines Erweiterungsvorhabens nicht
entgegen, sofern alle nachfolgenden Bedingungen a) bis d) erfiillt sind:

a) Der Vorhabensbereich schlief8t an einen im Regionalplan dargestellten BSAB
an.

b) Durch die Erweiterung sowie eventuelle vorhergehende, iiber die Grenzen
des BSAB hinausgehende Erweiterungen werden insgesamt nicht mehr als 10 ha
auBlerhalb angrenzend an die betreffende BSAB-Darstellung zugelassen. Hierbei
sind eventuelle vorhergehende Abgrabungszulassungen nur anzurechnen, sofern
deren Zulassungen nach dem 31. Dezember 2006 erfolgten.

c) Die geplante Erweiterung wird von einem Unternehmen beantragt, das im
Jahr 2006 bereits in dem betreffenden BSAB auf Basis einer entsprechenden Zulas-
sung Rohstoffe gewonnen oder in 2006 in dem betreffenden BSAB eine Abgra-
bungsverfiillung vorgenommen hat.

d)  Das Abgrabungsvorhaben liegt nicht ganz oder teilweise in einem gemeldeten
EU-Vogelschutzgebiet, einem FFH-Gebiet, einem Bereich mit gemaRl Auskunfts-
system BK 50 des Geologischen Dienstes NRW besonders schiitzenswerten Béden,
einem Bereich von 300 Metern um Wohnrdaume in im Zusammenhang bebauten
Ortsteilen oder - sofern die Gebiete, zu denen Abstand eingehalten werden soll,
nach § 30 BauGB zu beurteilen sind — in geschlossenen Ortslagen, einem im Regional-
plan dargestellten Siedlungsbereich (auch GIB), einem Bereich von 300 Metern um
ASB, einem Bereich zum Schutz der Natur, einem Bereich fiir den Grundwasser-
und Gewadsserschutz oder in einem dariiber hinausgehenden erweiterten Einzugs-
gebiet gemaB 4 F — Wasserwirtschaft.

Rohstoffgewinnung



In diesen Gebieten und Bereichen sind Abgrabungen jeder GroRenordnung nicht
zuzulassen, sofern sie nicht in BSAB liegen.

Der Zulassung einer Erweiterung einer in vollem raumlichen Umfang nicht im
Regionalplan als BSAB dargestellten Abgrabung, in der im Jahr 2006 auf Basis einer
entsprechenden Zulassung vom antragstellenden Unternehmen Rohstoffe gewon-
nen wurden (oder fiir die 2006 eine entsprechende Zulassung erteilt wurde) oder
in der von antragstellenden Unternehmen im Jahr 2006 eine Abgrabungsverfiillung
vorgenommen wurde, steht die Regelung nach Z3 bei Einhaltung aller nachfolgen-
den Bedingungen nicht entgegen: Voraussetzung dafiir ist, dass der Flachenumfang
der beantragten Abgrabungserweiterung einschlieB8lich der Fliche eventueller
nach dem Stichtag 31. Dezember 2006 bereits erfolgter Erweiterungszulassungen
fiir diese Abgrabung in der Summe 10 ha nicht iiberschreitet, die vorstehende
Bedingung d) erfiillt ist und das Abgrabungsvorhaben an die 2006 aktive (oder
2006 zugelassene) Abgrabung oder den 2006 aktiven Verfiillungsbereich an-
schlieft.

Soweit Abgrabungsgenehmigungen bzw. Planfeststellungen oder bergrechtliche
Zulassungen bestandskraftig erteilt/zugelassen worden sind, stehen die Nicht-
darstellung als BSAB in diesem Regionalplan und Regionalplandarstellungen im
Bereich der BSAB des GEP99 einer rein zeitlichen Verlangerung im Zulassungsver-
fahren vor Ablauf der Zulassungsfrist fiir die Gewinnung von Bodenschéatzen nicht
entgegen, sofern hiermit keine Anderung des raumlich urspriinglich genehmigten
Umfanges (Tiefe, Fliche) verbunden ist.

Innerhalb der Bereiche fiir die Sicherung und den Abbau von Bodenschitzen
ist die angestrebte Folgenutzung als raumordnerisches Ziel dargestellt.

Abgrabungen sind nur unter Beachtung dieses Herrichtungszieles zuldssig. Im
Einzelnen gilt:

e Abgrabungen innerhalb von Flichen des landesweiten und regionalen Bio-
topverbundsystems sind entsprechend den Zielen des Biotopverbundes vor-
rangig fiir den Schutz der Natur oder den Schutz der Landschaft und die land-
schaftsorientierte Erholung zu entwickeln.

e Die Erhaltung schutzwiirdiger Landschaftsbestandteile und Strukturen ist bei
der Abbauplanung zu beriicksichtigen.

e Uber die Herrichtung hinaus notwendige Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen
sind bevorzugt innerhalb der Flachen des Biotopverbundsystems vorzusehen.

e Abgrabungen in besonders bedeutsamen Gewasserauen sowie in Bereichen zur
Neuschaffung von iiberfluteten Auen sind den Zielen der Auenentwicklung
unterzuordnen, Abbau und Folgefunktion miissen den Erhalt und die Schaffung
von auentypischen Strukturen gewdhrleisten.

¢ Im Nahbereich von Siedlungen sind Abgrabungen, die ebenfalls Biotopverbund-
funktionen haben, unter Beriicksichtigung der kommunalen Entwicklungsziele
ggf. fiir die landschaftliche Erholung zu entwickeln.

o Freizeit- und Erholungsanlagen in Zusammenhang mit Abgrabungsgewassern
sind nur zuldssig, wenn die Raum- und Umweltvertraglichkeit gegeben ist.

Rohstoffgewinnung
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Fir Abgrabungsvorhaben fiir Kies-/Sandgewinnung bzw. Tongewinnung in den
europdischen Vogelschutzgebieten “Unterer Niederrhein” sowie “Schwalm-Nette-
Platte mit Grenzwald und Meinweg” und sonstige Abgrabungsvorhaben fiir Kies-/
Sandgewinnung bzw. Tongewinnung, die eines dieser Gebiete einzeln oder im
Zusammenwirken mit anderen Projekten und Planen erheblich beeintrdachtigen
konnten, ist in dem jeweiligen Zulassungsverfahren neben dem erforderlichen
Nachweis der Zulassigkeit eine den 6kologischen Erfordernissen der Vogelschutz-
gebiete entsprechende Rekultivierung sicherzustellen.

Bei Abgrabungsvorhaben in BSAB im europaischen Vogelschutzgebiet “Unterer
Niederrhein” und bei sonstigen Rohstoffabgrabungen, die dieses Vogelschutzge-
biet einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten und Plinen erheb-
lich beeintrdchtigen kénnen, ist in dem jeweiligen Zulassungsverfahren sicherzu-
stellen, dass die gesicherten Ganseasungsmoglichkeiten am Unteren Niederrhein
durch die Vorhabenszulassung nicht verringert werden.

Die Braunkohlegewinnung erfolgt innerhalb der in den verbindlichen Braun-
kohlenpldanen Frimmersdorf und Garzweiler Il festgesetzten Abbaugrenzen.

Die in der Beikarte 5C — Rohstoffe — abgebildeten Sondierungsbereiche fiir
kiinftige BSAB nehmen in Bezug auf die durch die BSAB erfolgte langfristige Siche-
rung und Ordnung der Lagerstdtten im Sinne des Landesentwicklungsplans NRW
eine erganzende Funktion wahr. Fortschreibungen der BSAB erfolgen auf der
Grundlage der Beikarte 5C — Rohstoffe.

Die Inanspruchnahme der Sondierungsbereiche fiir andere raumbedeutsame
Nutzungen, Planungen und MaRnahmen ist unzuldssig, sofern diese mit einer
potenziellen kiinftigen Nutzung der Lagerstatte nicht vereinbar sind.

Erlauterungen

Die Darstellung der Bereiche flr die Sicherung und den Abbau oberflachennaher
Bodenschatze erfolgte in Abwagung mit den Gbrigen Nutzungsanspriichen an den Raum,
der Erhaltung der Funktionsfahigkeit des Umwelthaushaltes und unter Berlcksichtigung
der geologischen Lagerstattenmerkmale und der rohstoffwirtschaftlichen Nutzung.

Einer rein zeitlichen Verlangerung von Abgrabungszulassungen unter Beachtung der
entsprechenden Bedingungen in Z4 letzter Satz steht der Regionalplan grundsatzlich nicht
entgegen.

3 Angestrebt wird, dass die Rohstoffgewinnung in relativ konfliktarmen Bereiche erfolgt.
Die Abgrabungsbereiche sind Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten im
Sinne des Raumordnungsgesetzes. Mit der Qualifizierung der BSAB als Vorranggebiete ist
dementsprechend zugleich die Abwagung verbunden, dass sich die Belange der Rohstoff-
gewinnung in den BASB gegeniber allen konkurrierenden Nutzungen, beispielsweise dem
Gewdsserschutz oder dem Naturschutz durchsetzen. Fir die BSAB besteht also kein
Konflikt mit den Ubrigen, vom Regionalplan erfassten Belangen, der im fachplanerischen
Verfahren nicht Uberwindbar ware. In den BSAB — nordwestlich Kalkar Niedermormter-
Oberdorf (ca. 30 ha) werden wasserwirtschaftliche Belange durch die Darstellung als BSAB
nicht berdhrt. Die im Randbereich geringfligig Gberlagernde Darstellung der BSAB durch

Rohstoffgewinnung



die Darstellung eines Bereiches fur den Grundwasser- und Gewasserschutz steht deshalb
der Behandlung als BSAB-Vorranggebiet nicht entgegen. Bei diesem BSAB handelt es sich
um eine auf der Ebene der Regionalplanung zeichnerisch maRstabsbedingte Parzellen-
unscharfe.

4 Far Abgrabungsvorhaben fir Kies-/Sandgewinnung in den europaischen Vogelschutz-
gebieten “Unterer Niederrhein” sowie “Schwalm-Nette-Platte mit Grenzwald und Mein-
weg” und sonstige Abgrabungsvorhaben flr Kies-/Sandgewinnung bzw. Tongewinnung,
die eines dieser Gebiete einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten und
Planen erheblich beeintrdachtigen kénnten, ist in dem jeweiligen Zulassungsverfahren
neben dem erforderlichen Nachweis der Zuldssigkeit nach den Vorgaben des LG NRW in
Verbindung mit dem BNatSchG eine den 6kologischen Erfordernissen der Vogelschutz-
gebiete entsprechende Rekultivierung sicherzustellen. Bereits erteilte fachrechtliche
Zulassungen bleiben unberihrt. Aufgrund von Problemen in der Beschaffung ausreichen-
der Mengen geeigneter Verflllmaterialien bzw. der dementsprechend im Regionalplan
dargestellten Nachfolgenutzung “Oberflachengewadsser”, verbleiben nach der Gewinnung
von Sand und Kies im EG-Vogelschutzgebiet “Unterer Niederrhein” und bei sonstigen
Abgrabungen, die dieses Gebiet einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten
und Planen erheblich beeintrachtigen kdnnten, in der Regel Abgrabungsgewasser. Diese
Abgrabungsgewadsser liegen in Bereichen, die vorher als Acker oder Grinland teilweise
Gansedsungsflachen darstellten. Angesichts der besonderen naturschutzfachlichen Bedeu-
tung der Gansedsungsmoglichkeiten sind daher bereits auf regionalplanerischer Ebene
Vorgaben fir die Zulassungsverfahren erforderlich.

® Im Ziel 76 wird dementsprechend festgelegt, dass Abgrabungsvorhaben in BSAB im
europdischen Vogelschutzgebiet “Unterer Niederrhein” nicht zu einer Verringerung der
gesicherten Gansedsungsmoglichkeiten fihren dirfen. Gleiches gilt fir sonstige Rohstoff-
abgrabungen, die dieses Vogelschutzgebiet einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen
Projekten und Planen erheblich beeintrachtigen kénnen. Die betreffenden MaRnahmen in
den jeweiligen Zulassungsverfahren mussen gewahrleisten, dass fur verloren gehende
Asungsflichen geeignete Flichen in der Regel innerhalb des Vogelschutzgebietes z.B.
durch Umwandlung von Acker in Grinland qualitativ aufgewertet werden; falls nicht
anders moglich werden funktional vergleichbare landwirtschaftliche Nutzflachen im Ein-
vernehmen mit den betroffenen Grundeigentiimern zuséatzlich in das Vogelschutzgebiet
einbezogen. Dies ist eine Voraussetzung fir die Zulassungsfdhigkeit nach LG NRW in
Verbindung mit dem BNatSchG. Kohdrenzsicherungsmalinahmen kommen nur dort in
Betracht, wo sich auch fir die Bewirtschafter der angrenzenden landwirtschaftlichen
Flachen keine zusatzlichen Einschrankungen fir die ordnungsgemaRe landwirtschaftliche
Nutzung und die Entwicklung ihrer Hofstellen ergeben.

Bereits erteilte fachrechtliche Zulassungen bleiben unberihrt. Im Antrag soll dargelegt
werden, warum von entsprechenden Malnahmen innerhalb des VSG abgesehen wird,
sofern dies der Fall ist. Es besteht die Erwartungshaltung, dass die Kiesindustrie — unter
Einhaltung der naturschutzrechtlichen Anforderungen — konsensuale Losungen anstrebt.

" Bei Arrondierungen des EG-Vogelschutzgebietes erfolgt die Meldung der Gebiets-
vergroRerung an die EU im Rahmen der 6-jdhrlichen Berichterstattung durch das Umwelt-
ministerium.
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& Der Regionalrat macht mit seiner Abwagung deutlich, dass die Vorranggebiete fir

BSAB nicht isoliert betrachtet, sondern Bestandteil des Regionalplans insgesamt als inte-
griertem Planungskonzept sind und ein vollstandiges ausgewogenes Gesamtkonzept der
Konzentrationsflachen (“Positiv- und Negativflachen”) im Plangebiet erkennen lassen (vgl.
BVerwG, Urteil vom 13. Marz 2003, Az: 4 C 4/02). Dieses Planungskonzept soll im Zuge
des Monitorings fortentwickelt werden. Der Regionalrat hat damit fir die Abgrabungs-
tatigkeit im Planungsgebiet Disseldorf substantiellen Raum geschaffen. Die ausgewiesenen
BSAB reichen damit unter Bericksichtigung des durchschnittlichen jahrlichen Verbrauchs
weit Uber die 10-Jahresfrist hinaus, innerhalb der der Regionalplan gemals § 15 Abs. 5
LPIG in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Februar 2001, zuletzt gedndert durch
Artikel | des Gesetzes vom 3.2.2004, Gberprift und ggf. gedndert werden sollte. Es han-
delt sich damit um eine auf langfristige Vorsorge ausgerichtete Regionalplanung.

9 Der Rohstoffbedarf ist fiir einen Zeitraum von mehr als 20 Jahren, fir sehr begrenzt
verfligbare Rohstoffvorkommen (z.B. Kalkstein, Dolomit, Braunkohle) auch dartber hin-
aus, berlcksichtigt worden. Dabei wurde berlcksichtigt, dass zur langfristigen Verflgbar-
keit wertvoller Rohstoffe qualifizierte Ersatzstoffe aus dem Baustoffrecycling und die
geblndelte Gewinnung von mehreren Rohstoffen einer Lagerstatte zur Verringerung des
Bedarfs an Primarrohstoffen beitragen kann und soll.

0 1n den Abgrabungsbereichen flir die Gewinnung von Ton, Tonstein und Lehm im
Grenzwald (Kreis Viersen) soll unter Bericksichtigung der angestrebten Wiederherrich-
tung der Abbau auf die Bodenschatze Ton, Tonstein, Lehm (ggf. inklusive Uberdeckungen)
beschrankt bleiben.

1 Mit der Konzentration von Abgrabungsvorhaben auf die dargestellten Abgrabungsbe-
reiche wird das Ziel verfolgt, Lage und GréfRe von Abgrabungsvorhaben im Planungsgebiet
zu steuern. Auch Vorhaben mit einer Gesamtflache von weniger als 10 ha sollen in den
Konzentrationszonen durchgefihrt werden. Auf diese Weise sollen die gewinnbaren
Rohstoffmengen optimiert und die regionale Flachenbeanspruchung und die Konflikt-
intensitat der Abbautéatigkeit vermindert werden.

12 Die Privatnitzigkeit der Flachen, die von der Ausschlusswirkung der Konzentrations-
entscheidung erfasst werden, ist zwar eingeschrankt, wird aber nicht beseitigt. Ein Eigen-
timer muss es grundsatzlich hinnehmen, dass ihm eine moglicherweise rentablere Nut-
zung seines Grundstiicks verwehrt wird. In diesem Kontext wird in Bezug auf die
Beriicksichtigung privater Interessen bei der Festlegung der Vorgaben fir die Rohstoff-
sicherung und -gewinnung darauf hingewiesen, dass diese Interessen im Rahmen der
51. Anderung des GEP99 erneut in die Abwigung eingestellt wurden und dass in diesem
Verfahren auch eine nach dem Landesplanungsgesetz vom 03. Mai 2005 inzwischen
erforderliche Offentlichkeitsbeteiligung durchgefiihrt wurde.

B 7ur Bericksichtigung der Belange vorhandener Unternehmen werden jedoch in Z4
Fallkonstellationen festgelegt, die vom ansonsten geltenden Ausschluss von Abgrabungen
auBerhalb der Abgrabungsbereiche nicht erfasst werden. Diesbezlglich wird erganzend
darauf hingewiesen, dass fachrechtliche Versagungsgrinde bei den von der Sonder-
regelung nach Z4 erfassten Vorhaben unberihrt bleiben. Wie sich aus dem Zieltext ergibt,
gilt die Gewahrleistungsregelung gemald Z2 nur fir BSAB.

14 Erweiterungen sind dabei wie folgt zu verstehen: Der betreffende Bereich schlieRt
unmittelbar an den BSAB oder die Abgrabung/den Verfiillbereich an. Bei zwischenliegen-
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den kleineren Strallen (solchen, die nicht gemall Regionalplan dem vorwiegend grof3-
raumigen, Uberregionalen und regionalen Verkehr dienen) oder entsprechend kleinen
anderweitigen Trennflachen ist jedoch regionalplanerisch unter Berlcksichtigung der
Parzellenunschéarfe des Regionalplans auch von einer Erweiterung auszugehen, wenn die
Bereiche ansonsten ohne diese StralRen oder diese Trennflaichen aneinander angrenzen
wurden.

15 Bezlglich der raumlichen Abgrenzung der einzelnen Ausschlussbereiche kann — ergan-
zend zur Moglichkeit der Nachfrage bei den fachlich zustandigen Behorden oder Institu-
tionen — bei der Regionalplanungsbehoérde nach den aktuellen Daten gefragt werden
(Einsichtnahme z.B. in die jeweils relevante aktuellste Fassung des Auskunftssystems zu
schitzenswerten Boden).

18 Derinz4 Bedingung d) enthaltene Ausschluss von Abgrabungen (nicht nur von Erwei-
terungen) in bestimmten Gebietskategorien liegt im hohen o6kologischen, bodenkund-
lichen, siedlungsstrukturellen oder wasserwirtschaftlichen Wert der Bereiche sowie in der
in der Regel gegebenen Verflgbarkeit alternativer Rohstofflagerstatten begriindet.

17 |nsbesondere sollen landschaftsdkologisch sensible Bereiche von zuklinftigen Abgra-
bungen freigehalten werden, demgegeniber konfliktarmere Bereiche unter Berlcksich-
tigung der landschafts- und siedlungsstrukturellen Voraussetzungen und besonderer
Forderung umweltvertraglicher Gutertransportmoglichkeiten intensiver zur Rohstoff-
gewinnung genutzt werden. Der Abbau ist rdumlich konzentriert und in zeitlich Uber-
schaubaren Abschnitten durchzufiihren. Fur die dargestellten Abgrabungsbereiche sollte
ein Gesamtabbaukonzept erstellt werden. Dieses sollte rahmensetzende Angaben zum
Abbauablauf, zur Herrichtung/Folgenutzung sowie zum Ausgleich und Ersatz nach der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung enthalten.

18 Rohstoffabbau und Schaffung von Gewasserflachen in stark durch Abbaukonzentration
beanspruchten Teilrdumen sollen nur zuldssig sein, wenn im Hinblick auf die Siedlungs-
entwicklung und auf ortliche Folgenutzung Beeintrdachtigungen ausgeschlossen werden
kdnnen.

19 Bej der Bewertung des Raumanspruches Rohstoffgewinnung sind die besonderen
Koordinationsmoglichkeiten mit anderen Raumansprichen zu bertcksichtigen, die insbe-
sondere gegeben sind

e zur Verbesserung des regionalen Freizeitwertes (z.B. durch Schaffung von Erholungs-
seen und Sportmaoglichkeiten),

e zur Bereitstellung von Verfillmoéglichkeiten bzw. zur Wiederherstellung urspriinglicher
Nutzungen,

e zur landschaftsdkologischen Entwicklung (z.B. durch Schaffung von Feuchtgebieten).

20 purch entsprechende Gestaltungen im Rahmen der planerischen Gesamtkonzeption
eines landschaftsbezogenen und umwelt- sowie sozialvertraglichen “NaturFreizeit-
verbundes Niederrhein” konnen die Abgrabungsbereiche in Rees im Anschluss an den
dargestellten Allgemeinen Siedlungsbereich fir zweckgebundene Nutzungen — Ferienein-
richtungen und Freizeitanlagen Rees/Reeser Meer in Gebieten/Bereichen mit Schutz-
funktionen zu einer Verbesserung der bestehenden oder geplanten Ausgangssituation
bzw. der Zieldarstellungen des Regionalplans fuhren.
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2L |nnerhalb der Bereiche fiir die Sicherung und den Abbau von Bodenschatzen ist die
angestrebte Folgenutzung als raumordnerisches Ziel dargestellt. Die verbleibenden Wasser-
flachen sind generalisiert dargestellt. Rohstoffabbau in Bereichen fir den Schutz der Natur
(Kernbereichen des landesweiten Biotopverbundsystems), international bedeutsamen
Gebieten (z.B. RAMSAR-Flachen) und Gewasserauen, fir die ein Gewadsserauenprogramm
erstellt worden ist, sowie die Art der Wiederherrichtung sind nur in Ubereinstimmung mit
den 6kologischen Entwicklungszielen des jeweilig betroffenen Naturraums zuldssig. Einzel-
heiten regelt das Genehmigungsverfahren.

22 Die Belange des Bodendenkmalschutzes sind bei nachfolgenden Planungen und Mal3-
nahmen frihzeitig zu bericksichtigen.

23 7um Verhaltnis des Regionalplans zum Braunkohlenplan ist auf das LPIG zu verweisen.
Dieses legt u.a. in § 26 Abs. 1 fest, dass die Braunkohlenpléne auf der Grundlage des
Landesentwicklungsprogramms und der Landesentwicklungspldne und in Abstimmung
mit den Regionalplanen im Braunkohlenplangebiet Ziele der Raumordnung festlegen,
soweit es flr eine geordnete Braunkohlenplanung erforderlich ist. Die Nachfolgenutzungen
der Braunkohlen-BSAB stehen mit diesen Festlegungen im Einklang und beachten die
Zielvorgaben der Braunkohlenplane.

%4 \m Vorfeld der Tagebaue Garzweiler | und Garzweiler |l lagernde Kiese und Sande
stehen fur den vorlaufenden Abbau durch Dritte zur Verfligung, soweit sie nicht flr die
Gestaltung des Kippenkorpers und flir die Wiedernutzbarmachung benétigt werden.
Abgrabungen im Vorfeld sind jedoch spatestens mit der Inanspruchnahme der Flachen fur
den Braunkohlenbergbau zu beenden. Die dargestellten Abbaugebiete flr die Braunkohlen-
gewinnung entsprechen den verbindlichen Zielen der Braunkohlenplane Frimmersdorf
und Garzweiler Il, in denen die fir eine geordnete Braunkohlenplanung erforderlichen
Ziele enthalten sind.

% Fine Uberpriifung der BSAB-Darstellungen und der Sondierungsbereichsabbildungen
findet im Zuge eines regelmaligen Rohstoffmonitorings statt. Fortschreibungen der
zeichnerisch dargestellten BSAB erfolgen auf der Grundlage der Beikarte 5C — Rohstoffe.

27 Bej der Entscheidung Uber kinftige BSAB und kinftige Sondierungsbereiche sollen
insbesondere die folgenden Kriterien bertcksichtigt werden:

e das auf der Basis einer langfristigen Versorgungseinschatzung beruhende Mengen-
gerust,

e die Gewahrleistung langfristiger Planungssicherheit,

e die mittel- bis langfristig vermehrte Darstellung von Abgrabungsbereichen im rhein-
fernen Binnenland zum Schutz der Rheinaue,

e die Darstellung von Abgrabungsbereichen vorrangig in raumordnerisch konfliktarmen,
nicht aber in konfliktreichen Bereichen,

e die Darstellung von Abgrabungsbereichen vorrangig aullerhalb von Bereichen mit
besonders guten landwirtschaftlichen Produktionsbedingungen,

e die Darstellung von BSAB nur aulRerhalb von FFH-Gebieten, gemeldeten Europdischen
Vogelschutzgebieten, Naturschutzgebieten, geméall Biotopkataster des LANUV wert-
vollen Biotopen, Landschaftsschutzgebieten mit Abgrabungsverbot, Bereichen mit
gemal Auskunftssystem BK 50 des Geologischen Dienstes NRW besonders schiitzens-
werten Boden, Bereichen zum Schutz der Natur, Bereichen fir spezialisierte Intensiv-
nutzungen in der Landwirtschaft, sonstigen Zweckbindungen im Freiraum (2.ec der
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Anlage 3 zur LPIG-DVO), Bereichen fir den Grundwasser- und Gewdsserschutz und
auch auBerhalb der darlber hinausgehenden Einzugsgebiete gemaRk Beikarte 4G Was-
serwirtschaft,

e der Vorrang von Erweiterungen (inkl. Wiederaufschllissen) vor Neuaufschlissen,

e die Lagerstatteneigenschaften sowie

e die Abwagung mit anderen Belangen im Einzelfall (z.B. der Ortsgebundenheit seltener
Rohstoffe).

28 Ferner sollen kiinftig BSAB-Neudarstellungen vorrangig in Kombination mit regional-
planerisch gewlnschten (Nachfolge-) Nutzungen fir Belange des Naturschutzes, des
Stadtebaus, der Landschaftsentwicklung und/oder der Freizeit und Erholung erfolgen
(,gesellschaftlicher Mehrwert”). Zwecks Begrenzung dauerhafter, unnatirlich wirkender
Landschaftsveranderungen und angesichts hinreichender alternativer Sondierungs-
bereiche sollen Sondierungsbereiche nur fur Kies/Kiessand, bei denen voraussichtlich
(mindestens Uberwiegend) ein Trockenabbau erfolgt, bei der Fortschreibung der BSAB
nachrangig bericksichtigt werden, sofern — unter Bericksichtigung wasserwirtschaftlicher
Aspekte — keine Verfillung festgeschrieben wird (z.B. Uber textliche Ziele) oder ander-
weitig hinreichend abgesichert ist (z.B. abschnittsweise Herstellung der alten Héhenlage,
so dass nie mehr als 10 ha verritzt und noch nicht verfillt sind).

29 |nwieweit Infrastrukturvorhaben von der Regelung nach Z8, Absatz 2 erfasst werden,
ist unter BerUcksichtigung des Malistabes der Beikarte Rohstoffe und der Par-
zellenunscharfe des Regionalplans zu sehen. Unter anderem vor diesem Hintergrund ist
bei linearen Infrastrukturvorhaben (Leitungen, geschitzten Biotopen (§ 62 LG), gemal
Verkehrstrassen) in der Regel davon auszugehen, dass das Z8, Absatz 2 diesen Infrastruk-
turvorhaben nicht im Wege steht.

30 Kinftige Abgrabungsinteressen und erganzende Ausfiihrungen zu Nachfolgenutzungen
sind schriftlich und mit geeigneten Unterlagen (Karte u.A.) bei der Regionalplanungs-
behorde anzumelden, damit sie im Zuge von Fortschreibungen der Beikarte 5C in der
Abwdgung berlcksichtigt werden kénnen.

31 Hingewiesen wird beziiglich des Mengengeristes darauf, dass dem Regionalrat regel-
maRig Gber das im Planungsgebiet Disseldorf stattfindende Rohstoffmonitoring berichtet
wird. Weiterfiihrende Informationen zur Rohstoffgewinnung kbnnen daher — neben den
Unterlagen zur Aufstellung und zu entsprechenden Anderungen des Regionalplans (die
entsprechend der Systematik des Landesplanungsgesetzes und der zugehorigen Durch-
fihrungsverordnung auch die Angaben dazu enthalten, aus welchen Grinden die einzel-
nen graphischen und textlichen Darstellungen erfolgt sind) — auch den Sitzungsunterlagen
zum Monitoring entnommen werden. Bitte bei Interesse an der Einsichtnahme von
Sitzungsunterlagen, Informationen Uber Abkirzungen etc. ggf. an die Regionalplanungs-
behdrde wenden oder Informationsangebot unter www.brd.nrw.de > Regionalrat > Archiv
nutzen.

32 Die Sondierungsbereiche fir kinftige BSAB entsprechen zusammen mit den BSAB
dem, was im LEP 95 mit dem Begriff Reservegebiete belegt wird/war.

Im Regionalplan sind einzelne BSAB mit einer FlachengrolRe kleiner 10 ha dargestellt. Dies

liegt darin begriindet, dass im Planungsgebiet aufgrund der hohen Vorbelastung auch
BSAB unter 10 ha regionalbedeutsam sind.
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Lagerstatten fossiler Energien und Salze

Die ErschlieBung von Lagerstitten von fossilen Energietragern und Salzen
soll raum-, natur-, und landschaftsvertréglich erfolgen und auf die Belange von
Land- und Forstwirtschaft Riicksicht nehmen. Insbesondere sollen Gefahren fiir die
Bevolkerung vermieden werden.

Auf eine Nutzung unkonventioneller Erdgasvorkommen soll verzichtet wer-
den, sofern Mensch, Natur und Landschaft dadurch erheblichen Risiken ausgesetzt
werden oder erheblich beeintriachtigt werden kénnten.

Insbesondere soll in folgenden Bereichen die Methode ,,Hydraulic Fracturing”
zur etwaigen Gasgewinnung aus unkonventionellen Erdgasvorkommen nicht ein-
gesetzt werden:

Allgemeine Siedlungsbereiche (Regionalplan),

Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen (Regionalplan),
Bauflachen gemaR kommunaler Bauleitplanung,

Regionale Griinziige (Regionalplan),

Bereiche fiir den Schutz der Natur (Regionalplan),
Vogelschutzgebiete,

Flora-Fauna-Habitat-Gebiete,

Naturschutzgebiete,

Geschiitzte Landschaftsbestandteile,

Gesetzlich geschiitzte Biotope (§ 30 BNatSchG/§ 62 LG NRW),
Waldbereiche (Regionalplan),

Biotopkatasterflichen (Daten des LANUV),

Biotopverbundflachen der ersten Stufe (Daten des LANUV),
verfahrenskritische Vorkommen planungsrelevanter Pflanzen- und Tierarten,
Bereiche fiir den Grundwasser und Gewdsserschutz (Regionalplan),
Wasserschutzzonen |, Il, IlIA und llIB,

Heilquellenschutzgebiete,

Uberschwemmungsbereiche (Regionalplan),

Risikogebiete fiir Hochwasser gemall WHG und lberflutete Gebiete gemaR
Fachplanung,

e Oberflichengewadsser.

Diese vorstehend unter G3 genannten Bereiche sollen auch nicht durch ,,Hydraulic
Fracturing” auBBerhalb der Bereiche beeintrachtigt werden.

Ebenso soll keine Nutzung unkonventioneller Erdgasvorkommen unter sonstigen
besiedelten Bereichen mit dauerhaften Wohn- oder Arbeitsstitten sowie — wenn
ein Gasaustritt unter besiedelten Bereichen aufgrund der Nahe nicht absolut aus-
geschlossen werden kann — in Randbereichen um entsprechende besiedelte Berei-
che erfolgen.
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Erlauterungen

Derzeit ist weitgehend offen, ob im Planungsgebiet in der Zukunft — Uber die Braun-
kohlen-BSAB hinaus — eine Nutzung von Lagerstatten fossiler Energietrager und Salze
stattfinden wird und in welchen Bereichen diese gegebenenfalls realisiert werden soll. Die
Grundsatzvorgaben enthalten daher vorsorglich Anforderungen, die zu raum-, natur- und
freiraumvertraglichen Entscheidungen lber solche etwaigen Nutzungsabsichten beitragen
sollen und dabei Eingang finden sollen in die Erarbeitung z.B. von Fachplanungen in den
Bereichen Landschaftsplanung und Gewdsserschutz, die hierzu ggf. weitergehende Fest-
setzungen enthalten kénnen. Dies schliefit insbesondere auch den Schutz des Menschen
ein. Viele offene Fragen gibt es dabei derzeit insbesondere zur Thematik der Nutzung von
Erdgas aus unkonventionellen Lagerstatten, so dass dieser Thematik besonders viel Raum
eingeraumt wurde.

Angesichts der zumeist weitreichenden Folgen des Bergbaus und im Interesse einer
schnellen Verfahrensdurchfiihrung sollten etwaige Vorhabentréger frihzeitig ihre Planun-
gen der Regionalplanungsbehorde vorlegen und die voraussichtlichen raumbedeutsamen
Auswirkungen darlegen. Hier ist auch auf die Beteiligungsregelungen des LPIG zu verwei-
sen.

Die etwaige umfassende Beriicksichtigung der Grundsatzvorgaben ist dabei aber noch
keine hinreichende Voraussetzung fir die fachrechtliche Zuldssigkeit entsprechender
Vorhaben. Zudem ist mit der Einhaltung der Grundsatzvorgaben auch keine positive,
zulassigkeitsfordernde Aussage verbunden.

Zum Begriff Hydraulic Fracturing (auch ,Fracking” genannt): Dies ist eine Bergbaume-
thode, die Tiefbohrungen ergdnzt durch das Einpressen einer FlUssigkeit in eine durch
eine Bohrung erreichte Erdkrustenschicht. Die Methode erzeugt dort Risse oder weitet
vorhandene auf und stabilisiert dies. Ziel ist es, die Durchlassigkeit der Gesteinsschicht so
zu erhéhen, dass ein wirtschaftlicher Abbau von Bodenschatzen erméglicht wird.

Rohstoffgewinnung
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Windenergieanlagen

Die raumlichen Voraussetzungen fiir einen Ausbau der Windenergie sollen
auf geeigneten Standorten geschaffen werden.

Hoéhenbegrenzungen fiir Windkraftanlagen sollen héchstens auf Standorten
vorgesehen werden, auf denen rechtliche Vorgaben oder besondere stadtebau-
liche Griinde dies erfordern.

Darstellungen und Festsetzungen in Bauleitplanen fiir raumbedeutsame
Windkraftvorhaben auBerhalb der im Regionalplan dargestellten Windenergie-
bereiche sind in folgenden Bereichen nicht zulassig:

e Bereichen fiir den Schutz der Natur (BSN),
e Allgemeinen Siedlungsbereichen (ASB) — ohne ASB fiur zweckgebundene Nut-
zungen.

Dies gilt nicht fiir bereits in Bauleitpladnen fiir die Windenergienutzung vorgesehene
Bereiche.

Erlauterungen
Die textlichen Vorgaben zur Windenergienutzung sollen dazu beitragen, die rdum-
lichen Voraussetzungen fir einen raumvertraglichen Ausbau dieser erneuerbaren Energie-
form zu schaffen.

Dabei ist zum Verstandnis der Vorgaben vorweg darauf hinzuweisen, dass im Regional-
plan zusatzlich zu den textlichen Regelungen Windenergiebereiche graphisch als Vorrang-
gebiete dargestellt sind, denen aber keine Konzentrationswirkung zukommt. Es kénnen
daher Planungen fir raumbedeutsame Windenergieanlagen auch aufierhalb der Wind-
energiebereiche vorgesehen werden, sofern dies vereinbar ist mit den sonstigen Vorgaben
der Raumordnung (z.B. zeichnerischen und textlichen Darstellungen des Regionalplans) —
und z.B. dem Fachrecht und dem Recht der Bauleitplanung.

Hingewiesen wird ferner darauf, dass auch bei Vorranggebieten nicht ausgeschlossen

ist, dass bei einem konkreten WEA-Vorhaben im Zulassungsverfahren fachrechtliche
Aspekte zwingend entgegenstehen. Zum Teil enthalten die Sitzungsunterlagen zur Regional-
planfortschreibung und insbesondere die Begriindung schon Hinweise auf mogliche
entsprechende Problemfelder.
4 G1 richtet sich insbesondere an die Bauleitplanung und Landschaftsplanung. Er zielt
dabei unter anderem — unbeschadet rechtlich ohnehin bestehender Anpassungserforder-
nisse — ab auf die rasche Umsetzung der regionalplanerischen Vorranggebiete und
gegebenenfalls die Schaffung der Voraussetzungen flir weitergehende lokal intendierte
Windkraftvorhaben.

Der Grundsatz G2 soll zwar mit dazu beitragen, dass die raumlichen Moglichkeiten der

Windkraftnutzung moglichst effizient und flachensparend genutzt werden. Es gibt aber
auch rechtlich zwingend erforderliche Ho6henbeschrankungen (z.B. des Luftverkehrs-
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rechtes), die zu beachten sind. Auch besondere stadtebauliche Grinde (z.B. ein heraus-
ragendes und besonders schitzenswertes Ortsbild, das aufgrund der Bedingungen des
Einzelfalls massiv beeintrachtigt werden wirde) konnen dies erfordern. Dem tragt der
Grundsatz Rechnung.

® In 71 werden fiir raumbedeutsame bauleitplanerische Windkraftvorhaben aulRerhalb
der Vorranggebiete Bereiche definiert, welche als entsprechend schitzenswert ange-
sehen werden. Es kbnnen an Standorten auRerhalb der Vorranggebiete und aullerhalb
der hier genannten Bereiche aber auch weitere Vorgaben der Raumordnung entgegen-
stehen, z.B. aus Regionalplankapiteln zu den Themen Siedlung, Freiraum oder Luftverkehr.
Gleiches gilt fir fachrechtliche Vorgaben, z.B. Wasserschutzgebietsverordnungen.

” Wann von raumbedeutsamen Windkraftvorhaben auszugehen ist, hangt von den
Bedingungen des Einzelfalls ab. Gegebenenfalls relevante Kriterien sind hier z.B. die
Dimensionen des Vorhabens, der Standort und seine Vorbelastung sowie die Auswirkungen
auf Vorgaben der Raumordnung (z.B. zur Siedlungsentwicklung). Bei Vorliegen einer
Windfarm i.S.d. UVPG (mindestens drei Anlagen) kann aber grundsatzlich von einer
Raumbedeutsamkeit ausgegangen werden. In der Regel wird auch eine Einzelanlage mit
einer Gesamthdhe von mehr als 100 Metern als raumbedeutsam anzusehen sein.

8 Die vorstehenden beiden Absitze gelten auch fir Bauleitplanungen, welche die
Grundlagen flr solche Vorhaben legen bzw. solche Vorhabendimensionen nicht am
Standort ausschlieRen.

° Die Sonderregelung fur bereits in Bauleitplanen fir die Windenergienutzung vor-
gesehene Bereiche in Z1 umfasst auch Anderungen innerhalb dieser Bereiche (z.B. sind
Anderungen beziiglich Hohenregelungen dort zuléssig).

10 Hinzuweisen ist im Ubrigen darauf, dass auch in der Wasserschutzzone Ill A eines
festgesetzten Wasserschutzgebietes oder eines abgegrenzten Einzugsgebietes flir die
offentliche Trinkwassergewinnung sowie in den Bereichen fir den Grundwasser- und
Gewdsserschutz (sogenannte Reservegebiete/Zone | - Il A) Windkraftanlagen je nach
Vorhabensausfuhrung und Standortbedingungen ein Grundwasserbeeintrachtigungs- oder
Gefahrdungspotenzial darstellen kénnen (siehe auch Kapitel 4.4.2).

Solarenergieanlagen

Standorte fiir raumbedeutsame und — wenn es sich um Standorte im Auf3en-
bereich handelt — zugleich nicht nach § 35 Abs. 1 BauGB privilegierte Solarenergie-
anlagen sind auBerhalb der folgenden Bereiche nicht zulassig:

o gewerbliche, industrielle, bergbauliche, verkehrliche und wohnungsbauliche
Brachflachen oder

o militarische Konversionsflachen oder

e im Regionalplan dargestellte Bereiche fiir Aufschiittungen oder Ablagerungen
- sofern dies mit der Zweckbestimmung Aufschiittung / Ablagerung standortlich
vereinbar ist — oder
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e im Bauleitplan dargestellte Bereiche fiir Aufschiittungen oder Ablagerungen
- sofern dies mit der Zweckbestimmung Aufschiittung / Ablagerung standortlich
vereinbar ist — oder

Bereiche in einer Entfernung von bis zu 150 Metern zu bestehenden und zugleich
jeweils im Regionalplan dargestellten BundesfernstraBen und Schienenwegen.

Nach den Absdtzen 1 oder 2 mégliche Planungen oder Vorhaben diirfen nicht
in Bereichen mit besonders schutzwiirdigen Boden liegen.

Die Anforderungen in Z1 und Z2 gelten auch fiir entsprechende raumbedeut-
same Erweiterungsvorhaben.

Vorgaben des Regionalplans zur Beschrankung der Siedlungsentwicklung auf
ASB, GIB und vorhandene Ortslagen sowie Vorgaben zu Allgemeinen Freiraum-
und Agrarbereichen und die entsprechende generelle Zweckbestimmung stehen
Solarenergieanlagenplanungen und -vorhaben nicht entgegen, die nach Z1, Z2 und
Z3 nicht ausgeschlossen sind.

In der Gesamtflache der nach Z1, Z2, Z3 und Z4 nicht ausgeschlossenen
Bereiche sollen in der Bauleitplanung auf geeigneten Standorten Maoglichkeiten
geschaffen werden, raumbedeutsame Solarenergieanlagen zuzulassen.

Erlauterungen
L Unter Solarenergieanlagen im Sinne dieser Vorgabe fallen Photovoltaikanlagen und
Solarthermieanlagen.

Wann ein entsprechendes Vorhaben raumbedeutsam ist, ist von den Bedingungen des
Einzelfalls abhédngig. Neben der GroRe des Vorhabens sind hier beispielsweise Aspekte der
Sichtbarkeit und der Auswirkungen auf standértlich relevante Vorgaben der Raumordnung
und andere raumbedeutsame Nutzungen und Qualitdten relevant. Hingewiesen wird
darauf, dass auch hier erganzend die Vorgaben der Landesplanung zu beachten sind.

2 Fir die in 21 angesprochene Thematik der Privilegierung nach §35 BauGB ist immer
die aktuell giiltige Fassung des BauGB heranzuziehen.

Beziiglich der Begriffe ,,AuRenbereich”, ,Brachflachen” und ,Konversionsflachen” in Z1
wird auf das entsprechende einleitende Kapitel mit den Begriffsdefinitionen verwiesen.
Ferner wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass eine Bauleitplanung
gegebenenfalls auch mit Bedingungen versehen werden kann. Das ist besonders wichtig
fur die Konversionsflaichen. Denn es heiRt, dass eine entsprechende Uberplanung vor
diesem Hintergrund je nach Fallgestaltung auch moglich sein kann, wenn es sich noch
nicht um eine Konversionsflache handelt, aber die Aufgabe der militarischen Nutzung
ansteht.

4 Mit den in 71 genannten Darstellungen des Regionalplans fir BundesfernstralRen und
Schienenwege sind nur die Darstellungen gemaR der Legende/des Planzeichenverzeich-
nisses gemeint und nicht die Inhalte der topographischen Karte. Der Abstand ist dabei
vom Fahrbahnrand bzw. Gleisrand zu messen. Die Zielsetzung erfasst nur entsprechende
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baulich bereits vorhandene — bei Bauleitplanung zum Zeitpunkt der Bauleitplanauf-
stellung; bei Zulassungsverfahren in denen die Ziele der Raumordnung greifen zum Zeit-
punkt der Anlagenzulassung — Strallen und Schienenwege (d.h. dass bei Letzteren auch
Gleise vorhanden sein missen).

Der in der Vorgabe Z1 angesprochene unmittelbare Anschluss an Ortslagen oder Sied-
lungsraumdarstellungen ist wie folgt zu verstehen: Bei zwischenliegenden kleineren Stralken
(solchen, die nicht gemaRk Regionalplan dem vorwiegend groRrdumigen, Gberregionalen
und regionalen Verkehr dienen) oder entsprechend kleinen anderweitigen Trennflachen
ist regionalplanerisch unter Beriicksichtigung der Parzellenunschéarfe des Regionalplans von
einem unmittelbaren Anschluss auszugehen, wenn die Bereiche ansonsten ohne diese
Strallen oder diese Trennflachen aneinander angrenzen wirden.
® Die Einstufung der in der Vorgabe Z2 genannten Bbdden richtet sich — unter Bertcksich-
tigung der Parzellenunscharfe des Regionalplans — nach Karte der schutzwirdigen Boden
Nordrhein-Westfalens des Geologischen Dienstes (GD) NRW im Malstab 1:50 000. Wenn
der Geologische Dienst jedoch Anderungen der Karte zusagt, kann dies bereits vorlaufend
bericksichtigt werden.

Die Geltung anderer gegebenenfalls entgegenstehender Vorgaben der Raumordnung
bleibt von Z4 unberihrt. Dies betrifft z.B. auch die regionalplanerischen Darstellungen fur
Aufschittungen und Ablagerungen. Die entsprechende Nutzung darf durch Solarenergie-
anlagen trotz der Nennung in Z1 nicht in Frage gestellt werden. Aber auch Darstellungen
z.B. von BSN werden entsprechenden Vorhaben entgegenstehen.

Nicht geeignet im Sinne von G1 sind in der Regel Standorte, auf denen Gberwiegende

Belange z.B. des Landschaftsschutzes oder der Erholung der Anlagenerrichtung entgegen-
stehen. Dazu kdénnen je nach Standortbedingungen auch Barrierewirkungen gehoren. Auch
die Themen wirtschaftlicher Anlagenbetrieb oder fehlendes bzw. vorhandenes Investoren-
interesse kdnnen fir die Eignung von Bedeutung sein, zumal sie fir die Frage des Plan-
erfordernisses von Bedeutung sind. Zwingendes Fachrecht — z.B. aus dem Naturschutz-
recht — gilt zudem ohnehin ungeachtet der Vorgaben des Kapitels 5.5.2, so dass darauf
hier nicht ndher eingegangen wird.
% Die Formulierung ,In der Gesamtflache” in G1, bedeutet nicht, dass auf der gesamten
korrespondierenden lokalen Gesamtflache — abzlglich ungeeigneter Standorte — ent-
sprechende Médglichkeiten geschaffen werden sollen. Abgezielt wird nur auf eine oder
mehrere Teilflachen innerhalb der lokalen Gesamtflache, sofern es lokal geeignete Stand-
orte gibt.

B Beziiglich G1 wird ergdnzend darauf hingewiesen, dass im Rahmen der kommunalen

Bauleitplanung auch Rickbauregelungen z.B. Uber stddtebauliche Vertrage als Option zum
Freiraumschutz geprift werden kénnten.
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Biomasseanlagen

Standorte fiir raumbedeutsame und — wenn es sich um Standorte im Auf3en-
bereich handelt — zugleich nicht nach § 35 Abs. 1 BauGB privilegierte Anlagen zur
energetischen Verwertung von Biomasse (Biomasseanlagen) diirfen nur innerhalb
der folgenden Bereiche liegen:

o Siedlungsraum gemaRB Planzeichenverzeichnis des Regionalplans oder

e zu Beginn des entsprechenden Bauleitplanungs- oder — falls keine Bauleit-
planung erfolgt — des Zulassungsverfahrens baulich gepragte gewerbliche, berg-
bauliche, verkehrliche und wohnungsbauliche Brachflachen oder

e zu Beginn des entsprechenden Bauleitplanungs- oder - falls keine Bauleit-
planung erfolgt — des Zulassungsverfahrens baulich gepragte militdrische Kon-
versionsflachen.

Ausgenommen von den Ausschlusswirkungen nach Absatz 1 sind sonstige Standor-
te im Freiraum fiir nicht nach § 35 BauGB im AuBenbereich privilegierte Biogas-
anlagen, wenn alle nachstehenden Anforderungen 1 bis 2 erfiillt werden:

Der Standort grenzt an ein vorhandenes Vorhaben im AuBenbereich gemaf} § 35
BauGB an, das dort unbefristet zuldssig ist und dem sich die Biogasanlage in
Grundflache und Héhe unterordnet.

Am Standort

e besteht eine nachgewiesene Einspeisemoglichkeit fiir Gas in ein lberortlich
verbundenes Gasnetz oder in ein gesondertes Netz mit Anschluss an im Zu-
sammenhang bebaute Ortsteile oder

¢ die voraussichtlich iiberwiegende Nutzung der liberschiissig anfallenden Warme
durch vorhandene Abnehmer wurde nachgewiesen.

Ebenso ausgenommen von den Ausschlusswirkungen nach Absatz 1 sind sonstige
Standorte im Freiraum fiir nicht nach § 35 BauGB im AuBenbereich privilegierte
Biogasanlagen, wenn das Vorhaben

¢ in einer Ortslage errichtet wird oder unmittelbar angrenzend daran oder
e unmittelbar angrenzend an Siedlungsraum gemafR Planzeichenverzeichnis des
Regionalplans.

Die Anforderungen von Z1 gelten auch fiir entsprechende raumbedeutsame
Erweiterungsvorhaben.

Vorgaben des Regionalplans zur Beschrinkung der Siedlungsentwicklung auf
ASB, GIB und vorhandene Ortslagen sowie Vorgaben zu BSLE sowie Vorgaben zu
Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen und die entsprechende generelle
Zweckbestimmung stehen Biomasseanlagenplanungen und -vorhaben nicht ent-
gegen, die nach den vorstehenden Zielen Z1 und Z2 nicht ausgeschlossen sind.
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In der Gesamtflache der nach der vorstehenden Regelung nicht ausgeschlos-
senen Bereiche soll raumbedeutsamen Biomasseanlagen in der Bauleitplanung
Raum eingerdumt werden, sofern Erkenntnisse vorliegen, nach denen lokal geeig-
nete Standorte vorhanden sind, an denen keine iiberwiegenden Belange dem
gemaR einer etwaigen kommunalen Abwiagung des Rates entgegen stehen und
Vorhabentriager gegeniiber der Bauleitplanung ein entsprechendes standoértlich
konkretisiertes und weiterhin bestehendes Interesse vortragen haben.

Sofern beabsichtigt ist, Standorte im Siedlungsraum oder in Ortslagen bau-
leitplanerisch fiir raumbedeutsame Biomasseanlagen zu sichern, sollen dafiir
bevorzugt GIB oder Industriegebiete genutzt werden. Dies gilt insbesondere fiir
Anlagen, von denen erhebliche Emissionen ausgehen.

Erlauterungen

Anlagen zur energetischen Verwertung von Biomasse (Biomasseanlagen) sind Anlagen,
in denen Biomasse aus Abfallwirtschaft, Forstwirtschaft und Landwirtschaft (z.B. Garten-
abfalle, Gille, Raps, Palmol, Zuckerriiben, Durchforstungsholzer oder Mais) flr eine ener-
getische Nutzung vorbereitet und/oder energetisch genutzt werden. Bei Biogasanlagen
— als Teilmenge der Biomasseanlagen — wird dabei durch Fermentation Gas produziert
und in der Regel entweder vor Ort verbrannt zur Produktion von Strom und ggf. Warme,
oder das Gas wird zur spateren Verwertung andernorts in ein Gasnetz gespeist.

2 Beziiglich der Begriffe ,,Auenbereich”, ,Brachflaichen” und ,Konversionsflachen” in Z1
wird auf das entsprechende einleitende Kapitel mit den Begriffsdefinitionen verwiesen.
Ferner wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass eine Bauleitplanung
gegebenenfalls auch mit Bedingungen versehen werden kann. Das ist besonders wichtig
fir die Konversionsflichen. Denn es heilt, dass eine entsprechende Uberplanung vor
diesem Hintergrund je nach Fallgestaltung auch moglich sein kann, wenn es sich noch
nicht um eine Konversionsflache handelt, aber die Aufgabe der militdrischen Nutzung
ansteht.

% Fur die Frage der Privilegierung nach § 35 BauGB ist immer die aktuell giltige Fassung
des BauGB heranzuziehen.

Der in Absatz 3 von Z1 angesprochene unmittelbare Anschluss an Ortslagen oder
Siedlungsraumdarstellungen ist wie folgt zu verstehen: Bei zwischenliegenden kleineren
StraBen (solchen, die nicht gemalR Regionalplan dem vorwiegend groRraumigen, Uber-
regionalen und regionalen Verkehr dienen) oder entsprechend kleinen anderweitigen
Trennflachen ist regionalplanerisch unter BerUcksichtigung der Parzellenunscharfe des
Regionalplans von einem unmittelbaren Anschluss auszugehen, wenn die Bereiche an-
sonsten ohne diese StraRen oder diese Trennflachen aneinander angrenzen wirden.

Hinzuweisen ist darauf, dass auch an Standorten, die nach Z1 nicht ausgeschlossen
sind, weitere Vorgaben der Raumordnung entgegenstehen konnen, z.B. aus Regional-
plankapiteln zu den Themen Freiraum oder Luftverkehr. Gleiches gilt fir fachrechtliche
Vorgaben, z.B. Wasserschutzgebietsverordnungen.
® Die Geltung anderer gegebenenfalls entgegenstehender Vorgaben der Raumordnung
bleibt von Z3 unberihrt.
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Wasserkraftanlagen

In Bereichen, in denen eine Wasserkraftnutzung raum- und naturvertraglich
moglich ist, sollen die raumlichen Voraussetzungen fiir eine solche Nutzung
- einschlieBlich Pumpspeicherkraftwerken — geschaffen und vorhandene Anlagen-
standorte erhalten werden.

Erlauterungen
L Die Schaffung der raumlichen Voraussetzungen erfordert nicht zwingend aktive plane-
rische Darstellungen, sondern sie kann auch in dem Verzicht auf entsprechende Restrik-
tionen bestehen.

2 Ferner ist klarzustellen, dass die Vorgabe nicht nur zwingende fachrechtliche Anforde-
rungen unter anderem der Wasserrahmenrichtlinie unberthrt lasst. Eine standortbezogene
Abwagung kann trotz dieses Grundsatzes auch ohne zwingend entgegenstehende fach-
rechtliche oder raumordnerische Grinde zum Ergebnis kommen, dass der Verzicht auf
eine Wasserkraftnutzung sinnvoll ist, z.B. aufgrund gewasserokologischer Nachteile einer
Wasserkraftnutzung.

Geothermieanlagen

In Bereichen, in denen dies raum- und umweltvertraglich realisierbar ist und
keine erheblichen Risiken fiir Raum und Umwelt bestehen, sollen die rdumlichen
Voraussetzungen fiir eine Geothermienutzung geschaffen werden.

Erlauterungen
L Die Schaffung der raumlichen Voraussetzungen erfordert nicht zwingend aktive plane-
rische Darstellungen, sondern sie kann auch in dem Verzicht auf entsprechende Restrik-
tionen bestehen. Fachrechtlich zwingende Regelungen bleiben aber unberihrt —zumal es
sich ohnehin nur um einen Grundsatz handelt.

Ebenso bleibt die Moglichkeit unberihrt, auf Basis einer entsprechenden Abwagung
Verbote flir Geothermieanlagen standortlich insbesondere per Bauleitplanung vorzusehen.
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Kraftwerksstandorte

Neue raumbedeutsame Anlagen zur Erzeugung von elektrischer Energie
mittels der Verbrennung liberwiegend fossiler Energietrager sind auBerhalb der
dargestellten ,,Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen” ohne Zweck-
bindung und solchen mit der Zweckbindung , Kraftwerke und einschlagige Neben-
betriebe” unzulassig, sofern mit diesen Anlagen ihrer Art nach erhebliche Belasti-
gungen verbunden sind. Standorte, auf denen bestehende Bauleitplanfestsetzungen
und -darstellungen entsprechende Kraftwerksnutzungen ermoglichen, bleiben
davon unberiihrt.

Soweit raumbedeutsame Erweiterungen, AusbaumaBnahmen und Neu-
planungen fiir Kraftwerke mit Verbrennungstechnik beabsichtigt sind, sollen diese
Vorhaben an Standorten erfolgen, an denen auch ein Warmeabnahmepotenzial
gegeben ist. Bei der Durchfiihrung der entsprechenden Vorhaben soll Warmeaus-
kopplung und die Einbeziehung in Fernwarmesysteme ermoglicht werden. Die
Satze 1 und 2 gelten nicht fiir Braunkohlekraftwerksvorhaben, die in rdumlicher
Zuordnung zu korrespondierenden Lagerstadtten realisiert werden oder wurden.

Es sollen die planerischen Voraussetzungen dafiir geschaffen oder - falls
bereits vorhanden — erhalten werden, dass Kraftwerksstandorte mit Altanlagen,
die deutlich hinter bei Neuvorhaben iiblichen Energieeffizienzgraden zuriick-
bleiben, modernisiert oder durch neue, umweltvertragliche und ressourcen-
schonende Kraftwerke ersetzt werden kdnnen.

Soweit lokal vorhanden sollen fiir Kraftwerksneuplanungen und -kapazitats-
erweiterungen bevorzugt geeignete existierende Kraftwerksstandorte genutzt
werden.

Erlauterungen

Die Regelungen in Z1 sollen dazu fuhren, dass diese Anlagen auf GIB beschrankt
bleiben — unter anderem Uber eine entsprechende Bindung der Bauleitplanung und die
erganzenden Bindungswirkungen nach § 4 ROG. Sie bedeuten aber nicht, dass jede ent-
sprechende Anlage in jedem GIB zulassungsfahig ist oder dass in jedem GIB eine solche
Anlage entstehen muss. Das Kriterium erheblich belastigen ist im Sinne des § 8 BauNVO
zu interpretieren.

Fernwarmesysteme im Sinne der Vorgabe G1 sind Systeme fiir die Ubertragung von

Warme zwischen Gebauden, Gebdudekomplexen oder Siedlungseinheiten zu Heiz- und
Prozesswarmezwecken. Auf die Entfernung kommt es dabei nicht an. Verbrauchernahe
energieeffiziente Energieerzeugungsanlagen kbnnen z.B. Kombi-Kraftwerke mit Kraft-Warme-
Kopplung sein.
% Die Schaffung der raumlichen Voraussetzungen gemaR G2 kann z.B. in der Anpassung
von Bauleitplanen an moderne Betriebsabldufe bestehen (Anpassung von Detailfestle-
gungen in B-Planen zu Anlagenhohen, Beriicksichtigung eines gednderten Raumbedarfs
etc.). Im Rahmen der bauleitplanerischen Abwagung der Vorgabe G2 kann unter anderem
auch beriicksichtigt werden, wenn ein Standort absehbar kiinftig ohnehin nicht mehr
weiterbetrieben wird oder aus Sicht des Plangebers nicht mehr weiterbetrieben werden
sollte.
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Wesentliche raumordnerische Rechtsgrundlagen fiir den Regionalplan sind:

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), gedndert durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585)

Landesplanungsgesetz (LPIG) vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geadndert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Januar 2013 (GV. NRW. S. 33)

Verordnung zur Durchfiihrung des Landesplanungsgesetzes (Landesplanungsgesetz-
DVO — LPIG DVO) vom 8. Juni 2010, GV. NRW. S. 334, in Kraft getreten am 26. Juni
2010; gedndert (Anlage 3) durch Verordnung vom 13. Mérz 2012 (GV. NRW. S. 146), in
Kraft getreten am 31. Marz 2012; 2. AndVO vom 21. Januar 2014 (GV. NRW. S. 50), in
Kraft getreten am 8.Februar 2014.

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP 95 NRW) vom 11. Mai 1995, GV.
NW. 1995 S. 532

Landesentwicklungsplan Schutz vor Fluglarm (LEP IV) vom 17. August 1998, GV. NW.
1998 S. 512

Verordnung Uber den sachlichen Teilplan grof¥flachiger Einzelhandel zum Landesent-
wicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) vom 11. Juli 2013, in Kraft getreten am
13.Juli 2013 (GV. NRW. S. 420)

Entwurf des neuen Landesentwicklungsplans NRW in der Fassung des Kabinetts-
beschlusses vom 25. Juni 2013 (http://www.nrw.de/landesregierung/landesplanung/
erarbeitung-des-neuen-lep-nrw.html (Zugriff am 12.6.2014))

Das ROG ist unmittelbar geltendes Bundesrecht, weil es in den Bereich der kon-
kurrierenden Gesetzgebung nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 des Grundgesetzes fallt. Das ROG
enthdlt neben Begriffsbestimmungen und Regelungen Uber die Bindungs-wirkung der
Erfordernisse der Raumordnung unter anderem auch Vorschriften Uber das Verfahren zur
Aufstellung von Raumordnungsplanen. Weitere Verfahrensvorschriften finden sich im
Landesplanungsgesetz. Den Landern ist es namlich moglich, sowohl ergdanzende als auch
abweichende Regelungen von den bundesrechtlichen Vorgaben im ROG zu machen (Art.
72 Abs. 3 Nr. 4 GG).

Das Landesplanungsgesetz enthdlt darlber hinaus auch die Vorschriften Uber den
Regionalrat.

Die Legende des Regionalplans in Kap. 8.1 des Regionalplans — einschlieflich der Definitio-
nen der ,Planzeicheninhalte und -merkmale” — basiert entsprechend § 35 LPIG DVO im
Wesentlichen auf Anlage 3 der LPIG DVO in der zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses
Uber den Regionalplan geltenden Fassung. Die Legende enthalt aber auch Planzeichen,
die aufgrund der Besonderheiten des Planungsgebietes erforderlich waren.

MaRgeblich sind in jedem Fall die gegeniber der Anlage 3 LPIG-DVO entsprechend gering-

flgig modifizierte, durch den Regionalrat beschlossene Legende und die zugehorigen
Planzeicheninhalte und -merkmale (nicht die Anlage 3 der LPIG-DVO). Anpassungen bzw.
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Anderungen kénnen nur durch eine entsprechende Entscheidung des Regionalrates im
Rahmen einer Regionalplananderung vorgenommen werden.

Die Festlegungen kéonnen gemal § 8 Abs. 7 ROG Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungs-
gebiete bezeichnen:

Vorranggebiete sind Gebiete, die flr bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder
Nutzungen vorgesehen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet
ausschlieRen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht ver-
einbar sind.

Vorbehaltsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmte raumbedeutsamen Funktionen
oder Nutzungen bei der Abwagung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen
besonderes Gewicht beizumessen ist.

Eignungsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmten raumbedeutsamen Malknahmen
oder Nutzungen, die stadtebaulich nach § 35 des Baugesetzbuchs zu beurteilen sind,
andere raumbedeutsame Belange nicht entgegenstehen, wobei diese Malnahmen
oder Nutzungen an anderer Stelle im Planungsraum ausgeschlossensind.

Bei Vorranggebieten flir raumbedeutsame Nutzungen kann geméaR § 8 Abs. 7 Satz 2 ROG
festgelegt werden, dass sie zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten fir raumbedeut-
same MalBnahmen oder Nutzungen haben.

Die in Kapitel 8.1 des Regionalplans enthaltenen Planzeichendefinitionen geben an, ob es
sich bei den Festlegungen um Vorrang, Vorbehalts- oder Eignungsgebiete handelt. Hierbei
beziehen sich entsprechende Festlegungen auf die Definitionen in § 8 Abs. 7 ROG. Vor-
ranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten werden nur dort festgelegt, wo dies
dort ausdricklich hervorgehoben wird. Der Plangeber hat sich also entschieden, den
Vorranggebieten nicht automatisch die Wirkung von Eignungsgebieten zuzuweisen.

Regionalpldane legen gemal § 18 Abs. 1 LPIG auf der Grundlage des Landesentwicklungs-
planes die regionalen Ziele der Raumordnung fir raumbedeutsame Planungen und MafR-
nahmen im Planungsgebiet fest. Regionalplane sind gednderten Zielen der Raumordnung
im Landesentwicklungsplan anzupassen. Nach § 8 Abs. 2 ROG sind Regionalplane aus dem
Raumordnungsplan fir das Landesgebiet zu entwickeln.

HierfGr malRgeblich war neben dem LEP 95 und dem LEP IV auch die Verordnung Uber den
sachlichen Teilplan groRflachiger Einzelhandel. Diese vorstehenden Regelungen waren
zum Zeitpunkt des Erarbeitungsbeschlusses des Regionalplans in Kraft. Die darin enthal-
tenen Ziele der Raumordnung sind als verbindliche Vorgaben flir den Regionalplan beachtet
worden; die Grundsatze wurden bei der Abwagung berlcksichtigt. Einzelheiten sind der
Begriindung zu den einzelnen Kapiteln zu entnehmen.

Zusatzlich wurde der Regionalplan auch aus dem LEP-Entwurf vom Juni 2013 entwickelt.
Dabei geht der Plangeber zum Zeitpunkt des Erarbeitungsbeschlusses von dem Szenario
aus, dass der neue LEP in der Form des Entwurfs vom Juni 2013 rechtswirksam werden
wird. Fir Anderungen am LEP-Entwurf vom Juni 2013 nach diesem Zeitpunkt gilt, dass
auch diese im Zuge des Aufstellungsverfahrens fir den neuen Regionalplan aufgegriffen
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und entsprechend dem oben gesagten geprift werden sollen. Dies kann bedeuten, dass
Anderungen am Regionalplanentwurf vorgenommen werden miissen, um eine Uberein-
stimmung mit den zukinftigen Festlegungen im neuen LEP zu erreichen.

Soweit die vorstehenden Prifungen im Einzelfall ergeben, dass ein nicht aufzulésender
Konflikt zu Zielen der Raumordnung auf der Landesebene besteht, kann dieser durch Ziel-
abweichungsverfahren gemall § 6 Abs. 2 ROGi. V. m. § 16 Abs. 1 bis 3 LPIG gel6st werden.
Hierauf geht die Planbegriindung jeweils ein.

Der Regionalplan erfillt die Funktionen eines Landschaftsrahmenplanes im Sinne des § 15
Landschaftsgesetz vom 21. Juli 2000, GV. NRW. 2000 S. 568, zuletzt gedndert durch Artikel
1 des Gesetzes vom 16. Marz 2010 (GV. NRW. S. 185), in Kraft getreten am 31. Marz 2010)
und eines forstlichen Rahmenplanes gemdls § 7 Landesforstgesetz. Er stellt regionale
Erfordernisse und Malnahmen zur Verwirklichung des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege (Landschaftsrahmenplan) und zur Sicherung des Waldes (forstlicher Rahmen-
plan) dar und integriert sie in den Regionalplan. Insoweit kann der Regionalplan als Land-
schaftsrahmenplan oder forstlicher Rahmenplan auch fachliche Vorgaben enthalten.

Soweit im Plan auf Rechtsnormen verwiesen wird, ist die zum Zeitpunkt des Aufstellungs-
beschlusses rechtswirksame Fassung gemeint, soweit das nicht im Einzelfall anders dar-
gelegt wird.

Hinsichtlich des Planungshorizontes geht der Regionalplan von einem Zeitraum von etwa
15 Jahren aus; in Teilbereichen werden aber davon abweichende Zeitraume zugrunde
gelegt. Hierauf wird in den Planunterlagen (z.B. in den einzelnen Sachkapiteln oder in der
Planbegrindung) hingewiesen.

Gemalk § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG handelt es sich bei in Aufstellung befindlichen Ziele der
Raumordnung um sonstige Erfordernisse der Raumordnung. Als solche sind sie gemaR § 4
Abs. 1 ROG in Abwagungs- oder Ermessensentscheidungen zu berilcksichtigen. Dies
betrifft zum einen die in Aufstellung befindlichen Ziele des LEP-Entwurfs vom Juni 2013
(in der Fassung des Kabinettsbeschlusses vom 25.06.2013), zum anderen aber auch die
Ziele dieses Regionalplanentwurfs nach Fassung des Erarbeitungsbeschlusses durch den
Regionalrat.
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ERLAUTERUNGSKARTEN

BEIKARTEN /

Vorbemerkung:

Die nachfolgenden Karten werden hier einheitlich als
,Beikarten” bezeichnet. Soweit sie jedoch Inhalte
enthalten, die landesplanungsrechtlich (z.B. im LEP 95)
als ,Erlauterungskarten” gefordert werden, sind diese
zugleich entsprechende , Erlauterungskarten” im Sinne
des Landesplanungsrechtes.
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BEIKARTEN"

(Stand: August 2014)

Teilrdume, fir die die Beikarten
keine inhaltlichen Aussagen tref-
fen, werden nicht abgedruckt, so
dass im Einzelfall Beikarten im
MaBstab 1 : 200 000 weniger als
drei Blatter umfassen.

Aufgrund zu grofer Ahnlichkeit
des Grof3buchstabens 1" und der
Zahl, 1" wird auf die Vergabe des
Kartentitels, 41" verzichtet.
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3A

3B

4A

4B

4C

4D

AE

4F

4G

4H
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5A

5B

5C

Regionale Raumstruktur und Zentrale Orte
(1 Blatt/ 1:400 000)

Regionale Kuiturlandschaften, Kuituriandschaftsbereiche
(1 Blatt / 1:400 000)

Kulturlandschaftsbereiche, kulturhistorische Orte
und linienhafte Strukturen
(1 Blatt /1 ;400 000)

Sondierungen fUr eine zukUnftige Siedlungsentwicklung
(2 Bldtter / 1 : 200 000)

Zentralortlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche
(3 Blatter / 1: 200 000)

Unzerschnittene verkehrsarme Raume
(2 Blatter / 1 : 200 000)

Schutzwurdige Béden
(3 Blatter / 1 : 200 000)

Regionale Griinzlge
(2 Blatter / 1: 200 000)

Kernbereiche fiir die Entwicklung des Biotopverbundes
(3 Blatter / 1 : 200 000)

Regionaler Biotopverbund
(3 Blitter / 1 : 200 000)

Wald
(3 Blatter / 1: 200 000)

Wasserwirtschaft
(3 Blatter / 1 : 200 000)

Vorbeugender Hochwasserschutz
(3 Blatter / 1: 200 000)

Landwirtschaft
(3 Blatter / 1 : 200 000)

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV)
(1 Blatt / 1 : 200 000)

Transportfernleitungen
(3 Blatter / 1: 200 000)

Rohstoffe

(Reservegebiete flr den oberirdischen Abbau
nichtenergetischer Bodenschdtze)

(3 Blatter / 1: 200 000)
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LEGENDE UND
KATEGORISIERUNG

Die Legende des Regionalplans in Kap. 8.1 des Regional-
plans — einschlieBlich der Definitionen der ,Planzeichen-
inhalte und -merkmale” — basiert entsprechend § 35 LPIG
DVO im Wesentlichen auf Anlage 3 der LPIG DVO in der zum
Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses Uber den Regional-
plan geltenden Fassung. Die Legende enthalt aber auch
Planzeichen, die aufgrund der Besonderheiten des Pla-
nungsgebietes erforderlich waren.

MaRgeblich sind in jedem Fall die gegentber der Anlage 3
LPIG-DVO entsprechend geringfligig modifizierte, durch
den Regionalrat beschlossene Legende und die zugehori-
gen Planzeicheninhalte und -merkmale (nicht die Anlage 3
der LPIG-DVO). Anpassungen bzw. Anderungen kénnen
nur durch eine entsprechende Entscheidung des Regional-
rates im Rahmen einer Regionalplananderung vorgenom-
men werden.

Die Festlegungen sind dabei raumordnerische Vorgaben,
d.h. nicht nur nachrichtliche Hinweise. Sie gelten ergan-
zend zu den vorstehenden Zielen und Grundsatzen.

Nicht alle in der Legende enthaltenen Planzeichen mussen
zwanglaufig zu Beginn oder Uber die gesamte Laufzeit des
Regionalplans auch in der zeichnerischen Darstellung ent-
halten sein.



Legende

zeichnerische Darstellung des Regionalplans Dusseldorf

1. Siedlungsraum

2. Freiraum

—

[T
LT

Y

a) Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB)

b) ASB fiir zweckgebundene Nutzungen, u.a.:

c)

d

(=)

f—

a)

b,

a}

d

f—

ba) Ferieneinrichtungen und Freizeitanlagen

bb) ASB fir Gewerbe *

bc) Zweckbindung gemal textlichen Zielen *

Bereiche fiir gewerbliche und
industrielle Nutzungen (GIB), u.a.:

ca) Abfallbehandlungsanlagen

GIB fir flichenintensive Grofvorhaben

GIB fiir zweckgebundene Nutzungen, u.a.:

ea) Ubertdgige Betriebsanlagen und
-einrichtungen des Bergbaus *

eb) Standorte des kombinierten Glterverkehrs

ec) Kraftwerke und einschldgige Nebenbetriebe

ed) Zweckbindung gemal textlichen Zielen *

Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche

Waldbereiche

Oberflachengewdsser

Freiraumfunktionen

da) Schutz der Natur

db) Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierte Erholung

dc) Regionale Griinziige

dd) Grundwasser- und Gewdsserschutz

de) Uberschwemmungsbereiche
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e) Freiraumbereiche fiir
zweckgebundene Nutzungen

ea) Aufschittungen und Ablagerungen, u.a.

ea-1) Abfalldeponien

ea-2) Halden?

eb)

Sicherung und Abbau oberflichennaher
Bodenschatze

ec

Sonstige Zweckbindungen, u.a:

ec-1) Abwasserbehandlungs- und
-reinigungsanlagen

ec-2) Gewidchshausanlagen *

ec-3) Ruhehifen ?

ec-4) Zweckbindung gemaft
textlichen Zielen *

ed) Windenergiebereiche

ee) Windenergievorbehaltsbereiche *

3. Verkehrsinfrastruktur

==

a) Straflen unter Angabe der Anschlufistellen

aa) Stralen fUr den vorwiegend
grofirdumigen Verkehr

aa-1) Bestand, BedarfsplanmafBinahmen

aa-2) Bedarfsplanmalnahmen ohne
raumliche Festlequng

ab

und regionalen Verkehr

ab-1) Bestand, Bedarfsplanmalnahmen

ab-2) Bedarfsplanmalnahmen ohne
raurmnliche Festlegung

ac

L

Sonstige regionalplanerisch bedeutsame
Stralben (Bestand und Planung)

Stralien fiir den vorwiegend tberregionalen
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b) Schienenwege unter Angabe der Haltepunkte Informelle Grenzsignaturen
und Betriebsflaichen

— a) Planungsregion Disseldorf
— b) Kreisgrenze
c) Gemeindegrenze

ba) Schienenwege fiir den Hochgeschwindig
keitsverkehr und sonstigen
grofirdaumigen Verkehr

{h ba-1) Bestand, Bedarfsplanmalinahmen

ba-2) Bedarfsplanmalinahmen ohne

INEENI deme 5
raumnliche Festlegung
bb) Schienenwege fir den Giberregionalen und
regionalen Verkehr
] bb-1) Bestand, Bedarfsplanmalinahmen

bb-2) Bedarfsplanmalnahmen ohne
raumliche Festlegung *

bc) Sonstige regionalplanerisch bedeutsame
Schienenwege (Bestand und Planung)

o T c) Wasserstrassen unter Angabe der
Glterumschlaghéfen

P o Flugplatze
. da) Flughafen/-platze flr den zivilen Luftverkehr
Q db) Militarflugplatze

e) Grenzen der Lirmschutzgebiete gemal} LEP IV ?

f) Larmschutzbereich gemal
Fluglarmschutzverordnungen

_______ fa) Tagschutzzone 1
—_—— fb) Tagschutzzone 2

R —— fc) Nachtschutzzone

1. entspricht der Anlage 3 (Planzeichenverzeichnis der Regionalpline) zur Verordnung
2ur DurchfGhrung des Landesplanungsgesetzes (Landesplanungsgesetz DVO - LPIG DVO)
vorm 8, Juni 2010 (GV. NRW. 2010 5.334) soweit nicht anders gekennzeichnet

2. Planzeichen nicht verwendet

3. Erganzungen gemal § 2 Absatz 4 der 3, Durchfiihrungsverordnung
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Planzeicheninhalte und -merkmale

Vorbemerkungen

Soweit nachstehend die Gebietskategorien Vorranggebiete, Eignungsgebiete und Vorbe-
haltsgebiete genannt und verwendet werden, sind damit die Kategorien gemalk § 8 Abs. 7
ROG gemeint.

Wenn nachstehend oder in den textlichen Darstellungen des Regionalplans nichts anderes
explizit festgelegt ist, haben die nachstehend festgelegten Vorranggebiete dabei nicht die
Wirkung von Eignungsgebieten. Unberilhrt bleiben jedoch die zusatzlichen Wirkungen
erganzender textlicher Vorgaben des Regionalplans.

Soweit in den Oberkategorien (z.B. 1.b:) bereits Kategorien gemal § 8 Abs. 7 ROG genannt
wurden (z.B. Vorranggebiete), gelten diese auch fur die Unterkategorien (z.B. 1.ba).

1. Siedlungsraum

1.a) Allgemeine Siedlungsbereiche — ASB

Vorranggebiete

e Flachen fir Wohnen, wohnvertragliches Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen, offentliche
und private Dienstleistungen,
e siedlungszugehdrige Griin-, Sport-, Freizeit- und Erholungsflachen,

soweit sie nicht mit Planzeichen 1.b) darzustellen sind.

1.b) ASB fiir zweckgebundene Nutzungen

Vorranggebiete

ASB oder ASB-Teilbereiche, die aufgrund ihrer raumlichen Lage oder besonderer Standort-
faktoren oder rechtlicher Vorgaben bestimmten, durch zeichnerische Darstellung mit
Planzeichen 1. ba) gekennzeichneten und/oder durch textliche Darstellungen zu benen-
nenden baulich gepragten Nutzungen vorbehalten sind.

1.ba) Freizeiteinrichtungen und Freizeitanlagen
Feriendorfer, Ferien- und Wochenendhausgebiete, Dauercampingplatze, Einrichtungen

flir Ferien- und Fremdenbeherbergung,

1.bb) ASB fiir Gewerbe

Flachen fir die Unterbringung von Gewerbebetrieben, Einzelhandelsbetrieben mit einem
nicht-zentrenrelevanten Sortiment im Sinne von § 11 (3) BauNVO, Biros-, Dienst-
leistungs- und Freizeiteinrichtungen
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1.bc) Zweckbindung gemaR textlichen Zielen

Flachen fir die Unterbringung von Nutzungen entsprechend der textlichen Ziele in Kapitel
3.2.2 des Regionalplans

1.c) Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen — GIB

Vorranggebiete

Flachen flr die Unterbringung insbesondere von emittierenden Industrie- und Gewerbe-
betrieben und emittierenden offentlichen Betrieben und Einrichtungen sowie jeweils
zuzuordnender Anlagen (Flachen flr Versorgungs- und Serviceeinrichtungen, Griin- und
Erholungsflachen, Abstandsflachen), soweit sie nicht mit Planzeichen 1.d) oder 1.e) dar-
zustellen sind.

1.ca) Abfallbehandlungsanlagen

Ortsfeste Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung oder Behandlung von Abféllen.

1.d) Bereiche fiir flichenintensive GroRvorhaben

Vorranggebiete Regionalplanerische Konkretisierung der LEP-Gebiete fir flachenintensive
GrolRvorhaben, die fiir Vorhaben mit besonderer Bedeutung fiir die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Landes mit einem Flachenbedarf von mindestens 80 ha bestimmt sind.

1.e) GIB fiir zweckgebundene Nutzungen

Vorranggebiete
GIB oder GIB-Teilbereiche, die aufgrund

e ihrer raumlichen Lage,
- besonderer geologischer, verkehrlicher oder anderer spezifischer Standortfaktoren
oder
- rechtlicher Vorgaben

bestimmten Nutzungen vorbehalten sind.

1.ea) Ubertigige Betriebsanlagen und -einrichtungen des Bergbaus

Schacht- und Stollenanlagen, Werkstatten und Verwaltungsgebaude.

1.eb) Standorte des kombinierten Giiterverkehrs

e Glterverkehrszentren:

o Gewerbeflachen fur Verkehrsbetriebe unterschiedlicher Ausrichtung (Transport, Spedi-
tion, Lagerei, Service, logistische Dienstleistung) mit Anbindung an mindestens zwei
Verkehrstrager und einer Umschlagseinrichtung fir den kombinierten Ladungsverkehr,

e Umschlagseinrichtungen fir den kombinierten Ladungsverkehr der Bahnen.

1.ec) Kraftwerke und einschligige Nebenbetriebe

Kraftwerke, Heizkraftwerke, Heizwerke und sonstige Feuerungsanlagen.

1.ed) Zweckbindung gemaR textlichen Zielen

Flachen fir die Unterbringung von Nutzungen entsprechend der textlichen Ziele in Kapitel
3.3.2 des Regionalplans
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2. Freiraum

Gebiete, die vorrangig Freiraumfunktionen erfiillen oder erfiillen sollen.

2.a) Aligemeine Freiraum- und Agrarbereiche

Vorbehaltsgebiete

Flachen fur landwirtschaftliche Nutzung, die aus agrar-wirtschaftlichen oder 6kologischen
Grunden zu erhalten oder zu entwickeln sind,

e Agrarbrachen,

e Grln-, Sport- und sonstige Gemeinbedarfsflachen so-wie Freizeit- und Erholungsflachen,
deren Erscheinungsbild nicht durch Bebauung oder Bodenversiegelung gepragt ist,

e bisherige Siedlungsbereiche oder Teile von Siedlungs-bereichen, die zum Ausgleich fir
die planerische Inanspruchnahme von Freiraum fur Siedlungszwecke im Sinne der
Planzeicheninhalte 1.a) bis 1.ec) als Freiraum zu sichern sind (Tausch- und Ersatz-
flachen),

e sonstige Flachen, die als Freiraum zu sichern sind.

2.b) Waldbereiche

Vorranggebiete

e Wald, der zur Sicherung oder Verbesserung seiner Nutz-, Schutz- oder Erholungsfunk-
tion zu erhalten ist,

e Flachen, die zur Verbesserung ihrer Freiraumfunktionen oder als Tausch- und Ersatz-
fliche flr die Inanspruchnahme von Freiraum fir Siedlungszwecke zu Wald zu ent-
wickeln sind,

e Grinflachen mit Gberwiegendem Waldanteil.

2.c) Oberflaichengewasser

Vorranggebiete

Talsperren, Abgrabungsseen und Hochwasserrickhaltebecken mit Dauerstau sowie natlr-
liche Seen.

2.d) Freiraumfunktionen:
2.da) Schutz der Natur

Vorranggebiete

Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche — Planzeichen 2.a) —, Waldbereiche

e Planzeichen 2.b) — und Oberflachengewasser — Plan-zeichen 2.c) —, in denen die natlr-
lichen Gegebenheiten durch besondere MaRnahmen gesichert oder entwickelt wer-
den sollen (insbesondere Schutz, Pflege und Entwicklung wertvoller Biotope; Aufbau
eines landesweiten Biotopverbundes),

e regionalplanerische Konkretisierung der Feuchtgebiete von internationaler Bedeutung
gemaR LEP,

o festgesetzte Naturschutzgebiete und Freiraumbereiche, die kinftig in

e ihren wesentlichen Teilen entsprechend geschiitzt werden sollen.
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2.db) Schutz der Landschaft und landschafts-orientierte Erholung

Vorbehaltsgebiete

Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche — Planzeichen 2.a) —, Waldbereiche — Plan-
zeichen 2.b) — und Oberflachengewdasser — Planzeichen 2.c) —,

e in denen wesentliche Landschaftsstrukturen und deren landschaftstypische Ausstat-
tung mit natlrlichen Landschaftsbestandteilen gesichert oder zielgerichtet entwickelt
werden sollen,

e die hinsichtlich der Vielfalt, Eigenart und Schénheit des Landschaftsbildes und anderer
Bedingungen fiir die landschaftsgebundene Erholung gesichert oder zielgerichtet ent-
wickelt werden sollen,

o festgesetzte Landschaftsschutzgebiete und Freiraumbereiche, die kinftig in ihren
wesentlichen Teilen entsprechend geschitzt werden sollen.

2.dc) Regionale Griinziige

Vorranggebiete

Freiraumbereiche — insbesondere in Verdichtungsgebieten —, die als Griinverbindung oder
Grlungurtel wegen ihrer freiraum- und siedlungsbezogenen Funktionen (insb. raumliche
Gliederung und klimaokologischer Ausgleich, Erholung, Biotopvernetzung) zu erhalten, zu
entwickeln oder zu sanieren und vor anderweitiger Inanspruchnahme besonders zu
schitzen sind.

2.dd) Grundwasser- und Gewdsserschutz (BGG)

Vorranggebiete

e \Vorhandene, geplante oder in Aussicht genommene Einzugsgebiete (i.S. der Wasser-
schutzzone | — Il A) 6ffentlicher Trinkwassergewinnungsanlagen,
e Grundwasservorkommen und Einzugsgebiete von Talsperren, die
- der 6ffentlichen Trinkwasserversorgung dienen,
- in absehbarer Zeit dafir herangezogen werden sollen oder
- fUr eine entsprechende Nutzung langfristig vorgehalten werden
- (konkret abgegrenzte Wasserreservegebiete i.S. der Wasserschutzzone | — Il A).

2.de) Uberschwemmungsbereiche (USB)

Vorranggebiete

e Auf 100-jahrliche Hochwasserereignisse bemessene Uberschwemmungsgebiete, die
als Abfluss- und Retentionsraum zu erhalten und zu entwickeln sind sowie

e Freiraumbereiche, die als Option zur Rickgewinnung von Retentionsrdumen von einer
Inanspruchnahme fir Siedlungszwecke freizuhalten sind.

2.e) Freiraumbereiche fiir zweckgebundene Nutzungen

Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche — Planzeichen 2.a) —, Waldbereiche — Planzei-
chen 2.b) — und Oberflaichengewasser — Planzeichen 2.c) —, die aufgrund ihrer Lage,
tatsachlichen Nutzung, natlrlichen Ausstattung oder Eignung bestimmten, durch zeichne-
rische Darstellungen der Planzeichen 2.ea) bis ec) gekennzeichneten und/oder durch
textliche Darstellungen zu benennenden Nutzungen oder Entwicklungen vorbehalten
sind.

Legende und Kategorisierung



2.ea) Aufschiittungen und Ablagerungen

Vorranggebiete

Standorte/Vorhaben zur Lagerung oder Ablagerung von Bodenschatzen, Nebengestein
oder sonstigen Massen, ohne zusétzliche symbolhafte Konkretisierung, die aufgrund ihres
Flachenumfangs von mindestens 10 ha als raumbedeutsam anzusehen sind.

2.ea-1) Abfalldeponien

Anlagen zur Ablagerung von Abfallen.

2.ea-2) Halden

Standorte/Vorhaben zur Lagerung oder Ablagerung von Bodenschatzen, Nebengestein
oder sonstigen Massen, ohne zusatzliche symbolhafte Konkretisierung, die aufgrund ihres
Flachenumfangs von mindestens 10 ha als raumbedeutsam anzusehen sind.

2.eb) Sicherung und Abbau oberflachennaher Bodenschitze (BSAB)

Vorranggebiete aufgrund der textlichen Darstellungen mit der Wirkung von
Eignungsgebieten

Zum oberirdischen Abbau geeignete Rohstoffvorkommen von gesamtwirtschaftlicher
Bedeutung;' fiir bereits plan-festgestellte und genehmigte Abgrabungsflachen ist dem
Planzeichen die festgelegte, im Ubrigen eine im Verfahren zur Darstellung des Sicherungs-
und Abbaubereiches zu bestimmende Folgenutzung entsprechend dem Planzeichen
dieser Anlage zu unterlegen.

! im Einzelfall auch im Siedlungsraum denkbar

2.ec) Sonstige Zweckbindungen

Vorranggebiete

Sonstige Freiraumnutzungen oder -entwicklungsziele i.S. von Planzeichen 2.e), die nicht
mit den Planzeichen 2.ea) bis 2.eb) darzustellen sind.

2.ec-1) Abwasserbehandlungs- und -reinigungsanlagen

Abwasserbehandlungsanlagen’

% auch im Siedlungsraum — Planzeichen 1.b), 1.c), 1.d) und 1.e) — darzustellen.

2.ec-2) Gewdchshausanlagen

Gebiete, die flur die Nutzung durch Gewdchshausanlagen vorgesehen sind und andere
raumbedeutsame Nutzungen in dem Gebiet ausschliefRen, soweit diese mit den vorrangi-
gen Nutzungen nicht vereinbar sind. Raumbedeutsame Gewachshausanlagen dienen der
konzentrierten Erzeugung gartenbaulicher Produkte im Unterglasanbau.

2.ec-3) Ruhehifen

Gebiete, die flr die Nutzung als Ruhehafen vorgesehen sind und andere raumbedeutsame
Nutzungen in dem Gebiet ausschlieRen, soweit diese mit den vorrangigen Nutzungen nicht
vereinbar sind.

Legende und Kategorisierung
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2. ec-4) Zweckbindung gemaR textlichen Zielen

Flachen fur die Unterbringung von Nutzungen entsprechend textlicher Ziele in Kapitel 4
des Regionalplans

2.ed) Windenergiebereiche

Vorranggebiete ohne die Wirkung von Eignungsgebieten

Gebiete, die fur die Nutzung der Windenergie vorgesehen sind und andere raumbedeut-
same Nutzungen in dem Gebiet ausschlieRen, soweit diese mit den vorrangigen Nut-
zungen nicht vereinbar sind.

2.ee) Windenergievorbehaltsbereiche

Vorbehaltsgebiete

Gebiete, in denen der raumbedeutsamen Windenergienutzung bei der Abwagung mit
konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen besonderes Gewicht beizumessen ist.

3. Verkehrsinfrastruktur

GroRraumiges, iiberregionales und regionales Wegenetz der Verkehrstrager
StraRe, Schiene und Wasserstralle sowie Luftverkehr

3.a) StraBBen unter Angabe der Anschlussstellen
3.aa) Straflen fiir den vorwiegend groBraumigen Verkehr
Bundesautobahnen und BundesstralRen, soweit sie vorwiegend groRraumige Verkehrs-

funktionen erfillen.

3.aa-1
vorhanden, planfestgestellt, linienbestimmt.

3.aa-2
Bedarfsplanmallinahmen ohne raumliche Festlegung, Grob-trasse, Stralen gemal Braun-
kohlenplan.

3.ab) StraBen fiir den vorwiegend iiberregionalen und regionalen Verkehr

Bundesautobahnen und BundesstraRen — soweit nicht mit Planzeichen 3.aa) darzustellen —
und LandesstrafRen.

3.ab-1
vorhanden, planfestgestellt, linienbestimmt.

3.ab-2

Bedarfsplanmalinahmen ohne rdumliche Festlegung, Grob-trasse, Stralken gemald Braun-
kohlenplan.

Legende und Kategorisierung



3.ac) Sonstige regionalplanerisch bedeutsame Strallen

StralRen zur Anbindung von Siedlungsbereichen sowie von Einrichtungen und Anlagen mit
hohem Verkehrsaufkommen an das Verkehrsnetz.

3.b) Schienenwege unter Angabe der Haltepunkte und Betriebsflachen

3.ba) Schienenwege fiir den Hochgeschwindigkeits- und sonstigen groBrdaumigen
Verkehr

Strecken des schienen- oder spurgefiihrten Hochgeschwindigkeitsverkehrs (z.B. ICE, Trans-

rapid) sowie Schienenschnellverkehrsstrecken (z.B. IC, EC, Interregio, Intercargo)

3.ba-1
vorhanden, planfestgestellt, linienbestimmt, Grobtrasse.

3.ba-2
BedarfsplanmaRnahmen ohne rdumliche Festlegung.

3.bb) Schienenwege fiir den liberregionalen und regionalen Verkehr

Personen- und Guterverkehrsstrecken des mittleren Geschwindigkeitsbereiches (z.B. Regio-
nalbahn, Regionalschnellbahn) sowie Schienenstrecken des regionalbedeutsamen Offent-
lichen Personennahverkehrs (z.B. S-Bahn, City-Bahn, Stadtbahn) und des Guterverkehrs.

3.bb-1
vorhanden, planfestgestellt, linienbestimmt, Grobtrasse.

3.bb-2

BedarfsplanmaRnahmen ohne raumliche Festlegung.

3.bc) Sonstige regionalplanerisch bedeutsame Schienenwege

Schienenstrecken zur Anbindung von regionalbedeutsamen Siedlungsflachen sowie von
Einrichtungen und Anlagen mit hohem Verkehrsaufkommen an das Eisenbahnnetz.

3.c) WasserstraRen unter Angabe der Giiterumschlaghéfen

Vorranggebiete
Binnenwasserstrallen, die dem allgemeinen Verkehr dienen.

3.d) Flugplatze

Vorranggebiete

3.da) Flughifen/-platze fiir den zivilen Luftverkehr

Gelande von Flughafen/-platzen, deren Larmschutzzonen im LEP dargestellt sind.

3.db) Militarflugplitze

Gelande von Flugplatzen, die Uberwiegend militarischer Nutzung vorbehalten sind und
deren Larmschutzzone im LEP dargestellt ist.

Legende und Kategorisierung
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3.e) Grenzen der Lirmschutzgebiete gemaR LEP

Larmschutzzonen von Flugplatzen, die im LEP dargestellt sind.

3.f) Lirmschutzbereiche gemaR Fluglarmschutzverordnungen

Nachrichtliche Ubernahme von in Rechtsverordnungen festgesetzten Larmschutzbereichen

3.fa) Tag-Schutzzone 1

Gemal Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm festgesetzte Tag-Schutzzone 1

3.fb) Tag-Schutzzone 2

Gemal Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm festgesetzte Tag-Schutzzone 2

3.fc) Nacht-Schutzzone

Gemal Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm festgesetzte Nacht-Schutzzone

Legende und Kategorisierung



NADONNEIANY
“NVI1d1VNOID3H

’
.
~
i/
7
-
\
N
)
oo
-
]
L=~
«
-~
r
\
\
~
ra/
<!

179



In diesem Kapitel werden Regionalplandnderungen abgelegt, die nach der erstma-
ligen Aufstellung der Neufassung des Regionalplans vorgenommen wurden.
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Abkiirzung

Abb.
ASB
ASB-GE
ASB-Z
AEG

AFA
BauGB
BauNVO
BGBI.
BGG
BImSchG
BNatSchG

BSLE

bspw.
BSN
bzw.
Cco,
d.h.
DSchG
DVO
DVO - LPIG
EBO
EEG
etc.

FFH

Langfassung

(und ggf. weitergehende Erlduterungen in Klammern)

Abbildung

Allgemeiner Siedlungsbereich

Allgemeiner Siedlungsbereich fiir Gewerbe
Allgemeiner Siedlungsbereich fiir zweckgebundene Nutzungen
Allgemeines Eisenbahngesetz

Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich
Baugesetzbuch

Baunutzungsverordnung

Bundesgesetzblatt

Bereiche flir den Grundwasser- und Gewasserschutz
Bundesimmissionsschutzgesetz
Bundesnaturschutzgesetz

Bereich fliir den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte
Erholung

beispielsweise

Bereich fiir den Schutz der Natur
beziehungsweise

Kohlendioxid

das heifdt

Denkmalschutzgesetz
Durchfiihrungsverordnung
Durchfiihrungsverordnung zum Landesplanungsgesetz
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung
Erneuerbare-Energien-Gesetz

et cetera

Flora-Fauna-Habitat



FGSV Forschungsgesellschaft Strafen- und Verkehrswesen

FluLirmG Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm

FR-Z Freiraumbereich fiir sonstige zweckgebundene Nutzungen
G Grundsatz Nummer ... (Zahl)

Gefolgt

von Zahl

(z.B. ,G1“)

GEP99 Gebietsentwicklungsplan99 (Vorldauferregionalplan; bisher auch
bezeichnet als ,Regionalplan (GEP99)“)

GG Grundgesetz

ggfs gegeben falls

GiB Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereich

GIB-Z Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereich fiir zweckgebundene
Nutzungen

GV. NRW. Gesetz- und Verordnungsblatt NRW

GVz Guterverkehrszentrum

ha Hektar

IGVP Integrierte Gesamtverkehrsplanung des Landes NRW

i.d.R. in der Regel

i.S. im Sinne

i.S.d. im Sinne des

KAS Kommission fir Anlagensicherheit

KFZ Kraftfahrzeug

LANUV Landesamt fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW

LEP 95 LEP NRW Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (vom 11.

Mai 1995) (siehe auch Kapitel 6)

LEP-Entwurf LEP NRW. Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen. (Entwurf

vom Stand 25.6.2013)
Juni 2013
LEP-EH Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen — Sachlicher Teiplan

groRflachiger Einzelhandel (siehe auch Kapitel 6)

LEPro Landesentwicklungsprogramm
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LfoG NRW
LG NRW
LPIG NRW

LPIG DVO

Mio.
MW
Mwel
NSG
OPNV

OPNVG
NRW

km?

NRW
RheinSchPV
RL

ROG

S.u.

SGV. NRW.
SPNV

u.a.

u.A.

UsG

UsB
UVPG

UZVR

Landesforstgesetz NRW
Landschaftsgesetz NRW (siehe auch Kapitel 6)
Landesplanungsgesetz NRW

Verordnung zur Durchfiihrung des Landesplanungsgesetzes
(LandesplanungsgesetzDVO — LPIG DVO) (siehe auch Kapitel 6)

Millionen

Megawatt

Megawatt elektrisch
Naturschutzgesetz

Offentlicher Personennahverkehr

Gesetz Uber den 6ffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein
Westfalen

Quadratkilometer
Nordrhein-Westfalen
Rheinschifffahrtspolizeiverordnung
Richtlinie

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S.
2986), geandert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 2009
(BGBI. I S. 2585)

Seite

siehe unten

Sammlung der geltenden Gesetze und Verordnungen
Schienengebundener Personennahverkehr

unter anderem

unter Abschnitt

Uberschwemmungsgebiet
Uberschwemmungsbereich

Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitsprifung

Unzerschnittene verkehrsarme Raume



vgl.

WE
WHG
WRRL
WSG
WSz

Y4
gefolgt
von Zahl

(z.B. ,21%)

z.B.

vergleiche
Verwaltungsvorschrift
Wohneinheiten
Wasserhaushaltsgesetz
Wasserrahmenrichtlinie
Wasserschutzgebiet
Wasserschutzzone

Ziel Nummer ... (Zahl)

zum Beispiel
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